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DAS  JUDENTUM  IN  DER  WELT 


Das  Schicksal  der  Juden  in  Osnabrück  ist  Teil  des  Gesamtschicksals  eines 
Volkes,  das  wie  kaum  ein  anderes  aus  seiner  Religiosität  und  der  Stärke 
seines  Glaubens  trotz  einer  Verfolgung  durch  Jahrtausende  die  Kraft  des 
Überlebens  gewann.  Auch  die  Darstellung  des  Auftretens  jüdischer  Bewohner 
in  einem  so  begrenzten  Raum  wie  dem  Hochstift  Osnabrück  bedarf  einer 
Einführung  im  Sinne  historischen  Erkennens  und  Verstehens.  Sie  mag  dazu 
beitragen,  das  Phänomen  des  bei  den  christlichen  Völkern  des  Abendlandes 
auftretenden  Hasses  gegenüber  den  Juden  zu  enthüllen,  die  Urgründe  der 
grauenhaften  Verfolgungen  aufzudecken  und  mit  den  Erregern  die  wie  Epi¬ 
demien  auftretenden  Epochen  der  Entmenschlichung  zu  überwinden.  Glaube 
und  Aberglaube  liegen  eng  beieinander,  und  menschliches  Irren  -  wie  es  auch 
die  Zeiten  von  Religionskriegen,  Inquisitionsprozessen,  Hexenverdammun¬ 
gen  aufdecken  -  kann  nur  erfolgreich  bekämpfen,  wer  zu  seinen  Grundlagen 
vorstößt. 

Das  Volk  Israel  war  schon  in  vorchristlicher  Zeit  gefährdet,  mit  seiner  Um¬ 
welt  in  Widerstreit  zu  geraten,  weil  es  sich  als  Wahrer  einer  Offenbarungs¬ 
religion  und  in  der  Überzeugung  von  einem  aus  dem  Volke  Abrahams,  Isaaks 
und  Jakobs  kommenden  Messias  als  Priestervolk  zum  Gottesreich  berufen 
fühlen  mußte.  Die  in  einem  Mißverstehen  dieser  Berufung  liegende  Gefahr 
erkannte  der  Gesetzgeber  und  stellte  möglicher  Hybris  im  19.  Kapitel  des 
Buches  Wajjikra  (3.  Buch  Moses)  das  Gebot  entgegen:  „Du  sollst  deinen 
Nächsten  lieben  wie  dich  selbst;  ich  bin  der  Ewige.“  Und  etwas  weiter  im 
gleichen  Kapitel:  „Wenn  sich  ein  Fremdling  bei  dir  aufhält  in  eurem  Lande, 
so  sollt  ihr  ihn  nicht  bedrücken.  Wie  ein  Einheimischer  von  euch  soll  euch 
der  Fremdling  sein,  der  sich  bei  euch  aufhält.  Du  sollst  ihn  lieben  wie  dich 
selbst;  denn  Fremdlinge  wart  ihr  im  Lande  Mizraim  (Ägypten).  Ich  bin  der 
Ewige,  euer  Gott.“ 

Jesus  von  Nazareth,  der  einen  neuen  Bund  begründete,  bezog  sich  ausdrück¬ 
lich  auf  die  mosaische  Gesetzgebung,  als  er  auf  eine  Frage  nach  dem  vor¬ 
nehmsten  Gebot  antwortete:  „Du  sollst  lieben  Gott,  deinen  Herrn,  von  gan¬ 
zem  Herzen,  von  ganzer  Seele  und  von  ganzem  Gemüt.  Dies  ist  das  vornehm¬ 
ste  und  größte  Gebot.  Das  andere  aber  ist  ihm  gleich:  Du  sollst  deinen  Näch¬ 
sten  lieben  als  dich  selbst.  In  diesen  zweien  Geboten  hanget  das  ganze  Gesetz 
und  die  Propheten“  (Evang.  Matthäi,  Kapitel  XXII,  37-40).  Und  er  be- 
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kannte  ein  andermal:  »Ihr  sollt  nicht  wähnen,  daß  ich  gekommen  bin,  das 
Gesetz  oder  die  Propheten  aufzulösen;  ich  bin  nicht  gekommen  aufzulösen, 
sondern  zu  erfüllen.  Denn  ich  sage  euch  wahrlich:  Bis  daß  Himmel  und  Erde 
zergehen,  wird  nicht  zergehen  der  kleinste  Buchstabe  noch  ein  Tüttel  des 
Gesetzes,  bis  das  alles  geschehe“  (Matth.  V,  17-19). 

In  der  Nichtanerkennung  Jesu,  der  sich  als  eingeborener  Sohn  Gottes  be¬ 
kannte,  zugleich  aber  seine  Bindung  an  das  dem  Moses  übermittelte  Gesetz 
bekundete,  in  der  Leugnung  seiner  messianischen  Sendung  und  göttlichen 
Erlösungstat  durch  die  Juden  liegt  der  Grund  für  die  religiöse  Gegensätzlich¬ 
keit  zwischen  Christentum  und  Judentum.  Die  Kreuzigung  Christi,  die  von 
der  Mehrheit  der  jüdischen  Bevölkerung  Jerusalems  als  Strafe  des  unberech¬ 
tigten  Anmaßers  angesehen  wurde,  galt  den  Christen  als  ein  sichtbarer  Aus¬ 
druck  der  Verleugnung  Gottes  und  wurde  in  Zeiten  der  Intoleranz,  des  Fana¬ 
tismus,  oft  auch  der  Not  zur  Begründung  aller  Gewaltsamkeiten  genommen. 
Die  äußere  Entwicklung  des  Judentums  nach  seiner  Zerstreuung  über  die 
christliche  Welt  begünstigte  die  Gegensätzlichkeit.  Das  Kanonische  Recht 
untersagte  den  Christen,  Geld  gegen  Zinsen  an  andere  Christen  zu  verleihen. 
Es  begründete  dieses  Verbot  bezeichnenderweise  mit  einem  Rückgriff  auf  das 
Gesetz  des  Moses,  der  Jahrtausende  früher  ebenfalls  die  Zinsnahme  im 
eigenen  Volk  untersagt  hatte:  „Du  sollst  deinem  Bruder  keinen  Zins  auf¬ 
erlegen,  keinen  Zins  an  Geld,  Zins  an  Speise,  Zins  an  irgend  etwas,  das  Zins 
frißt.  Fremden  magst  du  Zins  auferlegen,  deinem  Bruder  aber  darfst  du  nicht 
Zins  auferlegen,  auf  daß  der  Ewige,  dein  Gott,  dich  segne  in  jeglichem  Unter¬ 
nehmen  deiner  Hand“  (5.  Buch  Moses,  genannt  Debarim,  Kap.  XXIII, 
20-21).  Durch  das  Kanonische  Recht  wurden  die  in  christlichen  Ländern 
lebenden  Juden  in  das  Geldgeschäft  hineingedrängt,  das  ihnen  in  den  meisten 
Städten  auch  insofern  die  einzige  Lebensmöglichkeit  bot,  als  sich  die  Zünfte 
gegenüber  jedem  Fremden,  zumal  aber  dem  Juden,  fast  hermetisch  ver¬ 
schlossen.  Handel,  zumal  mit  Vieh,  damit  verbunden  Viehschlachtung  und 
Fleischverkauf,  sowie  Darlehensgeschäfte  waren  die  wesentlichen  Berufe,  in 
denen  Juden  sich  betätigen  konnten.  Dabei  konnte  es  ihre  Beliebtheit  nicht 
erhöhen,  daß  die  Zinssätze  früherer  Zeiten  sehr  hoch  waren,  allerdings  nicht 
nur  von  jüdischen,  sondern  ebenso  und  gelegentlich  noch  höher  von  anderen 
Geldverleihern  gefordert  wurden.  Wie  selbstverständlich  entwickelte  sich 
dabei  die  allgemeine  Ansicht,  daß  die  Juden  nur  zum  Handel,  wenn  nicht 
zum  Wucher  geboren  seien,  obwohl  die  Einsicht  in  das  Alte  Testament  hätte 
lehren  können,  daß  sie  in  Palästina  als  Nationalvolk  gelebt  hatten,  das  weder 
der  Bauern,  Hirten,  Handwerker,  Kaufleute,  Techniker,  Ärzte  nodi  der 


Krieger  und  Beamten  ermangeln  konnte.  Noch  im  20.  Jahrhundert  übersah 
man  in  weiten  Kreisen  Deutschlands,  daß  in  jenen  europäischen  Landstrichen, 
wo  die  Juden  nicht  außerhalb  der  Gesellschaft  gestellt  waren,  die  Entwick¬ 
lung  ganz  anders  gelaufen  war  und  die  Juden  auch  im  Handwerk  und  in  der 
Landwirtschaft  ihren  Mann  standen.  In  der  galizischen  Großstadt  Lemberg, 
die  eine  starke  jüdische  Bevölkerung  hatte,  lag  zur  Zeit  der  Donaumonarchie 
das  Handwerk  zum  großen  Teil  in  jüdischer  Hand.  Im  früheren  Polen  gab 
es  Distrikte,  wo  eine  Vielzahl  der  Kleinbauern  jüdischer  Herkunft  war. 

In  Deutschland  zogen  die  Fürsten,  vom  Römischen  Kaiser  deutscher  Nation 
bis  zum  kleinen  Territorialherren  -  die  geistlichen  Landesherren  nicht  ausge¬ 
nommen  -,  zur  Behebung  ihrer  chronischen  Geldschwierigkeiten  vordringlich 
jüdische  Geldverleiher  heran.  Zur  Zeit  der  hohenstaufischen  Weltkaiser  wur¬ 
den  die  Juden  gegen  Entrichtung  einer  Sonderabgabe  als  „Kaiserliche  Kam¬ 
merknechte“  unter  den  Schutz  des  Herrschers  gestellt,  dessen  Geldgeschäfte  sie 
besorgten.  Doch  auch  der  bedeutendste  unter  den  Staufern,  Friedrich  II., 
der,  wie  die  Hofhaltung  in  seinem  sizilianischen  Königreich  bewies,  über 
viele  Vorurteile  seiner  Zeit  hinausgewachsen  war,  nahm  es  hin,  daß  die  Ge¬ 
setzgebung  den  Juden  zwar  die  Sicherheit  von  Leben  und  Eigentum  sowie  die 
Glaubensfreiheit  garantierte,  sie  aber  in  einen  abgesonderten  Rechtskreis 
stellte,  der  ihre  Freiheit  auf  vielen  Gebieten  des  bürgerlichen  Lebens  -  z.  B. 
der  Bekleidung  öffentlicher  Ämter,  der  Ehe,  des  engen  Verkehrs  -  be¬ 
schränkte. 

Daß  das  Prinzip  der  Kammerknechte  nach  dem  Untergang  des  staufischen 
Kaisertums  und  dem  Verfall  der  kaiserlichen  Zentralgewalt  von  den  Landes¬ 
herren  aufgenommen  wurde,  ist  in  der  Geschichte  der  Stadt  Osnabrück  ebenso 
deutlich  festzustellen  wie  die  Tatsache,  daß  Rat  und  Bürgerschaft  in  der 
Gegnerschaft  gegen  die  Juden  ziemlich  einig  waren.  Die  wesentlichen  Gründe 
dafür  sind  bereits  geschildert.  Es  mochte  hier  wie  überall  hinzukommen,  daß 
kleine  Bevölkerungsminderheiten  Anlaß  zu  besonders  kritischer  Beobachtung 
und  Vergleichung  geben.  Um  so  erklärlicher  erscheint  es,  daß  die  Juden  mit 
ihrer  geistigen  Beweglichkeit,  ihrer  vielfältigen  Begabung,  ihren  weiträumi¬ 
gen  Verbindungen  und  ihrem  Anderssein  im  religiösen  Brauchtum  schlimmen 
Anfeindungen,  oft  auch  finsteren  Verdächtigungen  ausgesetzt  waren,  die  bei 
verschiedenen  Anlässen  zu  Ausbrüchen  des  Kollektivhasses  führten. 

In  der  Geschichte  des  mittelalterlichen  Osnabrücks  sind  diese  Dinge  in 
urkundlich  erhärteten  Beispielen  belegt,  wenn  auch  Leben  und  Wirken  jüdi¬ 
scher  Familien  auf  einen  verhältnismäßig  engen  Zeitraum  beschränkt  waren. 
Er  umfaßte  nicht  einmal  zwei  Jahrhunderte  und  endete  spätestens  1431. 
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Die  bodenverbundene  Stadt  mit  der  Schwerblütigkeit  der  eingesessenen 
Bevölkerung,  mit  ihrer  strengen  Ordnung  und  nicht  zuletzt  mit  ihrer 
de  facto  reichsunmittelbaren  Stellung  gegenüber  dem  Landesherrn  war  wohl 
ein  besonders  schwieriges  Feld.  Im  Gegensatz  dazu  war  jüdisches  Leben  in 
vielen  Städten  des  südlichen  und  westlichen  Deutschlands,  zumal  der  rheini¬ 
schen  Gebiete,  wo  die  Juden  Jahrhunderte  vorher  auftraten,  weiterhin  wirk¬ 
sam,  obwohl  die  zeitweiligen  Verfolgungen  in  Pest-  und  Notzeiten  auch  hier 
grauenvolle  Opfer  forderten. 

Die  Sonderstellung  der  Juden  im  öffentlichen  Leben  der  deutschen  Gebiete 
blieb  bei  erheblichen  Differenzierungen  bis  in  das  späte  18.  Jahrhundert  be¬ 
stehen.  Erst  die  Proklamierung  der  Menschenrechte,  vom  Unabhängigkeits¬ 
kampf  der  Nordamerikaner  als  Programm  in  die  große  Französische  Revo¬ 
lution  übernommen,  dann  die  weiteren  geistigen  Revolutionen  im  19.  Jahr¬ 
hundert,  die  auch  auf  religiösem  Gebiet  wirksam  wurden  und  zu  neuem 
Denken  führten,  schienen  die  bürgerliche  Gleichberechtigung  der  Juden  in  den 
meisten  Staaten  Europas  herbeizuführen,  obwohl  immer  wieder  Rückschläge 
eintraten.  Im  19.  Jahrhundert  entwickelte  sich,  auf  der  jahrtausendalten  Ab¬ 
neigung  basierend,  aber  nun  unter  anderen  Vorzeichen,  jener  „Rassenanti¬ 
semitismus“,  der  „semitisch“  gleich  „jüdisch“  setzte. 

Es  kann  hier  nicht  umfassend  die  Frage  erörtert  werden,  wie  weit  man  beim 
Volk  Israel  als  dem  Ursprung  der  heutigen  Juden  noch  von  einer  rein  semi¬ 
tischen  Rasse  sprachen  kann,  doch  mögen  einige  Feststellungen  getroffen  wer¬ 
den:  Bereits  bei  den  Erzvätern  Abraham,  Isaak  und  Jakob  vor  rund  drei¬ 
tausend  Jahren,  dann  bei  dem  mehrere  Jahrhunderte  währenden  Aufenthalt 
Israels  in  Ägypten  und  schließlich  bei  der  Landnahme  in  Palästina  während 
des  13.  vorchristlichen  Jahrhunderts  war  eine  Vermischung  mit  den  Wirts¬ 
völkern  und  der  vorsemitischen  Bevölkerung  Kanaans  eingetreten.  Diese 
Entwicklung  nahm  nach  der  Zerstörung  des  Königreichs  Israel  (721  vor 
Christi  Geburt)  durch  die  Assyrer,  des  Königreichs  Juda  (586  vor  Christi 
Geburt)  durch  die  Babylonier,  dann  nach  der  Rückführung  der  Juden  und 
der  Wiederherstellung  Judas  unter  der  Oberherrschaft  von  Persern,  Ptole¬ 
mäern,  Seleuciden,  Makkabäern  und  Römern,  schließlich  nach  der  Zerstörung 
Jerusalems  (70  nach  Christi  Geburt)  und  der  völligen  Vernichtung  des 
Nationalstaats  anläßlich  des  Aufstandes  Bar  Kochbas  (132-135)  ihren  Fort¬ 
gang.  Vom  Mittelmeerraum  verbreiteten  sich  die  Juden  über  das  christliche 
Abendland,  dann  über  den  Erdball.  Eine  weitere  Vermischung  mit  Bestand¬ 
teilen  der  Wirtsvölker  war  dabei  nicht  zu  verhindern.  Wenn  man  trotzdem, 
nach  dem  Ablauf  von  Jahrtausenden,  in  einem  Zeitraum  also,  wo  viele 
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europäische  Urvölker,  wo  später  Kelten,  Germanen,  Slawen  z.  T.  in  frem¬ 
dem  Volkstum  aufgingen  oder  neue  Mischvölker  mitgestalteten,  von  einem 
jüdischen  Volkstum  mit  einer  -  bei  deutlichen  Abstufungen  -  erkennbaren 
Allgemeinstruktur  sprechen  kann,  so  bedeutet  das  die  geschichtliche  Leistung 
eines  Volkes,  das  in  zäher  Treue  am  Glauben  der  Väter  und  dem  mosaischen 
Gesetz  hielt,  trotz  seiner  Zerstreuung  über  die  Welt  in  seinen  Gliedern  mit¬ 
einander  verbunden  blieb  und  sich  lebendig  erhielt. 

Vor  allem  während  der  Zeit  des  nationalsozialistischen  Regimes  war  es  immer 
aufs  neue  verkündete  These,  daß  das  Judentum  überall  als  Parasit  am  Körper 
des  Wirtsvolkes  und  Nutznießer  fremden  Schöpfertums  auftrete,  selbst  jedoch 
schöpferisch  unfruchtbar  sei.  Als  geschichtliche  Realitäten  seien  einige  Bei¬ 
spiele  aus  dem  letzten  Jahrhundert  und  nur  aus  dem  deutschen  Sprachbereich 
dagegen  gestellt: 

Der  in  der  Welt  am  höchsten  geachtete  Preis  für  wissenschaftliche  und  litera¬ 
rische  Leistungen  ist  der  Nobel-Preis.  Juden  stellen  einen  hohen  Prozentsatz 
der  Nobel-Preisträger.  Der  in  Wien  geborene  Otologe  Professor  Robert  Ba- 
ranyi  erhielt  den  Preis,  weil  er  auf  dem  Gebiet  der  Gehörkrankheiten  und 
ihrer  Behandlung  bahnbrechend  wirkte.  Professor  Paul  Ehrlich,  geboren  in 
Strehlen,  nennt  man  den  Begründer  der  Chemotherapie.  Professor  Max  Born, 
geboren  in  Breslau,  leistete  mit  seinen  Schülern  Heisenberg  und  Pascual  Jor¬ 
dan  einen  entscheidenden  Beitrag  zur  Wellentheorie  der  Materie,  Quanten¬ 
theorie  und  elektromagnetischen  Lichttheorie.  Professor  Albert  Einstein,  ge¬ 
boren  in  Ulm,  schuf  mit  seinen  Arbeiten  über  das  photoelektrische  Gesetz, 
zumal  aber  über  die  von  ihm  aufgestellte  Relativitätstheorie  eine  ganz  neue 
Auffassung  von  Raum,  Zeit  und  Energie.  James  Franck,  geboren  in  Ham¬ 
burg,  errang  mit  G.  L.  Hertz  zusammen  den  Nobelpreis  aufgrund  der  experi¬ 
mentellen  Bestätigung  der  Quantentheorie  und  der  Bohrschen  Atomtheorie. 
Fritz  Haber,  geboren  zu  Breslau,  wurde  für  seine  Entwicklung  der  Hoch¬ 
drucksynthese  des  Ammoniaks  aus  Stickstoff  und  Wasserstoff  ausgezeichnet. 
Gabriel  Lippmann,  geboren  in  Hollerich,  wurde  zum  Bahnbrecher  auf  dem 
Gebiet  der  Photographie  und  Farbphotographie.  Albert  A.  Michelson,  gebo¬ 
ren  in  Bromberg,  schuf  mit  seinen  Präzisionsbestimmungen  und  Interferenz¬ 
methoden  Grundlagen  für  astronomische  Messungen  und  den  Aufbau  der 
Spektralanalyse.  Heinrich  Hertz  erhielt  zwar  nicht  den  Nobelpreis,  weil  er 
bereits  vor  dessen  Stiftung  starb,  gilt  aber  mit  Recht  als  einer  der  Größten  auf 
dem  Gebiet  der  Elektrizität,  nachdem  er  die  Maxwellschen  Theorien  über 
Elektrizität  sowie  Magnetismus  experimentell  bestätigte  und  vollendete,  die 
Grundlagen  der  Elektrodynamik  erarbeitete  und  als  erster  Mensch  elektrische 
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Wellen  erzeugte.  Die  Reihe  großer  Wissenschaftler  jüdischer  Abstammung 
läßt  sich  lange  fortsetzen. 

In  der  Kunst  ist  es  nicht  anders.  Auf  dem  Gebiet  der  Musik  erlangten 
Felix  Mendelssohn-Bartholdy,  Giacomo  Meyerbeer,  Jacques  Offenbach,  Gu¬ 
stav  Mahler,  Oscar  Straus,  Leo  Fall,  Erich  Korngold,  Bruno  Walther,  Leo 
Blech,  Otto  Klemperer  und  andere  hohe  Berühmtheit.  Als  Dichter  und 
Schriftsteller  seien  Berthold  Auerbach,  Heinrich  Heine,  Paul  Heyse,  Hugo 
von  Hofmannsthal,  Franz  Kafka,  Bruno  Franck,  Arthur  Schnitzler,  Franz 
Werfel,  Georg  Hermann,  Alice  Berend,  Stefan  Zweig  genannt,  als  Schau¬ 
spieler,  Sänger  und  Regisseure  Otto  Brahm,  Leopold  Jessner,  Fritz  Kortner, 
Emst  Deutsch,  Elisabeth  Bergner,  Grete  Mosheim,  Fritzy  Massary,  Max 
Pallenberg,  Richard  Tauber,  Ludwig  Barnay.  Die  Namen  des  Graphikers 
Thomas  Theodor  Heines,  der  Maler  Max  Liebermann  und  Hans  von  Maries 
stehen  in  der  Kunstgeschichte  verzeichnet.  Wirtschaftsführer  und  Gründer 
von  weltbekannten  Unternehmungen  waren  Emil  Rathenau,  der  das  Riesen¬ 
werk  der  AEG  schuf,  und  sein  Sohn  Walther  Rathenau,  der  das  Werk  fort¬ 
setzte  und  auch  als  Politiker  und  Schriftsteller  zu  großer  Bedeutung  gelangte, 
ferner  Eduard  Rumpler  als  führender  Industrieller  in  der  Motorenindustrie 
und  weltberühmter  Flugzeugkonstrukteur  der  Pionierzeit,  Albert  Ballin  als 
Generaldirektor  der  Hamburg-Amerika-Linie. 

Es  mag  mit  dieser  gedrängten  Aufzählung  genug  sein.  Bezeichnend  erscheint, 
daß  so  diffizile  Fächer  wie  Physik  und  Chemie,  die  neben  ausgesprochener 
Logik  besondere  Vorstellungskraft  und  unermüdliche  Geduld  erfordern,  daß 
die  medizinische  Wissenschaft  und  in  ihr  die  soziale  Hilfsbereitschaft  beson¬ 
ders  viele  Vertreter  des  Judentums  aufweisen. 

Wenn  unsere  Chronik  der  Juden  in  Osnabrück  dazu  beitragen  könnte,  vom 
Erkennen  zum  Verstehen  zu  führen,  wenn  sie  mithelfen  könnte,  die  Worte 
des  Alten  und  des  Neuen  Testamentes  „Liebe  deinen  Nächsten  wie  dich 
selbst*  zum  Leitsatz  im  Zusammenleben  der  Menschen  und  der  Völker  zu 
machen,  hätte  sie  einen  wesentlichen  Zweck  erfüllt.  Hier  ist  eine  Schicksals¬ 
und  Bewährungsfrage  für  das  christliche  Abendland  angesprochen.  Keine 
christliche  Kirche  kann  zu  den  Vorurteilen  früherer  Zeiten  stehen,  keine  das 
gemeinsame  Erbe  des  Alten  Testamentes,  keine  die  Wahrheit  leugnen,  daß 
Christus  für  alle  Menschen  gestorben  ist.  In  einer  Erklärung  von  Papst 
Paul  VI.  über  das  Verhältnis  der  Kirche  zu  den  nichtchristlichen  Religionen 
heißt  es  u.  a.:  „So  anerkennt  die  Kirche  Christi,  daß  nach  dem  Heilsgeheimnis 
Gottes  die  Anfänge  ihres  Glaubens  und  ihrer  Erwählung  schon  bei  den 
Patriarchen  und  Propheten  zu  finden  sind.  Sie  bekennt,  daß  alle  Christgläu- 
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bigen  als  Söhne  Abrahams  dem  Glauben  nach  in  der  Berufung  dieser  Patriar¬ 
chen  eingeschlossen  sind  . . .  Die  Kirche  glaubt,  daß  Christus,  unser  Friede, 
Juden  und  Heiden  durch  das  Kreuz  versöhnt  und  beide  in  sich  vereinigt . . - 
Der  Weltrat  der  Kirchen,  die  Dachorganisation  aller  protestantischen  Deno¬ 
minationen,  beschloß  1961:  „Der  Antisemitismus  ist  als  völlig  unvereinbar 
mit  dem  Bekenntnis  und  den  Übungen  des  christlichen  Glaubens  zu  rügen. 
Der  Antisemitismus  ist  eine  Sünde  gegen  Gott  und  die  Menschheit.“  Christus 
selbst  aber  sagt  im  Evangelium  des  Johannes,  der  sich  bei  Worten  und  Taten 
des  Herrn  wie  die  anderen  Evangelisten  oft  auf  Gebote  und  Verheißungen 
des  alten  Bundes  bezieht  („Wenn  ihr  Mose  glaubt,  so  glaubt  ihr  mir;  denn  er 
hat  von  mir  geschrieben.“  -  Ev.  Joh.  V,  46)  beim  Abschied  von  seinen  Jün¬ 
gern:  „Ein  neu  Gebot  gebe  ich  euch,  daß  ihr  euch  untereinander  lieb  habt, 
wie  ich  euch  geliebt  habe,  auf  daß  auch  ihr  einander  lieb  habt.  Dabei  wird 
jedermann  erkennen,  daß  ihr  meine  Jünger  seid,  so  ihr  Liebe  zueinander 
habt.“  -  Ev.  Joh.  XIII,  34-35.  Sollten  Jesu  Abschiedsworte,  die  wohl  eine 
abschließende  Zusammenfassung  seiner  Lehre  darstellen,  nur  für  seine  Jünger, 
nicht  aber  für  alle  Welt  in  der  Nachfolge  Christi  Geltung  haben? 
Abschließend  sei  dem  Wunsch  Ausdruck  gegeben,  daß  das  Buch  auch  als 
Denkmal  und  Mahnmal  hingenommen  werde,  als  ehrende  Erinnerung  an 
unsere  jüdischen  Mitmenschen,  die  in  einer  Zeit  der  Gottesferne  schuldlos 
millionenfache  Verfolgung,  Vertreibung,  Gefängnis,  Marter  und  Tod  erlitten. 
Nicht  weniger  als  Dank  an  diejenigen,  die  trotz  einer  grauenvoll  belasteten 
Vergangenheit  den  Weg  zur  Versöhnung  gingen. 
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DIE  JUDEN  IM  MITTELALTERLICHEN  OSNABRÜCK 
(1267-1431) 


In  den  Urkunden  der  Stadt  Osnabrück  wird  im  Jahre  1267  zum  erstenmal 
ein  hier  ansässiger  Jude  erwähnt.  Am  13.  Dezember  dieses  Jahres  beurkun¬ 
dete  nämlich  der  Stadtrichter  Johannes  von  Twent  die  mit  Genehmigung  des 
Domherren  Alfrim  als  Kollators  der  Nikolauskapelle  (am  heutigen  Nikolai¬ 
ort  -  d.  Verf.)  durch  Hermann  Heilrading  erfolgte  Übertragung  einer  an  die 
genannte  Kapelle  zu  leistenden  Wachslieferung  von  seinem  Hause,  „que 
quondam  patris  sui  fuerat,  quam  postea  Jacobus  judeus  ernit“  (das  früher 
seinem  Vater  zu  eigen  war,  das  dann  aber  der  Jude  Jacobus  kaufte). 

Es  ist  wahrscheinlich,  daß  der  Jude  Jacobus  bereits  zur  Vermittlung  von 
Geldgeschäften  in  Osnabrück  tätig  war.  Die  finanzielle  Notlage  der  Landes¬ 
herren  blieb  bei  den  dauernden  Streitigkeiten  chronisch,  und  Geldleute  waren 
überall  gesucht.  Am  13.  Juli  1283  richtete  Bischof  Konrad  II.  von  Osnabrück 
ein  schriftliches  Ersuchen  an  die  Stadt,  sie  möge  sechs  Lombarden  aus  der 
Stadt  Asti  in  Italien,  nämlich  Marketus  Villanus  mit  seinem  Sohn  Balduin, 
die  Söhne  des  Jakob  de  Scharampo,  Scharampus  und  Meylanus,  sowie  die 
Brüder  Michael  und  Peter  de  Serra,  für  einen  Zeitraum  von  10  Jahren  als 
Mitbürger  in  die  Stadt  aufnehmen  und  sie  gegen  jedermann,  nötigenfalls 
gegen  ihn  selbst,  den  Bischof,  schützen.  Die  Lombarden  kamen;  aber  sie  ent¬ 
gingen  dem  allgemeinen  Haß  gegen  jegliche  Finanzleute  -  auch  wenn  sie  nicht 
Juden  waren  -  keineswegs.  Bereits  am  30.  September  1291,  also  zwei  Jahre 
vor  Ablauf  der  10-Jahres-Frist,  mußte  Bischof  Konrad  den  Schöffen  der 
Stadt  eine  schriftliche  Zusicherung  geben,  in  der  er  nach  den  üblichen  Floskeln 
versprach:  „Post  duos  annos  cavercinos  sive  Lumbardos  in  civitate  Osnabur- 
gensi  commorantes  omnes  dimittemus  ncc  eosdem  vel  aliquos  alios  cavercinos 
vel  Lumbardos  ulterios,  quamdiu  vixerimus,  in  dicta  nostra  civitate  Osnabur- 
gensi  vel  infra  dyocesim  nostram  in  aliquam  munitionum  nostrarum  recipie- 
mus  vel  etiam  admittemus.“  (Nach  zwei  Jahren  werden  wir  die  in  der  Stadt 
Osnabrück  wohnhaften  Cavertschen  oder  Lombarden  sämtlich  entlassen  und 
weder  sie  noch  irgendwelche  anderen  Cavertschen  bzw.  Lombarden,  solange 
wir  leben,  in  unserer  vorbenannten  Stadt  Osnabrück  oder  innerhalb  unserer 
Diözese  in  irgendeiner  unserer  Ortschaften  aufnehmen  oder  auch  zulassen.)  * 
Die  hier  und  andernorts  den  Lombarden  gleichgestellten  Cavertschen  (caver- 
cini)  waren  Geldverleiher  aus  der  französischen  Stadt  Cahors  (im  heutigen 
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„Der  alte  Judeneid  um  1300 “ 
Urkunde  im  Staatsarchiv  Osnabrück 


Departement  Lot  et  Garonne),  die  im  Mittelalter  so  etwas  wie  ein  Bankzen¬ 
trum  darstellte.  In  Osnabrück  sind  Leute  aus  Cahors,  trotz  ihrer  Benennung, 
nicht  nachzuweisen  gewesen,  so  daß  man  die  Cavertschen  (cavercinos)  einfach 
als  Begriff  für  Geldverleiher  nehmen  muß. 

Die  Lombarden  verschwanden  aus  der  Stadt,  die  Geldnot  der  Landesherren 
blieb.  Das  wird  dazu  beigetragen  haben,  daß  die  Zuwanderung  von  Juden  in 
Osnabrück  sich  steigerte.  Um  die  Jahrhundertwende  waren  mit  Gewißheit 
bereits  mehrere  Juden  in  der  Stadt,  die  Geldgeschäfte  besorgten.  Bewiesen  ist 
das  durch  eine  Urkunde  im  Stadtarchiv,  aus  der  hervorgeht,  daß  ein  Ritter 
Friedrich  Post  der  Stadt  Osnabrück  die  sehr  hohe  Summe  von  100  Mark 
schuldete,  aber  nicht  zahlen  konnte,  worauf  seine  Bürgen  dem  Rat  der  Stadt 
antrugen,  die  Summe  auf  ihre  Gefahr  von  den  Juden  zu  entleihen.  Das  war 
im  Jahre  1306.  Drei  Jahre  später  erfahren  wir  Genaueres.  Am  27.  November 
1309  nämlich  erteilte  Bischof  Engelbert  II.  einen  Schutzbrief  für  die  in  Osna¬ 
brück  ansässigen  jüdischen  Familien,  in  dem  er  den  Rat  der  Stadt  ersuchte, 
diese  zu  beschützen,  notfalls  auch  gegen  ihn,  den  Bischof,  und  seine  Beamten. 
Es  lautete  da: 

„Nos  Engelbertus  dei  gratia  Osnab.  eccl.  Elektus  et  confirmatus  universis 
presentia  visuris  et  audituris  cupimus  esse  notum  publice  protestantes  quod 
viros  discretos  .  .  .  Scabinos  nostre  Civitatis  Osnab.  presentes  et  futuros  annis 
singulis  rogabimus  et  rogamus.  Vt  ysaac  cum  familia  sua.  Dominam  agicam 
cum  familia  sua.  Nathan  cum  curvo  pede  &  suam  familiam.  Lozan  cum  sua 
familia.  Duos  jacobos  qui  habent  filios  Lozan,  Jacobum  de  Minda  &  surdum 
judeum.  Maritum  filie  eiusdem  Abraham.  Rebeckam  cum  familia  sua.  Item 
filiam  eius  viduam.  Gertan  cum  familia  sua.  Aaron  et  maritum  filie  sue  et 
paruum  nathan.  Judeos  nostros  in  Civitate  nostra  Osnab.  morantes  Nobis- 
cumprotegant  et  defendant  pro  omni  injuria  et  violencia  ipsis  Judeis  quomodo 
libet  inferenda.  Abitramur  etiam  quod  si  Nos  aut  Officiales  nostri  aut  aliqui 
alii  dictis  Judeis  injuri  vellemus  quod  absit  Scabini  predicti  cavebunt  et 
impedient  ne  eisdem  Judeis  huiusmodi  injuria  inferatur.  de  excessibus  autem 
Judeorum  taliter  ordinamus.  Si  Judeus  intra  Synagogam  suam  percutit 
judeum  aut  judeus  christianum  sine  armis  acutis  et  hoc  probari  poterit  per 
unum  Judeum  aut  unum  Christianum  Civem  Osnaburgen.  quem  Judei  repu- 
tent  bone  fame  pro  tali  excessu  dabit  nobis  reus  XII  marcas  denarior.  Os- 
nabr.  Et  si  percutiat  judeus  judeum  vel  judeus  christianum  in  domo  judeorum 
aut  christianorum  quod  probari  possit  duobus  Civibus  quos  Scabini  reputent 
bone  Fame  pro  tali  excessu  dabit  nobis  reus  VI  Marc.  dn.  Osnabr.  Si  vero 
judeus  in  platea  publica  percutiat  judeum  vel  christianum  quod  probari  pote- 
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rit  per  duos  Cives  Osnab.  similiter  bone  fame.  judicio  Scabinorum.  pro  tali 
excessu  dabit  nobis  reus  Quatuor  marcas  den.  Osnab.  Si  autem  percussio 
huius  modi  fiat  armis  acutis  aut  ex  ipsa  percussione  quocunque  modo  mors 
inferatur  tune  non  perdicto  modo  emendabit.  Sed  jure  communi  terre  et  nre. 
diocesis  subjacebit.  Item  si  judea  dixerit  convicia  seu  opprobria  alteri  judee 
in  Synagoga  que  vergunt  in  prejudicium  honoris  ipsius  rea  convicta  duobus 
Judeis  dabit  nobis  pro  huiusmodi  conviciis  dimidiam  amam  boni  vini.  Et  sie 
judeus  judeo  in  Synagoga  dixerit  opprobria  et  convicia  que  vergunt  in  pre¬ 
judicium  honoris  ipsius  judei  reus  convictus  dabit  nobis  unam  amam  boni 
vini.  Presentibus  a  festo  purificationis  bte.  marie  nunc  proximo  post  quatuor 
annos  sequentes  minime  valituris.  In  cuius  rei  testimonium  nostrum  Sigillum 
presentibus  est  appensum.  Datum  Osenbrucge  Anno  domini  M°  ccc°  nono 
feria  quinta  post  festum  beate  Katerine.“ 

(Wir  Engelbert  von  Gottes  Gnaden,  erwählter  und  bestätigter  [Bischof]  der 
Kirche  in  Osnabrück,  wünschen  in  Anwesenheit  aller,  die  es  sehen  und  hören, 
bekannt  zu  machen,  um  was  wir  zuverlässige  Männer,  nämlich  die  Schöffen 
unserer  Stadt  Osnabrück,  und  zwar  die  gegenwärtig  im  Amt  befindlichen  wie 
die  künftigen,  Jahr  für  Jahr  ersuchen  werden  und  bereits  jetzt  ersuchen:  daß 
sie  Isaac  mit  seiner  Familie,  Frau  Agica  mit  ihrer  Familie,  Nathan  mit  dem 
krummen  Fuß  und  seine  Familie,  Lozan  mit  seiner  Familie,  die  beiden  Jaco- 
bus,  die  Söhne  haben,  Lozan,  Jacob  von  Minden  und  einen  tauben  Juden, 
den  Ehemann  seiner  Tochter,  Abraham,  Rebecca  mit  ihrer  Familie,  ebenso 
deren  verwitwete  Tochter,  Gertan  mit  seiner  Familie,  Aaron  und  den  Gatten 
seiner  Tochter  und  den  kleinen  Nathan,  also  unsere  in  unserer  Stadt  Osna¬ 
brück  weilenden  Juden  mit  uns  zusammen  schützen  und  beschirmen  vor  jedem 
Unrecht  und  vor  jeder  Gewalttat,  die  man  den  Juden  auf  irgendeine  Art 
zufügen  wollte.  Wir  meinen  sogar,  wenn  wir  oder  unsere  Beamten  oder 
irgendein  anderer  den  besagten  Juden  ein  Unrecht  antun  wollten,  daß  die 
vorbenannten  Schöffen  Vorsorge  treffen  und  verhüten,  damit  den  Juden  nicht 
auf  irgendeine  Art  Unrecht  geschehe.  -  Uber  Ausschreitungen  der  Juden  aber 
verordnen  wir  folgendes:  Wenn  ein  Jude  innerhalb  seiner  Synagoge  einen 
Juden  oder  ein  Jude  einen  Christen  ohne  scharfe  Waffen  angreift  und  dies 
durch  einen  Juden  bezeugt  werden  kann  oder  durch  einen  christlichen  Bürger 
Osnabrücks,  dessen  guten  Ruf  auch  die  Juden  bestätigen,  so  wird  uns  der 
Angeklagte  für  diese  Übertretung  zwölf  Mark  in  Osnabrücker  Pfennigen 
zahlen.  Und  wenn  ein  Jude  einen  Juden  oder  auch  ein  Jude  einen  Christen 
in  einem  jüdischen  oder  christlichen  Hause  angreift,  was  von  zwei  Bürgern 
bezeugt  werden  kann,  die  den  Schöffen  als  ehrenwert  gelten,  so  wird  der 
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Angeklagte  uns  für  diese  Übertretung  sechs  Mark  in  Osnabrücker  Pfennigen 
zahlen.  Wenn  ein  Jude  auf  öffentlicher  Straße  einen  Juden  oder  Christen 
angreift,  was  von  zwei  Osnabrücker  Bürgern,  ebenfalls  nach  dem  Urteil  der 
Schöffen  von  gutem  Ruf,  bezeugt  werden  kann,  so  wird  uns  der  Angeklagte 
für  eine  solche  Übertretung  vier  Mark  in  Osnabrücker  Pfennigen  geben. 
Wenn  hingegen  ein  Angriff  dieser  Art  mit  scharfen  Waffen  geschieht  oder  aus 
dem  gleichen  Angriff  auf  irgendeine  Weise  der  Tod  resultiert,  wird  der  Täter 
sich  nicht  auf  die  vorbenannte  Art  reinigen  können,  sondern  wird  dem  allge¬ 
meinen  Recht  des  Landes  und  unserer  Diözese  unterworfen  sein.  Wenn  ferner 
eine  Jüdin  in  der  Synagoge  Schmähungen  oder  Unflätigkeiten  gegen  eine 
andere  Jüdin  ausspricht,  die  sich  gegen  die  Beurteilung  ihrer  Ehre  richten, 
dann  wird  die  Angeklagte,  wenn  sie  von  zwei  Juden  überführt  ist,  uns  für 
die  Schmähungen  dieser  Art  einen  halben  Ohm  guten  Weines  entrichten.  Und 
wenn  ein  Jude  gegen  einen  Juden  in  der  Synagoge  Schmähungen  oder  Unflä¬ 
tigkeiten  ausspricht,  die  sich  gegen  den  guten  Ruf  richten,  so  wird  der  An¬ 
geklagte,  wenn  er  überführt  ist,  uns  einen  Ohm  guten  Weines  entrichten.  Die¬ 
ser  Erlaß  soll  zunächst  vom  Fest  der  Reinigung  der  Heiligen  Maria  für  die 
vier  folgenden  Jahre  gelten.  Zur  Bestätigung  dieser  Angelegenheit  ist  dem 
Erlaß  unser  Siegel  angehängt.  Gegeben  zu  Osnabrück  im  Jahre  des  Herrn 
1309  am  vierten  Tage  nach  dem  Fest  der  heiligen  Katharina.)  -  Zur  Straf¬ 
zahlung  in  Wein  muß  gesagt  werden,  daß  ein  Ohm  oder  Ahm  155,76  Litern 
entsprach.  Die  damaligen  Flüssigkeitsmaße  waren  folgende:  1  Fuder  faßte 
6  Ohm,  1  Ohm  enthielt  28  Viertel,  1  Viertel  wiederum  4  Kannen  und 
1  Kanne  schließlich  4  Ort.  Umgerechnet  hatte  also  1  Fuder  934,56  Liter, 
1  Ohm  155,76  Liter,  1  Viertel  5,56  Liter,  1  Kanne  1,39  Liter  und  ein  Ort 
0,35  Liter.  Die  Bezeichnung  „Ort“  für  ein  kleines  Flüssigkeitsmaß  gibt  es 
noch  heute  bei  der  Landbevölkerung. 

Bezeichnend  an  dem  Erlaß  ist,  daß  auch  in  der  Strafjustiz  der  Gelderwerb  für 
die  öffentliche  Hand,  das  heißt  den  Landesherrn,  voranstand.  Die  jüdischen 
Finanzleute  in  der  Stadt  waren  nicht  weniger  unbeliebt  als  vor  ihnen  die 
Lombarden.  Das  ist  nicht  unverständlich,  da  die  Bezeichnung  „Gläubiger“ 
noch  heute  einen  leicht  abwertenden  Klang  hat.  Dazu  waren  die  Zinssätze 
jener  Zeit  von  einer  Höhe,  die  uns  heute  kaum  vorstellbar  erscheint.  Der  Rat 
der  Stadt  muß  auch  dem  Landesherrn  -  wie  vorher  bei  den  Lombarden  - 
unmißverständlich  seine  Unzufriedenheit  über  die  jüdischen  Finanzleute  aus¬ 
gesprochen  haben,  denn  bereits  am  5.  November  1312  erschien  folgender 
Erlaß  des  Bischofs:  „Nos  Engelbertus  dei  Gratia  Eps.  Eccles.  Osnaburg. 
notum  facimus  vniuersis  presentibus  protestando  quod  si  aliquis  Scabinos 
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nostrc  civitatis  aut  Cives  occasione  judeorum  in  Civitate  nostra  Osnab. 
morancium  tarn  presencium  quam  futurorum  aliquibus  injuriis  grauare  vo- 
luerit  hoc  nos  tamquam  principales  de  civium  nostrorum  consilio  et  auxilio 
pro  nostris  viribus  fideliter  defendemus.  Verum  quod  ex  multiplici  queri- 
monia  ad  nostram  pervenit  noticiam  quod  judei  in  christianorum  grave  dis- 
pendium  usuras  ab  ipsis  christianis  nimias  soleant  extorquere.  Nos  Chri¬ 
stianis  in  hoc  condescendere  cupientes  judeis  in  civitate  nostra  Osnaburgensi 
predicta  morantibus  tarn  presentibus  quam  futuris  aut  eorum  familie  cuius- 
cunque  condicionis  existat  nullam  prossus  damus  licenciam  aut  facultatem 
aliquatenus  exponendi  suam  pecuniam  ad  usuram  Mandantes  &  districtius 
inhibentes  judeis  eisdem  ut  si  christiani  necessitate  compulsi  ab  ipsis  judeis 
vel  eorum  familia  pecuniam  receperint  in  quibuscunque  mutui  contractibus 
pignorum  vel  equorum  obligationibus,  non  plus  quam  de  qualibet  Marca  ad 
Septimanam  unum  denarium  recipiant  et  non  ultra.  Quicunque  autem  judeus 
contrarium  fecerit  et  excesserit  pro  tali  excessu  dabit  quinque  marcas  inter 
nos  et  Scabinos  Civitatis  nostre  equaliter  diuidendas.  In  cuius  rei  testimonium 
sigillum  nostrum  presentibus  est  appensum.  Datum  anno  domini  M°  ccc. 
duodecimo  die  dnica  post  festum  Omnium  Sanctorum.“ 

(Wir  Engelbert  von  Gottes  Gnaden,  erwählter  Bischof  der  Kirche  zu  Osna¬ 
brück,  machen  hierdurch  allgemein  bekannt,  daß,  wenn  irgendeiner  der 
gegenwärtig  oder  auch  in  Zukunft  zu  Osnabrück  ansässigen  Juden  die  Schöf¬ 
fen  oder  Bürger  unserer  Stadt  mit  irgendwelchem  Unrecht  zu  belasten  beab¬ 
sichtigt,  wir  dies  als  Landesherr  von  unseren  Bürgern  mit  Rat  und  Tat  nach 
unseren  Kräften  abwehren  werden.  Wahr  ist,  was  aus  vielfacher  Klage  zu 
unserer  Kenntnis  kam,  daß  die  Juden  zur  schweren  Belastung  der  Christen 
übermäßige  Zinsen  von  jenen  Christen  zu  erpressen  pflegen.  Da  wir  nun  in 
dieser  Sache  den  Christen  eine  Erleichterung  zu  schaffen  wünschen,  gewähren 
wir  den  in  unserer  besagten  Stadt  Osnabrück  ansässigen  gegenwärtigen  und 
zukünftigen  Juden  oder  deren  Familien  unter  keinen  anderen  Bedingungen 
die  Erlaubnis  oder  Befähigung,  ihr  Geld  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auf 
Zinsen  zu  verleihen,  als  indem  wir  strengstens  den  Juden  verbieten,  daß  sie, 
wenn  Christen  in  einer  Notlage  von  den  Juden  oder  deren  Familien  Geld 
entgegennehmen,  diesen,  wie  auch  immer  die  Leihbedingungen  bei  Pfand¬ 
stellung  oder  Pferdeverpfändung  seien,  nicht  mehr  als  einen  Pfennig  je  Mark 
in  der  Woche  abnehmen  und  nichts  darüber.  Welcher  Jude  aber  das  Gegenteil 
tut  und  die  Verordnung  Übertritt,  soll  für  diese  Übertretung  fünf  Mark 
geben,  die  zwischen  uns  [dem  Landesherrn]  und  den  Schöffen  [also  der  Stadt] 
gleichmäßig  zu  teilen  sind.  Zur  Bestätigung  dieser  Verordnung  ist  dem  vor- 
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liegenden  Schriftstück  unser  Siegel  angehängt.  Gegeben  im  Jahre  1312  am 
5.  November.) 

Ein  Pfennig  pro  Mark  wöchentlich  würde  heute  einem  Jahresprozentsatz  von 
36,1  entsprechen.  Man  muß  dazu  wissen,  daß  die  Mark  (marca)  einem  Betrag 
von  12  Schillingen  (solidi)  entsprach  und  daß  ein  Schilling  seinerseits  12  Pfen¬ 
nige  (denari)  galt.  Die  Mark  bedeutete  zunächst  nur  einen  Rechnungswert 
und  erschien  nicht  als  geprägte  Münze.  Geprägt  wurden  Pfennige  (zumeist 
kleine  Silbermünzen),  ferner  Halbpfennige  (Hällinge  genannt)  und  Viertel¬ 
pfennige  (Veringe).  Gulden  und  Taler  kamen  später  erst  in  Gebrauch. 
Dr.  Hoffmeyer  macht  in  seiner  „Chronik  der  Stadt  Osnabrück“  folgende 
Angaben:  „1258  wurden  26  Scheffel  Roggen  mit  9  Schillingen,  1  Scheffel 
(etwa  45  Pfund)  also  mit  4  Pfennigen  bezahlt.  In  einer  Rechnung  aus  dem 
Jahre  1295  wird  ein  Scheffel  Hafer  mit  2  Pfennig  berechnet.  1301  kostete 
ein  Malter  (oder  12  Scheffel)  Gerste  und  ein  Malter  Roggen  je  4  Schillinge. 
1  Mark  jener  Zeit  müßte  nach  dem  heutigen  Geldwert  doch  mindestens  zu 
150  Mark  gerechnet  werden.“  Dr.  Hoffmeyers  Chronik  erschien  1918,  wurde 
aber  bereits  erheblich  früher  geschrieben,  die  zweite  Auflage  kam  1935  her¬ 
aus.  Die  Wertbestimmung  mit  der  Bemessung  einer  Mark  des  13.  Jahrhun¬ 
derts  auf  etwa  150  Mark  neuer  Zeit  ist  jedoch  auch  in  der  2.  Auflage  nicht 
mehr  geändert  worden,  obwohl  zwischen  1918  und  1935  wiederum  Differen¬ 
zen  bestanden.  Da  von  1935  bis  heute  der  Geldwert  weitere  Änderungen  er¬ 
fuhr,  würde  eine  entsprechende  Umrechnung  auf  heutige  Verhältnisse  den 
Wert  der  damaligen  Mark  noch  mehr  erhöhen.  -  Zur  weiteren  Illustration  des 
Geldwertes  in  früherer  Zeit  sei  nochmals  Dr.  Hoffmeyer  zitiert.  „Im  Jahre 
1430  verdiente  ein  Schuhmachergeselle  außer  Kost  und  Wohnung  wöchentlich 
bis  zu  27  Pfennig,  wofür  man  fast  zwei  Scheffel  Roggen  kaufen  konnte.  Ein 
Paar  Mannesschuhe  wurde  mit  28  Pfennig  bezahlt.  Der  Schneiderlohn  stand 
sehr  niedrig;  er  betrug  nur  V12  bis  V20  des  Tuchpreises.  Das  Kloster  Gertru¬ 
denberg  zahlte  um  diese  Zeit  an  Tagelohn  dem  Maurermeister  12  Pfennig, 
dem  Maurergesellen  10  Pfennig,  dem  Zimmermeister  9  Pfennig,  seinem  Ge¬ 
sellen  8  Pfennig.  Für  den  Wochenlohn  des  Maurermeisters  konnte  man 
6  Scheffel,  für  den  des  Zimmergesellen  4  Scheffel  Roggen  kaufen.“  Im  Jahre 
1285  wurde  die  Gesamteinnahme  der  Stadt  mit  65  Mark  beziffert,  wozu 
dreieinhalb  Mark  für  einen  verkauften  Garten  kamen.  Absolut  gültige  Maß¬ 
stäbe  geben  die  angeführten  Vergleichszahlen  also  nicht,  da  die  Bewertung 
des  Geldes  zu  stark  an  schwankende  Zeitumstände  gebunden  ist. 

Erscheint  uns  der  von  Bischof  Engelbert  II.  als  Höchstgrenze  festgesetzte 
Zinsfuß  von  1  Pfennig  wöchentlich  auf  eine  Mark  -  es  entspricht  also  36 V» 
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Prozent  Jahreszins  -  mehr  als  wucherisch,  so  muß  dem  gegenübergestellt 
werden,  daß  -  wie  urkundlich  belegt  -  in  Köln  um  1250  sogar  3  Pfennige  - 
über  100  Prozent  -,  in  Dortmund  im  Jahre  1373  von  Einheimischen  2  Pfen¬ 
nige,  von  Auswärtigen  3  Pfennige  genommen  wurden.  Im  Jahre  1270  hatte 
der  Bischof  von  Minden  gar  die  Höchstgrenze  des  Zinsfußes  auf  4  Pfennig 
festgelegt,  was  einem  Jahressatz  von  140  Prozent  entspricht.  Rudolf  I.  ge¬ 
stattete  1277  einmal  einen  Zinsfuß,  der  einem  Satz  von  über  170  Prozent 
entsprechen  würde.  Die  hohen  Zinssätze  änderten  sich  auch  nicht,  als  man 
die  Juden  schließlich  aus  Osnabrück  vertrieben  hatte.  Das  Risiko  der  Dar¬ 
lehensgewährung  wurde  allgemein  nicht  nur  durch  den  hohen  Zinssatz,  son¬ 
dern  auch  durch  Faustpfänder  abgeschirmt,  wozu  besonders  oft  Pferde  dien¬ 
ten.  Man  kann  daraus  schließen,  daß  neben  der  Ritterschaft,  zumal  Bauern 
wie  auch  das  Stadtpatriziat  Darlehen  nahmen  und  daß  andererseits  die 
Juden  mit  dem  Geldgeschäft  den  Pferdehandel  verbanden.  Aus  dem  Erlaß 
des  Bischofs  vom  Jahre  1312  ist  erneut  zu  sehen,  wie  sehr  die  geistliche  und 
weltliche  Obrigkeit  den  Wert  des  Geldes  zu  schätzen  wußte:  Bischof  und 
Rat  teilten  sich  die  Strafgelder. 

Obwohl  unbeliebt,  mußten  die  Juden  dem  Landesherrn  nach  wie  vor  not¬ 
wendig  erscheinen.  Denn  schon  1317  forderte  er  in  einem  Schutzbrief  die 
Schöffen  der  Stadt  -  erneut  unter  dem  Versprechen  jährlicher  Wiederholung 
des  Ersuchens  -  folgendermaßen  auf,  die  Juden  zu  beschützen:  „Nos  Engel- 
bertus  Dei  gratia  Episcopus  Osnabrugensis  protestamur  presentibus  et  notum 
facimus  universis,  quod  nos  viros  discretos . . .  Scabinos  nostrae  Civitatis 
Osnab.  presentes  et  futuros  annis  singulis  rogamus  et  rogabimus,  ut  iudeos 
nostros  in  civitate  nostra  Osnab.  morantes  in  litteris  nostris  sigillo  nostro 
sigillatis  et  eisdem  iudeis  a  nobis  traditis  contentos  et  nominatim  expressos 
nobiscum  protegant  et  dcfendant  ad  ius  nostrum  et  ad  ius  ipsorum  iudeorum, 
prout  in  eisdem  litteris  nostris  prefatis  iudeis  nostris  traditis  continetur,  ne  a 
quoquam  iniuria  seu  violentia  ipsis  iudeis  quomodo  inferatur.  arbitramur 
etiam  quod  si  nos  atque  officiales  nostri  aut  aliqui  alii  dictis  iudeis  iniuriari 
vellemus,  quod  absit,  Scabini  praedicti  vacebunt  et  impedient,  ne  eisdem 
iudeis  huiusmodi  iniuria  inferatur.  in  cuius  rei  testimonium  sigillum  nostrum 
praesentibus  est  appensum.  Praesentibus  litteris  a  festo  purificationis  beatae 
Mariae  virginis  nunc  proxime  futuro  post  quinquennium  minime  valituris. 
Datum  anno  domini  M.  ccc.  decimo  septimo  in  die  Omnium  Sanctorum.“ 
(Wir  Engelbert,  von  Gottes  Gnaden  Bischof  von  Osnabrück,  bekunden  und 
machen  allgemein  bekannt,  daß  wir  zuverlässige  Männer,  nämlich  die  gegen¬ 
wärtigen  und  zukünftigen  Schöffen  unserer  Stadt  Osnabrück,  von  Jahr  zu 
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Jahr  ersuchen  und  ersuchen  werden,  daß  sie  unsere  Juden,  die  in  unserer  Stadt 
Osnabrück  wohnen  und  in  den  mit  unserem  Siegel  versehenen  und  den  Juden 
übergebenen  Urkunden  erfaßt  und  namentlich  angesprochen  sind,  gemeinsam 
mit  uns  schützen  und  verteidigen  nach  unserem  Recht  und  nach  dem  Recht  der 
Juden  selbst,  wie  es  in  vorerwähnten,  unseren  Juden  überreichten  Urkunden 
enthalten  ist,  damit  nicht  von  irgend  jemandem  den  Juden  ein  Unrecht  oder 
eine  Gewalttat  zugefügt  werde.  Wir  meinen  auch,  daß,  wenn  wir  und  unsere 
Beamten  oder  irgendwelche  anderen  Personen  den  Juden  Unrecht  antun  wol¬ 
len,  was  fern  sein  möge,  die  erwähnten  Schöffen  das  verhüten  und  einschrei- 
ten  werden,  damit  den  Juden  nicht  auf  solche  Weise  Unrecht  geschehe.  Zur 
Bekräftigung  dieser  Angelegenheit  ist  unser  Siegel  angehängt.  Die  vor¬ 
liegende  Urkunde  soll  vom  bevorstehenden  Feste  der  Reinigung  der  heiligen 
Jungfrau  Maria  für  mindestens  5  Jahre  gelten.  Gegeben  im  Jahre  des  Herrn 
1317  am  Tage  Allerheiligen.) 

Um  die  Duldung  der  Juden  in  der  Stadt  Osnabrück  gab  es  offenbar  ein  Tau¬ 
ziehen  zwischen  dem  Landesherrn  und  dem  Rat,  wobei  die  Stadt  mit  zuneh¬ 
mender  Selbständigkeit  ihren  Standpunkt  gegenüber  den  Juden  immer  mehr 
verhärtete.  Ein  Erlaß  des  Rates  vom  Jahre  1319  nahm  sich  des  verschleierten 
Hochtreibens  von  Zinslasten  bei  Viehverpfändungen  an  und  griff  dabei 
nochmals  die  Regelung  durch  Bischof  Engelbert  vom  Jahre  1312  auf,  nach  der 
nicht  mehr  als  1  Pfennig  für  die  Mark  im  Verlauf  einer  Woche  an  Zinsen 
zu  berechnen  sei.  Der  Wortlaut  war: 

„Dor  mannigvolden  schaden  der  borgere  in  der  stat  unde  oc  dor  clage  ande¬ 
re^)  lüde  sint  wi  vornomeden  Schepenen  mit  Rat  der  Weisheit  und  mit 
vulbort  der  menhet  der  stades  des  overkomen,  dat  nin  jode  en  sal  perde  hol¬ 
den  in  sinen  hus  to  pande  oppe  scaden.  Werdet  enen  joden  perde  to  pande 
geseth,  de  sali  he  stallen  in  enes  borgeres  hus  to  ettinge  gelink  enen  herber- 
gire.  Unde  en  jewelic  jode  sal  nich  mer  nemen  to  schaden  van  allerlege  pan- 
den  dan  to  der  weken  van  der  marck  enen  pennink.  Welic  jode  hiran  brok- 
haftig  wert,  also  dicke  as  he  brickt,  also  dicke  sal  he  gewen  ene  Marck  in  de 
muren  unde  nine  genade.  Were  dat  sake,  dat  en  karsten  en  pert  to  pande 
holde  ofte  mit  enen  joden  to  plichtede  unde  de  ettinge  hoger  rekende  dan  en 
herbergere,  he  sal  oc  geven  also  dicke  als  he  brikt  ene  maric  in  de  muren 
unde  nine  genade.  Dissen  brochaftigen  joden  sal  men  verwinnen  mit  tuge 
tvier  joden  ofte  tvier  karstenen  ofte  mit  enen  joden  unde  mit  enen  karsten. 
Wil  aver  de  jode  sveren  bi  den  alden  ede  der  joden,  he  blivet  quit,  ofte  men 
en  nicht  vortugen  kan. 
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Disse  tve  vorgenomeden  stucke  van  dotslage  unde  van  den  joden  to  vestene 
unde  ewelike  to  holdene,  hebbe  wi  schepenen  gelovet  unde  gesworen.  Unde 
de  na  uns  gekoren  werdet  in  den  rath,  de  solen  dit  och  loven  unde  sweren. 
De  schepenen,  de  to  tiden  ut  den  rade  gath,  de  sun  den  eth  eschen  van  den 
anderen,  de  dar  in  gath.  Disse  dinc  sin  gesehen  unde  vulendet  na  der  bort 
Godes  dusent  jar  drehundert  jar  unde  negentin  jar  des  nagesten  dages  sunte 
Georgius.“ 

(Durch  mannigfachen  Schaden  der  Bürger  innerhalb  der  Stadt  und  auch 
durch  Klagen  anderer  Leute  sind  wir  vorbenannten  Schöffen  mit  Rat  der 
Weisheit  und  Vollmacht  der  Gemeinheit  der  Stadt  übereingekommen,  daß 
kein  Jude  in  seinem  Hause  Pferde  als  Pfand  für  Zinsen  halten  soll.  Werden 
einem  Juden  Pferde  als  Pfand  gestellt,  so  soll  er  sie  in  eines  Bürgers  Haus 
gegen  die  in  den  Herbergen  übliche  Futtervergütung  einstallen.  Und  ein  jeg¬ 
licher  Jude  soll  nicht  mehr  als  einen  Pfennig  von  der  Mark  in  Wochenfrist 
Zins  nehmen.  Welcher  Jude  diese  Anordnung  Übertritt,  soll  für  jede  Übertre¬ 
tung  eine  Mark  für  die  Stadtbefestigung  zahlen  und  keine  Gnade  erfahren. 
Wenn  ein  Christ  ein  Pferd  als  Pfand  nimmt  oder  mit  einem  Juden  ein  Ab¬ 
kommen  trifft  und  die  Futterkosten  höher  rechnet  als  den  Herbergssatz,  so 
soll  er  ebenfalls  für  jede  Übertretung  eine  Mark  für  die  Stadtbefestigung 
zahlen  und  keine  Gnade  erfahren.  Den  straffälligen  Juden  soll  man  mit  dem 
Zeugnis  von  zwei  Juden  oder  zwei  Christen  oder  eines  Juden  und  eines 
Christen  überführen.  Wenn  der  Jude  aber  bei  dem  alten  Eid  der  Juden 
schwören  will,  so  bleibt  er  frei,  falls  man  es  ihm  nicht  durch  Zeugen  beweisen 
kann.  Diese  zwei  vorerwähnten  Stücke  vom  Totschlag  [einem  vorhergehen¬ 
den  Erlaß.  -  Der  Verf.]  und  von  den  Juden  zu  befestigen  und  ewig  zu  halten, 
haben  wir  Schöffen  gelobt  und  beschworen.  Und  auch  die  nach  uns  in  den  Rat 
kommen,  sollen  dies  geloben  und  beschwören.  Die  Schöffen,  die  jeweils  aus 
dem  Rat  ausscheiden,  sollen  den  Eid  von  den  anderen  fordern,  die  nun  hin¬ 
eingehen.  Diese  Verordnung  ist  geschehen  und  vollendet  nach  der  Geburt 
Gottes  im  Jahre  Tausenddreihundertneunzehn  am  Tage  nach  Sankt  Georg.) 
Kaum  eine  alte  Urkunde  offenbart  den  Geist  des  Mißtrauens  gegenüber  den 
Juden  klarer  als  der  sogenannte  „alte  Judeneid“,  von  dem  im  vorstehenden 
Erlaß  gesprochen  wird.  Die  um  1300  entstandene  Schrift  ist  eine  der  ältesten 
im  Archiv  und  soll  hier  schon  deshalb  wörtlich  übernommen  werden,  weil  sie 
sprachlich  nachzuweisen  scheint,  daß  sie  nicht  in  Osnabrück  selbst  entstanden, 
sondern  von  anderer  Stelle  übernommen  ist,  wo  nicht  das  ausgesprochene 
Niederdeutsch  galt  wie  in  Osnabrück.  -  Um  sich  von  einer  Anklage  zu 
reinigen,  die  gegen  ihn  erhoben  war,  mußte  der  Jude  folgendermaßen  schwö- 
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ren:  „Dat  du  des  unschuldich  bist  der  ticht,  de  di  N.  tiget,  dat  di  also  helpet 
Got,  deselve  Got  de  dar  was,  er  lof  unde  gras,  de  den  hemel  hof  unde  de 
erden  schof  unde  bi  der  heilige  e,  de  Got  gaf  Moyse  uf  den  Berge  to  Synai  in 
ener  stenen  taflen,  de  Moyses  brachte  di  an  dinen  gesiechte.  Uf  tu  menen  et 
sveres,  dat  di  swike  Abraham,  Ysaak  unde  Jacob  unde  de  vif  boke  Moyses; 
of  tu  menen  et  sveres,  dat  di  verslinde  de  erd,  alse  dede  Dathan  unde  Abiron 
unde  Gomorra;  of  tu  menen  et  sveres,  dat  tu  werdes  gewandelet  in  ene  salte 
sul,  alse  Lothes  wif  wart,  darum  dat  se  weder  sag,  do  se  van  Sodoma  gink; 
of  tu  menen  et  sveres,  dat  di  besta  de  masersocht  alse  bestant  to  rechte  Jeti 
heren  Elisens  knechte;  of  tu  menen  et  sveres,  dat  di  verberne  dat  hellesche 
vur,  dat  verbrande  de  Kindere  dor  heren  Helisens  gebedes  willen.  Dat  diese 
et  recht  unmene  si,  dat  di  also  helpe  Adonay,  of  tu  desen  manne  unrecht 
svoren  hebbes,  dat  din  sat  nummer  mer  tor  annere  sade  menget  werde,  noch 
din  vles  tor  heiligen  Erden;  dat  din  et  unrecht  si,  dat  du  verwiset  werdes  tor 
ewigen  dusternisse,  darinnen  svikene  sis  sunder  ende.  Spek  amen.“  (Daß  du 
unschuldig  bist  der  Bezichtigung,  die  N.  gegen  dich  erhebt,  so  wahr  dir  Gott 
helfe,  derselbe  Gott,  der  da  war,  ehe  Laub  und  Gras  waren,  der  den  Himmel 
erhob  und  die  Erde  schuf,  und  bei  dem  heiligen  Gesetz,  das  Gott  dem  Moses 
auf  dem  Berge  Sinai  in  einer  steinernen  Tafel  gab,  die  Moses  dir  und  deinem 
Geschlecht  brachte.  Wenn  du  einen  Meineid  schwörst,  daß  Abraham  und 
Isaak  und  Jakob  und  die  fünf  Bücher  Moses  dich  verlassen;  wenn  du  einen 
Meineid  schwörst,  daß  dich  die  Erde  verschlinge,  wie  sie  es  Dathan  und 
Abiram  und  Gomorra  tat;  wenn  du  einen  Meineid  schwörst,  daß  du  in  eine 
Salzsäule  verwandelt  werdest,  wie  es  Lots  Frau  geschah,  als  sie  rückwärts 
sah,  da  sie  von  Sodom  ging;  wenn  du  einen  Meineid  schwörst,  daß  dich  der 
Aussatz  befalle  wie  er  gerechterweise  Jeti  [Gehasi?  -  Der  Verf.],  Herrn 
Elisens  Knecht,  befiel;  wenn  du  einen  Meineid  schwörst,  daß  dich  das  höllische 
Feuer  verbrenne,  das  die  Leute  verbrannte  um  Herrn  Elias*  Gebet  willen. 
Daß  dieser  Eid  recht  und  kein  Meineid  sei,  daß  dir  dazu  Adonai  [Gott] 
helfe,  wenn  du  diesen  Eid  aber  unrecht  geschworen  hast,  daß  deine  Nach¬ 
kommenschaft  nimmer  mehr  zu  anderer  Nachkommenschaft  gemehrt  werde 
noch  dein  Fleisch  zu  heiliger  Erde  komme;  wenn  dein  Eid  unrecht  sei,  daß  du 
zur  ewigen  Finsternis  verbannt  werdest,  darinnen  Leid  ohne  Ende  ist.  Sprich 
Amen!) 

Fürs  erste  war  die  Geldnot  der  Landesherren  stärker  als  der  Widerstand  der 
Stadt  bzw.  ihres  Rates  gegen  die  Juden  im  Gemeinwesen.  Am  15.  Juni  1327 
erließ  Bischof  Gottfried  einen  neuen  Schutzbrief,  in  dem  er  bestätigte,  daß 
er  die  Juden,  die  in  Osnabrück  zu  wohnen  wünschten,  mit  Frauen,  Kindern 
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und  Eigentum  unter  seinen  Schutz  stelle:  „Nos  Godefridus  dei  gratia  Eps. 
Osnaburgen.  recognoscimus  per  presentes  quod  iudeos  infra  scriptos  in  Civi- 
tate  nostra  Osnaburgen.  morari  volentes  cum  uxoribus  pueris  familia  et 
rebus  ipsorum  omnibus  sub  nostram  protectionen  et  conductum  recipimus  pro 
nobis  et  omnibus  propter  nos  facere  et  dimittere  volentibus.  Inhibentes  ne 
quis  Clericus  vel  laicus  ipsos  iudeos  pueros  familiam  et  res  ipsorum  in  Ciui- 
tate  nra.  impediat  uel  molestet  propter  quod  dabunt  nobis  pro  se  uxoribus 
eorum  et  pueris  suis  non  maritatis  atque  omni  familia  sua  in  vigilia  beate 
Thome  apostoli  annis  singulis  nomine  annue  pensionis  videlicet.  Nattan  cum 
curvo  pede  quatuor  marcas.  Abraham  XVIII  sol.  Trostelin  et  hanna  uxor 
eius  filia  Nattan  unam  marcam.  Nattan  paruus  XVIII  sol.  hanna  uxor  ysaak 
marcam.  Cophman  XVIII  sol.  Jutta  de  Brema  unam  marcam.  Goianna  de 
werde  unam  marcam.  Jacobus  de  heruordia  unam  marcam.  Godescalcus  de 
hammone  VI  sol.  Joel  de  Essene  VIII  sol.  Viuus  de  Essene  VI  sol.  Anshelmus 
de  Erclense  I  marcam.  Beccelinus  de  hammone  I  marcam.  Moyses  filius 
Godescalci  de  Borcken  et  eius  uxor  et  sui  I  marcam.  (Hier  sind  5  Zeilen 
leer,  wohl  um  mehrere  Namen  nachtragen  zu  können.  Es  geht  weiter:)  De 
qua  pensione  taliter  ordinamus  ut  quilibet  iudeus  pensionem  suam  det  in  fine 
anni  preteriti  in  predicta  vigilia  beate  Thome  finaliter  et  complete.  Post  hanc 
autem  vigiliam  infra  dies  quinque  continue  sequentes  recedere  poterit  cum 
familia  sua  et  rebus  omnibus  secure  si  sub  alio  dominio  volerit  habitare. 
Sed  si  post  vigiliam  beati  Thome  sexto  die  post  ortum  solis  sub  nobis  remansit 
in  Civitate  Osnab.  quia  tune  annum  sue  mansionis  iam  incepit  amplius 
recedere  non  debet  nisi  pensionem  suam  nobis  prius  soluerit  quam  soluere 
debebat,  si  per  totum  annum  remansisset  et  hac  pensione  soluta  recedat 
securus  cum  omnibus  sibi  saluis  nec  tarnen  iudei  remanentes  majorem  solito 
debent  soluere  pensionem. 

Item  si  Judeorum  cuiusquam  filius  vel  filia  in  Civitate  nostra  fuerint  matri- 
monialiter  copulati  illi  copulati  soluent  nobis  marcam  denariorum  legalium 
pro  pensione  annuatim  et  si  cum  pueris  suis  sive  familia  et  rebus  habebunt 
omne  commodum  et  ius  quod  iudei  ceteri  habere  dinoscuntur.  Volumus  etiam 
si  iudeus  uel  iudea  moriatur  res  quecumque  defuncti  vel  defuncte  ad  heredes 
suos  libere  devoluantur.  Item  quicumque  iudeus  el  iudea  habet  in  Civitate 
nostra  mensam  propriam  et  lucrum  proprium  nobiscum  specialiter  placitare. 
Item  si  iudeus  vel  iudea  venerit  de  novo  ad  habitandum  in  Civitate  Osnab. 
sub  nobis  debet  nostram  ad  hoc  obtinere  voluntatem.  (Es  folgen  nun  wörtlich 
die  Strafbestimmungen  für  Gewalttaten  oder  Schmähungen  von  Juden  unter¬ 
einander  oder  gegen  Christen,  wie  sie  schon  der  Erlaß  von  Bischof  Engelbert 
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im  Jahre  1309  enthielt,  so  daß  wir  sie  nicht  zu  wiederholen  brauchen.  Dann 
geht  es  weiter:)  Item  si  quisquam  iudeorum  propter  metum  a  nobis  vel 
ofTicialibus  nostris  sibi  factum  de  domo  sua  confugerit  ad  domum  alicuius 
probi  viri  non  iudeo  profugus  est  descendus  sed  securus  ad  domum  suam 
redibit  nisi  modis  prefactis  de  excessu  aliquo  convincatur  Statuentes  ut  si 
aliquis  iudeus  convictus  fuerit.  Uel  propter  metum  a  domo  sua  fugerit,  ne 
uxor  eius  pueri  aut  familia  captiventur  nec  bona  sua  arrestentur  nisi  primum 
processum  fuerit,  ut  superius  est  expressum  nec  propter  expressum  huiusmodi 
ceteri  judei  innocentes  pena  pecuniaria  vel  qualibet  alia  puniantur.  Item 
judei  uel  judee  conventi  a  quocumque  coram  nobis,  aut  juditio  nostro  bur¬ 
richte  et  non  alibi  quantum  in  nobis  fuerit  respondebunt.  Ultimo  statuimus 
ut  si  veniat  aliquis  ad  . . .  officialem  nostrum  dicens  judeum  vel  judeam 
excessum  fecisse  noster  officialis  interrogabit  eum  si  vel  fateri.  Et  si  dixerit 
quod  nolit  fateri  officialis  noster  non  procedet.  Si  autem  dixerit  quod  fateri 
velit,  Officialis  noster  procedere  potest  et  probabit  excessum  huius  modi 
coram  judice  nostre  civitatis  Osnab.  contra  judeum  vel  judeam  si  valebit.  Et 
si  accusatus  convictus  fuerit  recedere  non  debet  a  juditio  nisi  prius  de  emendo 
sui  excessus  officiali  nostro  faciat  debitam  cautionem,  quam  si  prestare  nolens 
a  juditio  contumaciter  recesserit  statim  in  penam  dupli  cadet.  Et  hanc  penam 
dupli  infra  dies  octo  immediate  sequentes  nobis  dabit.  Infra  quos  octo  dies  si 
non  soluerit  huiusmodi  dupli  penam,  talis  contumax  omni  jure  et  commodo 
que  habet  a  nobis  et  Civitate  nostra  in  literis  uel  extra  ipso  facto  debet  esse 
priuatus  et  tamquam  aduena  et  extraneus  reputari.  Similem  penam  sustinebit 
quilibet  judeus  si  sub  testimonio  monitus  competenti  pensionem  suam  annua- 
lem  non  soluerit  in  termino  qui  est  superius  expressus.  Et  notandum  quod 
quicquid  in  excessibus  de  judei  dicitur  extendi  suo  modo  volumus  ad  judeas. 
Hec  omnia  suprascripta  judeis  premissis  pueris  familie  et  rebus  ipsorum 
volumus  observare  In  cuius  rei  testimonium  sigillum  nostrum  presentibus 
est  appensum.  Presentibus  a  festo  Mychaelis  nunc  proxime  venturo  post 
Sexennium  minime  valutiris.  Datum  anno  domini  Millesimo  ccc°  vicesimo 
septimo  ipso  die  beati  viti  martiris.“ 

(Wir  Gottfried  von  Gottes  Gnaden,  Bischof  von  Osnabrück,  erklären  durch 
vorliegenden  Erlaß  erneut,  daß  wir  die  Juden,  die  nach  den  Gesetzen  in 
unserer  Stadt  Osnabrück  wohnen  wollen,  mit  ihren  Frauen,  Kindern,  mit 
ihrer  Familie  und  all  ihrer  Habe  unter  unseren  Schutz  und  unsere  Leitung 
stellen,  da  wir  wünschen,  daß  sie  für  uns  arbeiten  und  handeln.  Um  zu  ver¬ 
hindern,  daß  irgendein  Geistlicher  oder  Laie  die  Juden,  ihre  Kinder,  ihre 
Familie  und  ihre  Habe  in  unserer  Stadt  beeinträchtige  oder  belästige,  werden 
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sie  uns  für  sich,  ihre  Frauen,  ihre  unverheirateten  Kinder  und  für  ihre  ganze 
Familie  jährlich  als  Jahreszins  geben:  Nathan  mit  dem  krummen  Fuß 
4  Mark,  Abraham  18  Schilling,  Trostelin  und  Hanna,  seine  Gattin,  die  Toch¬ 
ter  des  Nathan,  1  Mark,  der  kleine  [jüngere?]  Nathan  18  Schilling,  Hanna, 
die  Frau  Isaaks,  1  Mark,  Cophman  18  Schilling,  Jutta  aus  Bremen  eine  Mark, 
Gorianna  aus  Werden  1  Mark,  Jakob  aus  Herford  1  Mark,  Gottschalk  aus 
Hamm  6  Schilling,  Joel  aus  Essen  8  Schilling,  Vivus  aus  Essen  6  Schilling, 
Anshelm  aus  Erkelenz  1  Mark,  Beckelin  aus  Hamm  1  Mark,  Moses,  Sohn  des 
Gottschalk  aus  Borken,  sowie  seine  Frau  und  seine  Kinder  1  Mark. 

Zu  dieser  Steuer  verordnen  wir  folgendes:  Jeder  Jude  hat  seine  Steuer  end¬ 
gültig  und  vollständig  zum  Ende  des  abgelaufenen  Jahres  am  Tage  vor  dem 
Fest  des  heiligen  Thomas  zu  zahlen.  Nach  diesem  Termin  wird  er  innerhalb 
der  unmittelbar  folgenden  5  Tage  mit  seiner  Familie  und  seiner  ganzen  Habe 
ungeschadet  wegziehen  können,  wenn  er  unter  einem  anderen  Landesherrn  zu 
wohnen  wünscht.  Wenn  er  jedoch  bei  Sonnenaufgang  des  sechsten  Tages  nach 
dem  Vortage  des  Thomasfestes  noch  unter  unserem  Herrschaftsbereich  in 
unserer  Stadt  Osnabrück  verweilt,  so  darf  er,  weil  er  dann  bereits  wieder  ein 
Aufenthaltsjahr  begonnen  hat,  nicht  wegziehen,  wenn  er  nicht  vorher  seine 
Steuer  entrichtet  hat,  wie  er  es  hätte  tun  müssen,  wenn  er  ein  ganzes  Jahr  ver¬ 
weilt  hätte.  Ist  aber  die  Steuer  gezahlt,  mag  er  wohlbehalten  mit  seiner  Habe 
von  dannen  ziehen,  und  die  zurückbleibenden  Juden  sollen  keine  höhere  als 
die  gebräuchliche  Steuer  zahlen. 

Ferner:  Wenn  Sohn  oder  Tochter  irgendeines  der  Juden  ehelich  getraut  sind, 
so  haben  uns  jene  Vermählten  eine  Mark  in  gesetzlichen  Pfennigen  als  Jah¬ 
ressteuer  zu  leisten  und  sollen  so  mit  ihren  Kindern,  ihrer  Familie  und  ihrer 
Habe  jedes  Privileg  und  Recht  haben,  wie  es  den  anderen  Juden  zugesprochen 
ist.  Auch  wünschen  wir,  daß  im  Falle  des  Todes  eines  Juden  oder  einer  Jüdin 
die  Sachen  des  oder  der  Verstorbenen  frei  den  Erben  zufallen  sollen.  Wenn 
schließlich  ein  Jude  oder  eine  Jüdin  in  unserer  Stadt  ein  bedeutendes  Geschäft 
und  einen  bedeutenden  Gewinn  daraus  hat,  so  muß  er  [sie]  in  einer  Sonder¬ 
regelung  unseren  Ansprüchen  gerecht  werden.  Wenn  endlich  ein  Jude  oder 
eine  Jüdin  kommt,  um  aufs  neue  in  unserem  Herrschaftsbereich  in  unserer 
Stadt  Osnabrück  zu  wohnen,  so  muß  er  [sie]  dazu  unsere  Zustimmung  erwir¬ 
ken.  Ferner  soll  ein  Jude,  der  aus  Furcht  vor  uns  oder  unseren  Beamten  aus 
seinem  Hause  zum  Hause  irgendeines  unbescholtenen  Mannes  Zuflucht  nimmt, 
nicht  als  heimatloser  Flüchtling  angesprochen  werden,  sondern  er  mag  sicher  zu 
seinem  Hause  zurückkehren,  wenn  er  nicht  nach  vorgeschriebener  Weise  einer 
Übertretung  überführt  wird  wie  irgendein  anderer  Jude.  Wenn  er  aus  Angst 
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aus  seinem  Hause  flieht,  sollen  seine  Frau,  seine  Kinder  und  seine  Familie 
nicht  gefangen  gesetzt  werden  oder  seine  Habe  beschlagnahmt  werden,  falls 
nicht  vorher  ein  Prozeß  stattgefunden  hatte.  Ist  etwas  festgestellt,  sollen 
wegen  einer  Feststellung  solcher  Art  die  übrigen  unschuldigen  Juden  nicht  mit 
einer  Geldstrafe  oder  irgendeiner  anderen  Maßnahme  gebüßt  werden.  Des 
weiteren  sollen  Juden  und  Jüdinnen,  die  von  irgend  jemandem  vor  uns  oder 
unser  Gericht  zitiert  sind,  ihre  Abgaben  nicht  anderswo  als  bei  uns  entrichten. 
Schließlich  stellen  wir  fest,  daß,  wenn  irgend  jemand  zu  einem  unserer 
Beamten  kommt  und  aussagt,  ein  Jude  oder  eine  Jüdin  habe  eine  Übertretung 
begangen,  unser  Beamter  ihn  fragen  soll,  ob  er  es  bezeugen  will.  Und  wenn 
er  sagt,  daß  er  es  nicht  wolle,  so  wird  unser  Beamter  nicht  einschreiten.  Wenn 
er  es  aber  bezeugen  will,  so  kann  unser  Beamter  einschreiten  und  wird 
das  Vergehen  dergestalt  vor  den  Richter  unserer  Stadt  Osnabrück  bringen 
und  gegen  den  Juden  oder  die  Jüdin  auftreten,  wie  er  es  vermag.  Und  wenn 
der  Angeklagte  überführt  ist,  darf  er  nicht  vom  Gericht  Weggehen,  wenn  er 
nicht  vorher  unserem  Beamten  Sicherheit  für  die  Lösung  seiner  Übertretung 
gegeben  hat;  falls  er  diese  Kaution  nicht  stellen  will  und  störrisch  vom 
Gericht  weggeht,  wird  sich  die  Strafe  ohne  weiteres  verdoppeln.  Die  ver¬ 
doppelte  Strafsumme  aber  wird  er  innerhalb  von  acht  Tagen  an  uns  zu  zah¬ 
len  haben.  Wenn  er  innerhalb  dieser  acht  Tage  die  solchermaßen  verdoppelte 
Strafe  nicht  hinterlegt,  so  kann  ein  solch  störrischer  Mann  aller  Rechte  und 
Zugeständnisse,  die  er  von  uns  und  unserer  Stadt  Osnabrück  in  Verordnungen 
oder  Sonderverfügungen  erhalten  hat,  entkleidet  und  gleichwie  als  ein 
Fremdling  oder  Ausländer  angesehen  werden.  Einer  ähnlichen  Strafe  wird 
sich  jeder  Jude  zu  unterziehen  haben,  wenn  er,  unter  gebührendem  Zeugnis 
aufgefordert,  seinen  jährlichen  Zins  nicht  zu  dem  Zeitpunkt  leistet,  der  vor¬ 
her  festgesetzt  worden  ist.  Bemerkt  sei  noch,  daß  alles,  was  in  Sachen  Aus¬ 
schreitungen  über  die  Juden  gesagt  wird,  auch  entsprechend  auf  die  Jüdinnen 
ausgedehnt  werden  kann.  Dies  alles  nun,  was  den  vorerwähnten  Juden, 
ihren  Kindern,  ihrer  Familie  und  ihrer  Habe  festgesetzt  ist,  wollen  wir 
wahren.  Zum  Zeugnis  dieser  Angelegenheit  ist  unser  Siegel  dem  vorliegenden 
Schriftstück  angehängt  worden.  Diese  Verordnung  soll  vom  Michaelisfest, 
das  kurz  bevorsteht,  mindestens  6  Jahre  Geltung  haben.  Gegeben  am  Tage 
des  heiligen  Märtyrers  Vitus  im  Jahre  1327.) 

Zu  den  hier  erwähnten  Judennamen  ist  zu  bemerken,  daß  der  in  Band  6  der 
Mitteilungen  des  Historischen  Vereins  zu  Osnabrück  vom  Jahre  1860  ge¬ 
nannte  „Beccelinus“  von  Bernhard  Brilling  in  seinem  Artikel  über  die  Fami¬ 
liennamen  der  Juden  in  Westfalen,  der  in  der  „Rheinisch-Westfälischen  Zeit- 
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schrift  für  Volkskunde“  (Band  V  aus  dem  Jahre  1958)  erschien,  als  „Secce- 
linus“  angesprochen  wird,  was  einer  Diminutivform  von  Isaak  entsprechen 
und  etwa  Isaakchen  heißen  solle.  Über  den  in  der  gleichen  Urkunde  erschei¬ 
nenden  Namen  „Trostelin“  meint  der  gleiche  Autor,  daß  er  eine  Übersetzung 
der  hebräischen  Namen  Menachen  bzw.  Nachum  darstelle,  die  Tröster  be¬ 
deuteten. 

Über  die  Bedeutung  der  Juden  als  Finanzleute  in  Osnabrück  unterrichtet 
eine  andere  Urkunde,  die  einen  Vertrag  oder  Vertragsentwurf  zwischen 
Bischof  Gottfried  und  dem  Rat  der  Stadt  enthält.  Es  geht  darin  um  ein  Dar¬ 
lehen  von  300  Mark,  das  der  Bischof  von  seinem  geschworenen  Rat  aufzu¬ 
nehmen  gewillt  war  und  das  irgendwelchen  Zwecken  des  Landesherrn  (man 
mag  zuerst  und  nicht  ohne  Grund  an  Verteidigungsmaßnahmen  denken) 
dienen  sollte.  Genaueres  wird  darüber  nicht  gesagt.  Um  so  genauer  wird  fest¬ 
gelegt,  wie  die  Aufbringung  durchgeführt  werden  soll,  wie  Zahlungsmodus 
und  Rückzahlung  aussehen  sollen.  Durchführungsorgan  sollten  sein  „sesse 
vte  deme  vorbenamden  vsen  sworenen  rade:  twe  vte  dem  Capitel,  twe 
Denstlude,  vnde  twe  schepenen,  de  darto  werdet  gesät  vnde  ghekoren“  (sechs 
aus  dem  vorbenannten  geschworenen  [bischöflichen]  Rat,  nämlich  zwei  aus 
dem  Domkapitel,  zwei  Vasallen  des  Bischofs  und  zwei  Schöffen,  die  dazu 
eingesetzt  und  gewählt  werden).  Uns  interessiert  hier  folgender  Passus: 
„Vortmer  roke  sich  ok  dat  also,  dat  wi  er  desse  vorbenomden  drehundert 
Mark  tho  male  ut  quemen  vnde  upgeheboret  worden,  mit  den  joden  de  in 
vnser  Stat  to  Osembrüge  wonachtig  sin,  des  wi  doch  buten  vnsen  sworen  vor- 
benomeden  rat  nich  don  en  moghen  noch  en  scolen  deghedingeden.  So  scolen 
de  vorbenamden  sesse,  twe  ute  dem  Capitel,  twe  denstlüde  vnde  twe  schepe¬ 
nen,  de  darto  also  hir  vor  ghesproken  is,  werdet  ghekorn  vne  ghesat,  to  voren 
nemen  und  upboren  van  den  joden  allet  dat  ghelt  dat  von  den  vorbenomden 
drehundert  marken  vorr  nicht  en  is  upgheboret  vnde  entfangen.“  (Es  soll 
das  nun  so  vor  sich  gehen,  daß  wir,  bevor  die  vorbenannten  dreihundert 
Mark  gänzlich  aufgekommen  und  aufgebracht  worden  sind,  mit  den  Juden, 
die  in  unserer  Stadt  Osnabrück  wohnen,  Vereinbarungen  treffen,  wie  wir  es 
außerhalb  unseres  vorbenannten  geschworenen  Rates  nicht  zu  tun  vermöch¬ 
ten  noch  sollten.  Demnach  sollen  die  vorbenannten  sechs,  zwei  aus  dem  Dom¬ 
kapitel,  zwei  Vasallen  und  zwei  Schöffen,  die,  wie  besprochen,  gewählt  und 
eingesetzt  werden,  vorabnehmen  und  aufbringen  von  den  Juden  alles  Geld, 
das  von  den  vorbenannten  dreihundert  Mark  vorher  nicht  aufgebracht  und 
erhalten  ist.)  Weiter  folgen  Vereinbarungen  über  den  Eintreibungsmodus,  die 
Verzinsung  usw.  Ob  die  Verleihung  der  Summe  bei  den  Juden  realisiert  ist, 
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wird  in  keiner  anderen  Urkunde  erwähnt.  Für  uns  ist  wichtig,  daß  bei 
dieser  großen  Umleihungsaktion  -  dreihundert  Mark  stellten  einen  sehr 
hohen  Betrag  dar  -  die  jüdischen  Finanzleute  ausdrücklich  angesprochen 
wurden. 

Daraus  geht  hervor,  daß  die  Judenschaft  in  Osnabrück  bereits  einen  Faktor 
darstellte.  Tatsächlich  war  es  auch  so,  daß  sie  einen  eigenen  Wohnbezirk  mit 
einer  Synagoge  (in  den  niederdeutschen  Urkunden  „Judenschule“  genannt) 
innehatten.  Die  Lage  einer  Synagoge  in  Osnabrück  ergibt  sich  mit  Sicherheit 
aus  einer  Urkunde  des  Jahres  1370,  die  wohltätige  Stiftung  des  Goldschmie¬ 
des  Johann  van  Ankum  und  seiner  Ehefrau  Ludmod  beinhaltend,  in  der  dem 
Rat  der  Stadt  zehn  Mark  vermacht  werden,  die  für  Beherbergungszwecke  einer 
Reihe  von  genau  bestimmten  Häusern  zugeschrieben  werden.  Dabei  heißt  es 
an  einer  Stelle:  „Man  scal  upboren  aghteyn  Scillinghe  geldes  in  der  Svine- 
strate  in  Johannes  hus  Lampekinc,  de  Hillen  hevet  Redekerinch,  unde  is 
beleghen  bi  der  yoden  scole  bi  der  eynen  syde  unde  bi  selighen  Vredelewes 
des  klockengeteres  hus  bi  der  anderen  syde  . .  .“  (Man  soll  achtzehn  Schilling 
Geldes  auf  das  Haus  des  Johannes  Lampeking  in  der  Schweinestraße  belegen, 
der  Hille  Redeker  zur  Frau  hat  und  dessen  Haus  auf  der  einen  Seite  neben 
der  Judenschule,  auf  der  anderen  Seite  neben  dem  Haus  des  verstorbenen 
Glockengießers  Friedlieb  gelegen  ist.) 

In  der  „Geschichte  der  Stadt  Osnabrück  im  Mittelalter“  nimmt  Hermann 
Rothert  an,  daß  in  der  Schweinestraße  (heute  Marienstraße)  ursprünglich  die 
gesamte  Judenschaft  der  Stadt  Osnabrück  gewohnt  habe.  Man  kann  sich 
unschwer  vorstellen,  daß  die  nicht  sehr  große  jüdische  Gemeinde  sich  um  ihr 
Gotteshaus  zusammenscharte,  wobei  möglich  ist,  daß  der  enge  Durchgang, 
der  den  Namen  Schweinestraße  erhielt,  nach  mittelalterlicher  Weise  und 
allgemeinem  Gebrauch  zu  einer  Art  Getto  wurde.  Erst  beim  Rückgang  der 
Judenschaft  in  Osnabrück  erfahren  wir  von  christlichen  Bewohnern  an  dieser 
Stelle.  Stüve  schrieb  in  einem  Artikel  „Zur  Enstehungsgeschichte  der  Stadt 
Osnabrück“,  der  im  Band  11  der  Mitteilungen  des  Historischen  Vereins  er¬ 
schien:  „In  der  Schweinestraße  lag  sodann  die  Judenschule.  Der  Sage  nach 
ist  es  Nr.  3,  ein  wunderlich  verbautes  uraltes  Gemäuer,  welches  erst  1836  zu 
einer  Wohnung  eingerichtet  ist  und  welches  nach  der  Entfernung  der  Juden 
im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  Bürgerhand  gekommen  ist.“  -  Noch 
heute  kann  sich  jeder  an  der  genannten  Stelle  „das  wunderlich  verbaute 
uralte  Gemäuer“  in  der  verwinkelten  Gasse  leicht  vorstellen,  der  sie  vor  den 
Veränderungen  durch  Neuzeit  und  Luftkrieg  gesehen  hat.  Den  Charakter 
eines  Durchganges  hat  die  Marienstraße  bis  heute  ja  nicht  verloren.  Sie  ist 
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nur  auf  der  Südseite  mit  einer  geschlossenen  Front  von  Hausfassaden  bestan¬ 
den,  während  die  Nordseite  zumeist  von  den  Hinterhäusern  der  zur  Heger 
Straße  gewandten  Bauten  eingenommen  wird. 

Die  18  Mark  und  2  Schilling,  die  sich  Bischof  Gottfried  aus  der  Juden¬ 
steuer  herausrechnete,  nicht  weniger  die  angeregte  Umleihung  des  300-Mark- 
Darlehens  für  den  Landesherrn  bedeuteten  innerhalb  des  Reiches  keinen 
Einzelfall  und  bekundeten  die  allgemeine  Finanzkraft  der  Juden.  Kaiser 
Ludwig  der  Bayer  versuchte  mehrfach  an  der  Judensteuer  zu  partizipieren 
und  die  kaiserlichen  Kammerknechte  der  Hohenstaufenzeit  zu  alter  Bedeu¬ 
tung  erstehen  zu  lassen.  Nach  entsprechenden  Erlassen  in  anderen  Reichs¬ 
gebieten  kam  am  8.  Juli  1337  auch  eine  Verordnung  für  das  Hochstift  Osna¬ 
brück  heraus,  in  der  der  Kaiser  dem  Grafen  Heinrich  von  Waldeck  die 
Schutzherrschaft  über  die  Juden  des  Gebietes  übertrug  und  die  Berechtigung 
verlieh,  von  diesen  Steuern  und  Dienste  zu  verlangen.  Die  Stadt  wurde  auf¬ 
gefordert,  den  Grafen  in  der  Herrschaft  über  die  Juden  zu  unterstützen.  Der 
Waldecker  hat  in  dieser  Würde  aber  weder  in  Osnabrück  noch  andernorts 
Wirkung  erzielt. 

Wirkungsvoller  war  der  Erlaß  des  Rates  aus  dem  Jahre  1336,  „Van  vlesche, 
dat  de  joden  snidet“.  Hier  hieß  es  unmißverständlich:  „Vortmer  umme 
manichvolde  claghe  der  gantsen  menheyt  unser  stat  unde  umme  bederf  unde 
bequemicheyt  unser  aller  so  hebbe  wi  ghewilkort  und  ghesat:  welic  vlescho- 
were  in  der  stat  to  Osenbrucghe  eynen  joden  lat  sniden  scap  oder  rint,  dat 
scal  de  vleschowere  vele  hebben  uppe  den  sunderlicken  banken,  dar  de  joden 
beide  bystat,  de  darto  ghewiset  sin.  Vort  säte  wy  alsus,  dat  twe  man  van  den 
vleschoweren,  de  van  den  scepenen  ghekoren  werden  to  allen  nyen  jare, 
sweren  suon,  ollet  dat  ghesneden  werde  van  den  joden  dat  se  dat  solen  vele 
hebben  uppe  den  banken.  Were  dat  de  twe,  de  darto  sat  weren,  dar  an  jhe- 
mande  besegheden,  de  des  nycht  en  dede,  dero  solen  de  scepenen  panden 
laten  vor  dat  rynt  eyne  halve  mark,  vor  dat  scap  twelf  pennighe  unde  nyne 
ghenade.  Des  geldes  van  den  broke  solen  hebben  de  twe,  de  to  den  tyden  van 
den  scepenen  darto  sat  syn,  den  derden  deyl.“  (Um  mannigfacher  Klage  der 
ganzen  Gemeinheit  unserer  Stadt  willen  und  zum  Behagen  und  zum  Nutzen 
von  uns  allen  haben  wir  für  die  Zukunft  bestimmt  und  verordnet:  Welcher 
Fleischhauer  auch  immer  in  der  Stadt  Osnabrück  einen  Juden  Schaf  oder 
Rind  schlachten  läßt,  der  soll  das  [Fleisch]  feil  halten  auf  den  gesonderten 
Fleischbänken,  bei  denen  das  Bild  der  Juden  steht,  die  dorthin  gewiesen  sind. 
Sodann  setzen  wir  fest,  daß  zwei  Mann  von  den  Fleischhauern,  die  von  den 
Schöffen  jährlich  ausgewählt  werden,  schwören  sollen,  daß  die  Juden  alles 
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von  ihnen  geschlachtete  Fleisch  auf  den  [vorbenannten]  Fleischbänken  feil 
halten  sollen.  Würde  es  geschehen,  daß  die  zwei  dazu  Eingesetzten  jemanden 
befänden,  der  des  nicht  achtete,  so  sollen  die  Schöffen  den  Betreffenden 
büßen  lassen  für  das  Rind  eine  halbe  Mark,  für  das  Schaf  zwölf  Pfennig  und 
sollen  keine  Gnade  gewähren.  Von  dem  Gelde  für  die  Übertretung  sollen  die 
zwei,  die  zu  jener  Zeit  von  den  Schöffen  dazu  bestimmt  sind,  den  dritten 
Teil  erhalten.) 

Der  hier  deutlich  werdende  Konfliktstoff  zwischen  den  Juden  und  den 
Fleischhauern  hatte  seine  Gründe.  Die  Juden  mußten  nach  ihren  religiösen 
Vorschriften  ihr  Fleisch  selbst  schlackten  und  das  nach  ihren  Gesetzen  Un¬ 
brauchbare  verkaufen.  Wenn  man  sie  in  der  Stadt  zuließ,  mußte  man  ihnen 
das  schon  gestatten.  Die  Fleischer  sahen  sich  jedoch  dadurch  in  ihrer  Hand¬ 
werksausübung  beeinträchtigt.  Diese  Differenzen  suchte  man  in  den  ver¬ 
schiedenen  Gebieten  auf  ganz  verschiedene  Weise  zu  überwinden.  Während 
man  sich  in  vielen  deutschen  Städten  ähnlich  wie  in  Osnabrück  verhielt,  fand 
man  etwa  in  der  Stadt  Brandenburg  1315  die  Lösung,  daß  nur  der  Jude 
schlachten  durfte,  der  das  Bürgerrecht  erworben  hatte.  In  Frankfurt  an  der 
Oder  wurde  dagegen  die  Zahl  der  von  Juden  zu  schlachtenden  Tiere  be¬ 
schränkt  und  die  Schlachtung  auf  bestimmte  Tage  verlegt. 

Die  Fleischbänke  der  Stadt  Osnabrück  befanden  sich  zu  jener  Zeit  im  Erd¬ 
geschoß  des  alten  Rathauses,  das  an  der  Stelle  der  heutigen  Stadtkasse  auf  der 
Ecke  Markt/Krahnstraße  errichtet  war  und  aus  alten  Stichen  noch  bekannt 
ist.  Es  richtete  seine  Fassade  mit  zwei  Giebeln  zum  Markt.  Die  Fleischbänke 
lagen  zunächst  zur  Marktseite  des  Rathauses,  wurden  aber  dann  zur  Krahn- 
straße  hin  erweitert.  Rothert  nimmt  in  seiner  „Geschichte  der  Stadt  Osna¬ 
brück  im  Mittelalter“  an,  daß  jenes  Judenbild,  mit  dem  die  gesonderten 
Fleischbänke  für  die  Juden  gekennzeichnet  waren,  an  der  Krahnstraße  etwa 
gegenüber  der  Einmündung  der  Marienstraße  gelegen  und  eines  der  mittel¬ 
alterlichen  Spottbilder  mit  einer  Sau  dargestellt  habe,  woher  möglicherweise 
auch  der  Name  Schweinestraße  komme,  zumal  dort  -  wie  oben  erwähnt  - 
die  Juden  ihre  Wohnung  hatten. 

Die  gegen  den  Willen  des  Rates  fortschreitende  Vergrößerung  der  jüdischen 
Gemeinde  in  Osnabrück  fand  eine  jähe  und  grausame  Unterbrechung  durch 
eine  der  großen  Katastrophen  des  Mittelalters:  die  Pestilenz.  Diese  grauen¬ 
hafteste  Seuche  ihrer  Zeit  wurde  1347  vom  Orient  her  nach  Sizilien  einge¬ 
schleppt,  wo  ihr  Hunderttausende  zum  Opfer  fielen.  Durch  die  fliehenden 
Menschen  breitete  sich  der  Schwarze  Tod  über  ganz  Europa  aus.  1348  wur¬ 
den  Spanien  und  Frankreich,  dann  Deutschland  und  England  ergriffen.  Bis 
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zu  den  russischen  Steppen  raste  der  Tod,  und  das  Sterben  brach  bis  zum 
Jahre  1352  immer  wieder  hier  und  dort  aus.  Nach  einer  vorsichtigen  Schät¬ 
zung  sollen  von  den  rund  100  Millionen  Einwohnern  Europas  zu  jener  Zeit 
25  Millionen  der  Pest  erlegen  sein,  nach  einer  Zählung  des  Papstes  Cle¬ 
mens  VI.  etwa  43  Millionen  von  160  Millionen. 

Uber  Nordwestdeutschland  kam  das  große  Sterben  im  Jahre  1350.  In  seiner 
„Geschichte  des  Hochstiftes  Osnabrück“  schrieb  Stüve  folgendes:  „Durch  das 
ganze  Jahr  1350  wütete  der  Schwarze  Tod.  Münster  zählte  11  000  Leichen; 
in  Hamm  gab  es  nur  10,  in  Osnabrück  gar  nur  7  unzerrissene  Ehen.  In  Pa¬ 
derborn  stürzte  man  Tote  und  Lebende  in  die  Gräber;  Bremen  ließ  mitten  in 
bitterer  Fehde  die  Tore  unverschlossen  und  unbewacht,  und  die  eingedrun¬ 
genen  Feinde  wichen  vor  dem  Grauen  zurück,  mit  welchem  solche  Schwere 
der  Hand  Gottes  sie  traf.  Die  Verzweiflung  der  Menschen,  die  kurz  zuvor 
den  Clerus  verschmähten,  ließ  sie  Geld  und  Gut  im  Übermaß  den  Kirchen 
und  Klöstern  hinwerfen,  um  die  Hilfe  der  Kirche  diesseits  und  jenseits  des 
Grabes  zu  erlangen.  Geißlerscharen  wollten  durch  herzzerreißende  Gesänge 
und  Peinigungen,  weit  über  die  Ordnungen  der  Kirche  hinaus,  Hilfe  von 
Gott  erzwingen  und  wandten  sich  dann  wieder  zu  Aufruhr  und  wüster  Ge¬ 
walttat.  Andere  versanken  in  wilden  Genuß  des  Augenblicks  oder  suchten  in 
Ermordungen  und  Plünderungen  der  Juden  Rache  für  wirklichen  Übermut 
und  erdichtete  Freveltaten.  Es  war  eine  Zeit  der  furchtbarsten  Zerrüttung.“ 
Stüve  stützt  sich  bei  dieser  Darstellung  wesentlich  auf  die  Chronik  Ertwin 
Ertmans,  die  Rothert  ebenfalls  in  seiner  Geschichte  Osnabrücks  im  Mittelalter 
herangezogen  hat,  wenn  er  auch  andererseits  auf  die  im  Mittelalter  üblichen 
Übertreibungen  in  den  Zahlen  verweist.  Da  Ertwin  Ertman  der  zeitnächste 
Chronist  der  Katastrophe  war,  sollen  die  Sätze  seiner  Chronik  wörtlich 
zitiert  werden:  „Item  de  anno  domini  MCCCL  in  universo  orbe  terrarum 
fuit  maxima  pestilencia  et  mortalitas  hominum  que  eciam  epidimia  vocaba- 
tur,  ita  intensa,  quod  vix  homo  hominem  potuit  seu  valuit  terre,  unde  sumus, 
tradere  seu  sepelire.  Que  quidem  mortalitas  in  civitate  Osnabrugensi  adhuc 
in  hodiernum  diem  ,de  grote  doet‘  solet  nominari  et  de  ea  in  quibusdam  pactis 
inter  venerabilem  clerum  Osnabrugensem  et  civitatem  eandem  est  mentio 
facta.  Eciam  adhuc  multe  hereditates  extunc  relicte  hodie  in  diocesi  ista 
remanserunt  inculte.  Predicta  mortalitas  per  certos  impingebatur  aliquan- 
tulum  Judeis,  ex  eo  eciam  quod  aliqui  ex  eisdem  apprehensi  confessi  fuerint, 
quod  fontes  et  puteos  intoxicarunt,  quare  per  totam  Almaniam  fuerunt  com- 
busti.“  -  (Im  Jahre  1350  wüteten  auf  dem  ganzen  Erdkreis  eine  große  Pesti¬ 
lenz  und  ein  Menschensterben,  das  auch  Epidemie  genannt  wurde,  so  schreck- 
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lieh,  daß  kaum  ein  Mensch  den  anderen  der  Erde,  von  der  wir  stammen,  zu 
übergeben  oder  zu  bestatten  vermochte.  Dieses  Menschensterben  in  der  Stadt 
Osnabrück  pflegt  bis  zum  heutigen  Tage  „de  grote  doet“  genannt  zu  werden, 
und  seiner  wird  in  verschiedenen  Vereinbarungen  zwischen  einer  hochwürdigen 
Geistlichkeit  von  Osnabrück  und  der  genannten  Stadt  Erwähnung  getan. 
Auch  ist  bis  heute  manches  Erbe,  das  damals  zurückblieb,  unbebaut  geblieben. 
Dieses  vorerwähnte  Menschensterben  wurde  durch  gewisse  Leute  ein  wenig 
den  Juden  angelastet,  zumal  als  einige  von  ihnen  ergriffen  wurden  und  ge¬ 
standen,  daß  sie  Quellen  und  Brunnen  vergiftet  hätten,  weshalb  sie  nun 
überall  in  Deutschland  verbrannt  wurden.)  Ob  Ertwin  Ertman  das  lateinische 
Wort  „combusti“  in  seiner  genauen  Bedeutung  „verbrannt“  gemeint  oder  es 
allgemein  für  „vernichtet,  erschlagen,  getötet“  gesetzt  hat,  was  durchaus  ge¬ 
bräuchlich  war,  ist  nicht  nachzuprüfen,  doch  scheint  die  letztere  Deutung  am 
wahrscheinlichsten. 

Es  war  in  Osnabrück  wie  überall,  wo  schweres  Schicksal  die  Menschen  traf. 
Man  suchte  nach  „Schuldigen“  und  fand  sie  dort,  wohin  sich  bereits  früher 
Abneigung  und  Neid,  aber  auch  Aberglaube  und  Geheimnissucherei  richteten. 
Die  Juden  waren  hier  nicht  zum  ersten  und  nicht  zum  letzten  Male  die 
Opfer;  Ketzer,  Hexen,  Zauberer,  Andersgläubige  usw.  traten  an  ihre  Stelle, 
wo  sie  nicht  vorhanden  waren. 

In  einem  hatten  sich  allerdings  auch  manche  Osnabrücker  getäuscht:  Die  bei 
den  jüdischen  Finanzleuten  gemachten  Schulden  erledigten  sich  nicht  dadurch, 
daß  man  die  Gläubiger  totschlug.  Hier  wie  andernorts  erklärte  sich  der  Lan¬ 
desherr  zum  Rechtsnachfolger  der  unter  seinem  urkundlich  zugesicherten 
Schutz  stehenden  Juden  und  nahm  ihre  Vermögen  wie  auch  ihre  Forderun¬ 
gen  für  sich  in  Anspruch.  Stüve  vermerkt  in  seiner  „Geschichte  des  Hoch¬ 
stiftes  Osnabrück“  bei  der  Lebensbeschreibung  des  Bischofs  Johann  II.  Hoet 
(1350-1366),  der  sich  sofort  nach  dem  Erlöschen  der  Pest  in  seinem  Fürsten¬ 
tum  um  eine  Ordnung  der  kirchlichen  Sitten,  aber  auch  der  Finanzen  des  Lan¬ 
des  bemühte:  „Dazu  zog  er  die  Erbschaften  der  während  der  Pest  von  den 
Bürgern  erschlagenen  Juden  ein.  Mit  diesen  Mitteln  begann  er,  die  verpfän¬ 
deten  Stiftsgüter  einzulösen,  wie  von  Wittlage  erwähnt  ist .  .  .“  Die  betref¬ 
fenden  Urkunden  sind  nicht  mehr  vorhanden,  doch  beziehen  sich  Stüve  wie 
auch  Rothert  mit  dem  Hinweis  auf  Möser,  daß  dieser  Urkunden  benutzt 
habe,  „die  noch  nicht  wiederaufzufinden  gewesen  sind“. 

Trotz  des  schweren  Blutopfers  verschwanden  die  Juden  nicht  aus  der  Stadt 
Osnabrück,  obwohl  sich  ihre  Zahl  vermindert  hatte.  Der  Bischof  konnte  in 
seinen  Finanzschwierigkeiten  nicht  auf  sie  verzichten,  und  der  Rat  gab  an- 
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scheinend  nach,  wenn  auch  ungern  und  mit  vielen  Vorbehalten.  Eine  aus  den 
Jahren  nach  1350  stammende  Urkunde,  eine  beschädigte  Papierhandschrift, 
deren  genaues  Entstehungsjahr  nicht  zu  ermitteln  ist,  lautet:  Wj . . .  Burgher- 
meystere  vnn  . . .  Schepenen  to  Osemb  . . .  unser  Wysheit  sin  auerkomen  dat 
wi  vmme  bede . . .  Osemb.  antfan  willet  achte  Juden  to  ses  Jahren  van  . .  . 
daghe  mit  vnderscheyde  also  hier  na  ghescreuen  steyt.  Tom  ersten  dat  uns 
vnse  Here  van  Osemb.  van  den  achte  Juden  . . .  to  voren  vpboren  hundert 
mark  [dar  Hermann  Pernelling . . .  vnse  Burgheren  vore  besät  werden,  de 
wi  ok  mit  Scaden . . .  ijren  gülden  den  ghene  de  sine  openen  breue  hadden] 
vn  dat  vnse  here  vns  loue  vn  truwe  in  sin  breuen,  dat  he  vnsen  rad  binnen 
desser  tyd  vmme  andere  Juden  to  antfande  nich  mer  ne  badde.  Vn  were  ok 
dat  Juden  to  Osemb.  weren  de  nich  weren  in  hode  vnses  Heren  vn  der  Stad 
dat  de  Schepene  de  to  den  Tyden  weren  de  moghen  verdriuen  vte  der  stad 
ane  vnses  heren  vn  siner  Ametlüde  oulen  mut. 

Desse  achte  Juden  wille  wi  antfan  mit  yren  wiuen  vn  mit  yren  kinderen  de 
nu  unberaden  sin.  Also  were  dat  se  kindere  beraden  wolden  dat  moghen  se 
don  vnder  Sich  vn  de  beradenen  solen  gebruken  der  Jarmal  de  vnse  here  des¬ 
sen  Juden  gegeuen  heuet.  Were  ok  dat  dessen  Juden  welik  kinderen  bereden . . . 
also  dat  to  en  in  voren  man  oder  wif  de  moghen  desser  Juden  rechtes  gebru¬ 
ken  eyn  jar  na  der  brutlacht  vn  dan  nicht  leng.  (additio)  vnde  de  hacthe 
Joden  de  scun  der  Stat  jarlikes  gewen  dertehic  marc  to  tynse. 

Desse  Juden  moghen  hebben  to  Inghesine  mallic  eynen  knecht  vn  eyne 
maghet  vn  eynen  Scolmester  vn  de  knecht  vn  de  Scolmester  vn  de  maghet  ne 
Scolen  hebben  noch  wif  noch  kint  (noch  eghenen  W . . .)  vn  schun  in  der 
Juden  hus  vn  in  yren  brode  wesen. 

Is  dat  desser  Juden  welic  nemet  to  pande  duuighe  oder  rouighe  haue  ane 
witscap  guder  lüde  de  mach  man  em  af  winnen  ghelic  eynen  kerstenen.  Were 
aber  dat  he  de  pande  neme  bi  openen  doren,  bi  schinener  sunnen  vn  mit 
witscap  guder  lüde  so  sal  man  eme  de  pande  aflosen  vor  houet  gud  vn  vor 
scaden.“ 

(Wir  Bürgermeister  und  Schöffen  zu  Osnabrück  sind  übereingekommen,  daß 
wir  um  der  Bitte  [des  Bischofs]  willen  in  Osnabrück  acht  Juden  aufnehmen 
wollen  für  sechs  Jahre  vom  [so  und  so]  Tage  unter  den  Bedingungen,  die 
hier  geschrieben  stehen.  Zum  ersten,  daß  uns  unser  Herr  von  Osnabrück  von 
den  acht  Juden  zuvor  hundert  Mark  erhebe  [folgt  eine  etwas  unsichere,  da 
verstümmelte  Stelle]  .  .  .  und  daß  unser  Herr  uns  gelobe  und  in  seinen  Ur¬ 
kunden  verspreche,  daß  er  unseren  Rat  innerhalb  dieser  Zeit  nicht  mehr 
bitte,  andere  Juden  aufzunehmen.  Geschähe  es,  daß  Juden  in  Osnabrück  wä- 
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ren,  die  nicht  unter  dem  Schutz  unseres  Herrn  und  der  Stadt  ständen,  daß 
die  zu  dieser  Zeit  tätigen  Schöffen  sie  aus  der  Stadt  vertreiben  mögen,  ohne 
den  Unwillen  unseres  Herrn  und  seiner  Beamten  zu  erregen. 

Diese  acht  Juden  wollen  wir  aufnehmen  mit  ihren  Weibern  und  mit  ihren 
Kindern,  die  noch  unverheiratet  sind.  Träte  der  Fall  ein,  daß  sie  Kinder 
verheiraten  wollten,  so  mögen  sie  das  unter  sich  tun,  und  die  Verheirateten 
sollen  die  Jahresfrist  nutzen,  die  unser  Herr  den  Juden  gegeben  hat.  Sollten 
die  Juden  Kinder  dergestalt  verheiraten,  daß  ein  Mann  oder  ein  Weib  von 
auswärts  zu  ihnen  käme,  so  mögen  sie  der  Juden  Recht  bis  zu  einem  Jahr 
nach  der  Hochzeit  gebrauchen  und  dann  nicht  länger  [Hinzufügung].  Und 
die  acht  Juden  sollen  der  Stadt  jährlich  dreißig  Mark  als  Abgabe  entrichten. 
Diese  Juden  mögen  als  Ingesinde  männiglich  einen  Knecht,  eine  Magd  und 
einen  Schulmeister  [Rabbiner.  -  Der  Verf.]  haben.  Und  der  Knecht  und  der 
Schulmeister  sollen  weder  Weib  noch  Kind  [noch  eigenen  W .  . .  Vielleicht: 
eigenen  „win“  =  Erwerb,  Vermögen?  oder  „want“  =  Mauer,  Haus?  -  Der 
Verf.]  haben  und  in  der  Juden  Kost  und  Wohnung  sein.  Sollte  es  gesche¬ 
hen,  daß  einige  dieser  Juden  Diebes-  oder  Raubgut  zu  Pfände  nehmen  ohne 
Mitwissen  ehrbarer  Leute,  so  mag  man  ihnen  das  abnehmen  gleich  wie  einem 
Christen.  Wenn  aber  der  Jude  die  Pfänder  nehmen  sollte  bei  offener  Tür,  bei 
scheinender  Sonne  und  unter  Zeugenschaft  ehrbarer  Männer,  so  soll  man 
ihnen  die  Pfänder  als  Kapital  mit  Zinsen  anrechnen.) 

Trotz  des  Blutopfers  zur  Pestzeit  und  der  Drangsale  innerhalb  der  Stadt  war 
die  Judengemeinde  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  wieder  so 
groß,  daß  ihr  der  Rat  im  Jahre  1386  ein  Grundstück  verkaufte,  auf  dem  die 
Toten  der  Judengemeinde  bestattet  werden  konnten.  Die  Urkunde  hat  fol¬ 
genden  Wortlaut: 

„Nos  .  .  .  Johannes  Scoke  judex  civitatis  Osnaburgensis  publice  protestamur 
quod  constitutus  coram  nobis  in  figura  judicii  Gerhardus  de  Leda,  scabinus 
dicte  civitatis  Osnaburgensis  nomine  proconsulum  et  scabinorum  civitatis 
predicte  nobis  quandam  literam  in  materna  lingua  scriptam  sigillo  necnon 
prefate  civitatis  sigillatam  evidit  (?),  quam  vidimus  et  perlegi  fecimus,  cuius 
tenor  de  verbo  ad  verbum  sequitur  et  est  talis: 

Wy  .  .  .  Borgermeyster,  scepene  vnd  raet  des  Stades  to  Osenbr.  erkennet  vnde 
betuget  openbare  in  dessen  breue,  dat  wy  na  raede  vnzer  wysheyt  vnd  mit 
vulbort  vnzer  meyneyt  hebt  vorkoft  in  eynen  steden  vasten  kope  vnde  gelaten 
vnde  latet  ewelyke  in  dessen  breue  den  joden,  die  binnen  Osenbr.  wannachtig 
zint,  vnd  iren  nakomelingen  den  garden,  de  belegen  is  buten  der  Hegher- 
porten  in  der  Berchstege,  de  wandages  blomen  (?)  gewezen  hadde,  to  eynen 
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jodenkerchoue,  in  doden  yp  to  grauene  vnd  irer  vraide  (?),  den  ze  des  gunnet, 
var  achtentich  güldene  gud  van  golde  vnde  zwar  genoch  van  gewechte,  de 
vns  van  en  al  vnd  wal  betalet  zint  vnde  wircliken  in  vnzes  stades  nutticheyt 
vnde  bederf  weder  gekeret  zint.  Vnde  wy  hebt  en  gelouet  van  unzes  stades 
wegene  vor  vns  vnde  vor  vnze  nakomelinge,  de  in  den  raede  zittet,  des  gar- 
den  to  den  kerchoue  vnde  dar  ewelyke  to  bliuene  vnde  en  des  vredelike  to 
brukene  rechte  warscop  to  donde  vnde  en  den  Kerchoef  to  vrygene  var  alle 
gerichte  gheistlich  vnde  werltlich  vnd  vorwaren,  dat  den  Joden  vnd  iren 
nakomelingen  dar  nynerleyghe  vngenoch  eder  hinder  en  ensche  van  den  ghe- 
nen,  de  binnen  vnzer  stat  to  Osenbr.  wonnachtich  zint  vnde  de  vmme  vnzen 
villen  doen  vnde  laten  willet.  Vnde  entledighen  zu  van  aller  absprake,  dar  ze 
van  des  garden  weghene  inkomen  mochten  jenige  wys  sunder  iren  staden. 
Were  ok,  dat  binnen  Osenbr.  nyne  joden  wonachtich  weren,  dat  queme,  wo 
dat  queme,  so  zal  de  garde  vns  vnde  vnzen  nakomelinghen  in  deme  raede 
ledich  vnde  loes  wezen.  Doch  zal  de  zelue  garde  gelykewol  eyn  jodenkerchoef 
blyuen  ewelyke  vnde  dar  nynerleyge  andere  nutticheyt  vp  to  donde  jenige 
wys. 

In  premissorum  testimonium  sigillum  civitatis  nostre  presentibus  duximus 
appendendum.  Datum  anno  domini  millesimo  trecentesimo  octogesimo  sexto 
ipso  die  beati  Laurentii  martiris  presentibus  Bernero  de  Varenkampe,  Rem- 
berto  de  Kerzenbroke,  Hermanno  Duncker,  Bernhardo  Voghet  ac  pluribus 
alliis  testibus  fidedignis. 

In  premissorum  testimonium  sigillum  nostrum  presentibus  est  appensum. 
Datum  anno  domini  millesimo  trecentesimo  octogesimo  sexto  feria  secunda 
proxima  post  festum  assumptionis  marie  virginis.“ 

(Wir,  Johannes  Schoke,  Stadtrichter  von  Osnabrück;,  bekunden  öffentlich,  daß 
Gerhard  von  Leden,  bestellter  Schöffe  der  Stadt  Osnabrück,  vor  unserem  Ge¬ 
richt  namens  der  Bürgermeister  und  Schöffen  vorbenannter  Stadt  einen  in 
unserer  Muttersprache  geschriebenen  und  mit  dem  Siegel  der  Stadt  bestätig¬ 
ten  Vertrag  vorgelegt  hat,  den  wir  einsahen  und  vorlesen  ließen.  Sein  Text 
folgt  in  wörtlicher  Wiedergabe  und  lautet  folgendermaßen: 

Wir,  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat  der  Stadt  Osnabrück,  erkennen  und 
bezeugen  offenbar  in  diesem  Briefe,  daß  wir  nach  Rat  unserer  Weisheit  und 
mit  Vollmacht  der  Gemeinheit  in  einem  beständigen  und  gültigen  Kauf  den 
Juden,  die  in  unserer  Stadt  wohnen,  sowie  ihren  Nachkommen  den  Garten, 
der  außerhalb  des  Heger  Tores  an  der  Bergstiege  liegt  und  früher  Blom  ge¬ 
hörte  (?),  verkauft  haben  und  für  ewige  Zeiten  als  Judenkirchhof  überlassen, 
um  dort  ihre  Toten  zu  begraben,  und  ebenso  ihre  Freundschaft  (?)3  der  sie  es 
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Erwerb  des  Judenfriedhofs  am  Westerberg  im  Jahre  1386 
Urkunde  im  Staatsarchiv  Osnabrück 


verstatten.  Der  Preis  beträgt  achtzig  Gulden  aus  gutem  Golde  und  von  rech¬ 
tem  Gewicht,  die  uns  von  ihnen  vollständig  bezahlt  worden  sind  und  somit 
wirklich  unserer  Stadt  Nutzung  und  Vorteil  dienen.  Und  wir  haben  ihnen 
als  Vertreter  der  Stadt  für  uns  und  unsere  Nachkommen,  die  im  Rat  sitzen 
werden,  zugesagt,  daß  wir  für  die  Nutzung  des  Gartens  als  Kirchhof  auf 
immerdar  und  für  seinen  friedlichen  Gebrauch  bürgen,  daß  wir  ferner  den 
Kirchhof  von  aller  kirchlichen  und  weltlichen  Gerichtsbarkeit  befreien  und 
dafür  Gewähr  leisten,  daß  den  Juden  und  ihren  Nachkommen  keinerlei  Un¬ 
gemach  und  Schaden  von  denen  geschehen  soll,  die  in  unserer  Stadt  Osna¬ 
brück  wohnen  und  ihr  Tun  und  Lassen  nach  unserem  Willen  zu  bestimmen 
gewillt  sind.  Und  wir  befreien  sie  von  allen  Ansprüchen,  die  des  Gartens 
wegen  auf  irgendeine  Weise  ohne  ihre  Veranlassung  an  sie  herangetragen 
werden.  Träte  auch  der  Fall  ein,  daß  keine  Juden  mehr  in  Osnabrück,  aus 
welchem  Grund  auch  immer,  ihre  Wohnung  hätten,  so  soll  der  Garten  uns 
und  unseren  Nachkommen  im  Rat  ohne  weiteres  wieder  zufallen.  Doch  soll 
der  Garten  gleichwohl  ein  Judenkirchhof  für  ewige  Zeiten  bleiben  und  auf 
keine  Weise  zu  irgendeiner  anderen  Nutzung  gebraucht  werden.  Zur 
Bestätigung  des  Vorstehenden  haben  wir  verfügt,  daß  das  Siegel  unserer 
Stadt  dem  Vertrag  hinzugefügt  wird.  Gegeben  am  10.  August  1386  in  Ge¬ 
genwart  von  Werner  von  Varenkamp,  Rembert  von  Kerssenbrock,  Hermann 
Duncker,  Bernhard  Vogt  und  mehreren  anderen  vertrauenswürdigen  Zeugen. 
Zur  Bestätigung  des  Vorstehenden  ist  dem  Vertrag  unser  Siegel  angehängt. 
Gegeben  am  16.  August  1386.) 

Die  Ortsbestimmung  „vor  der  Heger  Pforten  an  der  Bergstiege“  würde  ein 
weitgezogener  Begriff  sein,  wenn  nicht  mit  diesem  Vertrag  eine  Tatsache  ver¬ 
bunden  wäre,  die  das  Dunkel  mittelalterlicher  Verirrungen  ein  wenig  erhellt 
und  für  das  Osnabrück  von  einst  spricht.  Ein  halbes  Jahrhundert  nach  dem 
Kauf  des  Judenkirchhofes  am  Westerberg  war  kein  Jude  mehr  in  Osnabrück; 
fast  ein  halbes  Jahrtausend  später  hielt  sich  die  Stadt  noch  an  den  Vertrag 
gebunden.  „Träte  auch  der  Fall  ein,  daß  keine  Juden  mehr  in  Osnabrück  ihre 
Wohnung  hätten,  so  soll . . .  der  Garten  gleichwohl  ein  Judenkirchhof  für 
ewige  Zeiten  bleiben  .  .  Das  war  verbindlich  und  galt  durch  die  Jahrhun¬ 
derte.  Der  Judenkirchhof  an  der  Bergstiege  -  er  lag  auf  dem  jetzigen  Bis¬ 
marckplatz  -  blieb,  was  er  war,  auch  wenn  er  verfiel.  Als  dann  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  wieder  Juden  in  Osnabrück  ansässig  wurden,  konnten  sie 
ihren  alten  Friedhof  erneut  benutzen.  1820  wandten  sie  sich  an  den  Ma¬ 
gistrat  mit  der  Bitte,  das  Gelände  einebnen  und  einfriedigen  zu  dürfen,  wobei 
eine  dauernde  Überlassung  Voraussetzung  sei.  Da  der  Friedhof,  den  neueren 
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Verordnungen  entsprechend,  gleich  den  christlichen  Kirchhöfen  vor  den  Toren 
der  Stadt  lag,  gestattete  der  Magistrat  die  Benutzung,  erhob  aber  eine  An¬ 
erkennungsgebühr  von  1,  später  3  Mark  im  Jahr.  Erst  als  die  Bebauung  des 
Westerberges  in  der  Gründerzeit  schnelle  Fortschritte  machte,  wurde  der 
Kirchhof  nach  Verhandlung  mit  der  widerstrebenden  jüdischen  Gemeinde  im 
Jahre  1876  geschlossen.  Noch  im  gleichen  Jahre  legten  die  Juden  vor  dem 
Johannistor  einen  neuen  eigenen  Friedhof  an  und  nahmen  ihn  in  Gebrauch. 
Im  Zuge  der  Straßenverbreiterungen  in  jenem  Gebiet  einigte  sich  die  Ver¬ 
waltung  1892  mit  der  jüdischen  Gemeinde  dahin,  daß  die  Stadt  auf  ihre 
Kosten  und  unter  Beobachtung  der  rituellen  Vorschriften  die  Leichen  in  dem 
von  den  Straßenarbeiten  erfaßten  Gelände  exhumierte,  einzeln  in  dazu  ge¬ 
stellte  Särge  legte  und  zum  neuen  Judenkirchhof  überführte.  Die  Grabstellen 
für  die  Wiederbeisetzung  stellte  ebenfalls  die  Stadt.  Im  Jahre  1894  wurden 
die  noch  verbliebenen  Leichen  des  Westerbergfriedhofes  in  gleicher  Weise 
ausgehoben  und  übergeführt,  worauf  der  ganze  Friedhof  eingezogen  werden 
konnte. 

Daß  die  Zweckbestimmung  des  Platzes  auch  bekannt  blieb,  als  es  keine 
Juden  in  Osnabrück  gab,  erhellt  aus  einer  Beschreibung  der  Feldmark  in  der 
„Geschichte  der  Stadt  Osnabrück“  von  Friderici-Stüve.  Dort  heißt  es:  „Außer 
dem  Hegerthore  liegen  ...  6)  Der  Kalkhügel  (heute  der  östliche  Teil  des  We¬ 
sterberges.  -  Der  Verf.),  woselbst  der  Magistrat  einen  Kalkofen  hat.  Hier  lie¬ 
gen  auch  seit  einigen  Jahren  eine  Lohwindmühle  und  eine  wenige  Jahre  spä¬ 
ter  angelegte  Komwindmühle . .  .  Hier  finden  sich  auch  die  Steingruben  der 
Stadt  und  der  ehemalige  Begräbnisort  der  Juden.“  Die  vorhandenen  Wind¬ 
mühlengebäude  an  der  Bergstraße  und  die  Steinbrüche  bestätigen  noch  heute 
die  Lage  des  ehemaligen  Judenfriedhofes. 

Über  einen  noch  älteren  Begräbnisort  der  Osnabrücker  Juden  ist  vom  Regest 
einer  Urkunde  aus  dem  Archiv  des  Bischöflichen  Generalvikariates  in  Osna¬ 
brück  bekannt,  daß  er  vor  dem  Natruper  Tor  gelegen  habe.  In  dem  Regest 
aus  dem  Jahre  1343  wird  die  Lage  eines  Ackers  folgendermaßen  bestimmt: 
„extra  portam  Norttorpe  juxta  antiquum  cemeterium  judaeorum“  (außer¬ 
halb  des  Natruper  Tores  neben  dem  alten  Judenfriedhof). 

Je  selbständiger  die  Stadt  Osnabrück  ihrer  bis  ins  späte  16.  Jahrhundert  rei¬ 
chenden  Blütezeit  entgegenwuchs,  desto  mehr  verstärkte  sich  der  Druck  auf 
die  Juden.  Von  einem  Getto  -  das  heißt  einer  Zusammenfassung  der  jüdi¬ 
schen  Bevölkerung  in  der  eigens  dazu  angelegten  Schweinestraße  (Marien¬ 
straße),  wie  sie  Hermann  Rothert  nicht  ohne  Grund  für  möglich  hält  -  kann 
in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  nicht  mehr  gesprochen  werden. 
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Das  ist  schon  durch  jene  früher  erwähnte  Armenstiftung  erwiesen,  die  die 
Judenschule  (Synagoge)  zwar  erwähnt,  aber  gleichzeitig  von  den  Nachbar¬ 
häusern  des  Johannes  Lampeking  und  des  Glockengießers  Friedlieb  spricht, 
die  keine  Judenwohnungen  sein  konnten.  Ausschließlich  jüdisches  Wohn¬ 
gebiet  war  die  Schweinestraße  damals  also  nicht  oder  nicht  mehr.  Bald  gab 
es  auch  keine  Synagoge  mehr  dort.  In  einer  Aufzählung  von  Almosenstiftun¬ 
gen  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  heißt  es  u.  a.:  „Ok  so  heveth  gegheven 
Wobbe  zelighen  Johannes  vrowe  des  zolteres  to  der  alemissen  dre  mark 
gheldes  jarlikes;  der  sal  men  achteyn  schillinch  gheldes  upboren  in  wandaghes 
der  yoden  synagogam  unde  aghteyn  scillinghe  in  wandaghes  jutten  hus  der 
Drakeschen  in  der  Lostrate  . .  .“  (So  hat  auch  Wobbe,  die  Frau  des  verstorbe¬ 
nen  Johannes  Zolter,  drei  Mark  jährlich  auszuzahlendes  Almosen  vermacht. 
Davon  soll  man  achtzehn  Schilling  auf  die  vormalige  Judensynagoge  und 
weitere  achtzehn  Schilling  auf  das  Haus  von  vormals  Frau  Jutta  Drake  in 
der  Lohstraße  legen  . . .) 

Im  frühen  15.  Jahrhundert  ging  es  mit  der  jüdischen  Gemeinde  in  Osnabrück 
zu  Ende.  Andere  Städte  und  Länder  boten  relativ  bessere  Lebensbedingungen 
als  Osnabrück,  das  in  seiner  Haltung  unnachgiebig  war.  Die  Rechnungsbücher 
der  Stadt,  in  denen  Eintragungen  über  die  von  den  Juden  geleisteten  Abga¬ 
ben  enthalten  sind,  belehren  darüber,  wie  die  Zahl  der  jüdischen  Familien 
ständig  abnahm.  Im  Jahre  1413  stehen  noch  fünf  Familien  verzeichnet,  die 
7  Goldgulden,  8  Mark  und  7  Schilling  zahlten.  Im  Jahre  1416  ist  eine  Abgabe 
von  39  Mark  verzeichnet.  1417  stehen  noch  4,  1419  nur  3  jüdische  Familien 
zu  Buche.  Im  Jahre  1423  werden  die  beiden  Juden  Lessmann  und  Isaak  ver¬ 
zeichnet,  dieselben  nochmals  1426.  Die  Zahlungen  betrugen  10  Mark  und 
11  Schilling  bis  11  Mark  10  Schilling.  Dann  nichts  mehr. 

Bischof  Johann  von  Diepholz  erkannte  das  grundsätzliche  Aufhören  der 
Schutzherrschaft  allerdings  schon  1424  in  einem  Vertrage  ausdrücklich  an: 
„Ock  zole  Wy  unde  vnze  nakomelinge  de  Stad  to  Osn.  mit  den  Joden  unbe- 
laden  laten,  also  dat  binnen  de  Stad  onde  Verldmarcke  to  Osembr.  van  onzer 
Macht  offt  Gebedes  (Gebodes.  -  Der  Verf.)  wegen  nümmermehr  Joden  zolen 
körnen  to  wonende.  Datum  anno  dei  MCCCL  vicesimo  quarto  in  festo 
undezim  millium  virginum.“  (Auch  sollen  wir  und  unsere  Nachfolger  die 
Stadt  Osnabrück  mit  den  Juden  unbelastet  lassen,  also  daß  innerhalb  der 
Stadt  und  der  Feldmark  zu  Osnabrück  auf  Grund  unserer  Macht  und  unseres 
Gebotes  niemals  mehr  Juden  hier  wohnen  sollen.  Gegeben  im  Jahre  1424  am 
20.  Oktober.) 
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Der  absolute  Schlußstrich  war  dieser  Erlaß  von  1424  nicht,  wie  die  Aufzeich¬ 
nung  von  jüdischen  Zahlungen  in  den  Rechnungsbüchern  noch  für  das  Jahr 
1426  ausweist.  Da  zudem  der  Erlaß  auf  Drängen  der  Stadt  mehrmals,  näm¬ 
lich  1425,  1431  und  1441,  wiederholt  wurde,  läßt  sich  annehmen,  daß  der 
Abzug  der  Juden  nicht  so  schnell  ging,  wie  die  Stadt  es  wünschte.  Auf  jeden 
Fall  aber  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  das  Ausscheiden 
der  Juden  aus  dem  Leben  der  Stadt  Osnabrück  vollendete  Tatsache.  Rund 
360  Jahre  lang  sollte  es  keine  in  Osnabrück  ansässigen  Juden  mehr  geben. 
Hermann  Rothert,  der  in  seiner  „Geschichte  der  Stadt  Osnabrück  im  Mittel- 
alter“  dem  Auftreten  der  Juden  in  der  Stadt  mehrere  Seiten  widmet,  schreibt 
im  Anschluß  an  den  Erlaß  des  Bischofs  Johann  III.  vom  Jahre  1424  wörtlich: 
„Was  der  lübische  Chronist  Reimar  Kock  späterhin  (1499)  von  seiner  Vater¬ 
stadt  berichtet:  ,tho  lubeck  syn  nene  joeden,  man  bedarf  erer  ok  nich‘,  galt 
wie  von  anderen  Hansestädten  auch  von  Osnabrück.  Freilich  war  der  Wucher 
damit  nicht  ausgerottet . . .“ 
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STADT  UND  LAND  OSNABRÜCK  OHNE  JUDEN 
(1431-1800) 


„Mehrere  Jahrhunderte  hindurch  haben  hierauf  keine  Juden  in  der  Stadt 
wohnen  dürfen,  und  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  zeichnet  sich  dieselbe 
durch  ihre  Abneigung  gegen  die  Juden  aus,  so  daß  auch  jetzt  nur  etwa  fünf 
jüdische  Familien  daselbst  wohnen“,  schrieb  Dr.  M.  Wiener,  Hannover,  in 
einer  kurzgefaßten  „Geschichte  der  Juden  in  Osnabrück“,  die  im  Jahre  1862 
von  der  Zeitschrift  „Ben  Chananja“  (Wochenblatt  für  jüdische  Theologie)  in 
Fortsetzungen  herausgebracht  wurde. 

Hinsichtlich  der  „durch  ihre  Abneigung  gegen  die  Juden  ausgezeichneten 
Stadt“  haben  wir  bereits  früher  auf  die  Strukturmerkmale  Osnabrücks  hin¬ 
gewiesen,  aus  denen  die  Haltung  von  Rat  und  Bürgerschaft  resultierte.  Man 
sollte  hier  ebensowenig  in  negativem  Sinne  verallgemeinern  wie  in  umge¬ 
kehrter  Richtung.  Wenn  die  Stadt  Osnabrück  von  besonders  starrer  Haltung 
gegenüber  den  Dingen  war,  die  gegen  eine  ihr  angemessen  erscheinende  Ord¬ 
nung  verstießen,  so  wirkte  sich  hier  ihr  geschichtlicher  Werdegang  aus,  der 
sich  mit  dem  weniger  anderer  Städte  des  Königreiches  Hannover  vergleichen 
ließ. 

Richtig  ist  jedenfalls,  daß  seit  1426  oder  1431  oder  auch  1441  Jahrhunderte 
hindurch  keine  Juden  mehr  in  Osnabrück  wohnten.  Die  Stadt  hatte  ihren 
Standpunkt  gegen  die  zunächst  widerstrebenden  Landesherren  durchgesetzt. 
Sie  hatte  die  unliebsamen  vom  Bischof  als  Finanzleute  eingesiedelten  Lom¬ 
barden  nach  zehn  Jahren  zu  entfernen  verstanden  und  in  späteren  Jahren 
und  Jahrzehnten,  als  jüdische  Familien  unter  dem  verbrieften  Schutz  des 
Bischofs  in  Osnabrück  ansässig  wurden,  immer  wieder  für  einengende  Bestim¬ 
mungen  und  vom  Mißtrauen  getragene  Vorsichtsmaßnahmen  gesorgt.  Seit 
1424  hatte  sie  vollends  mit  dem  gesiegelten  Versprechen  des  Bischofs  Jo¬ 
hann  III.,  „daß  er  und  seine  Nachfolger  die  Stadt  Osnabrück  von  den  Juden 
unbeladen  lassen  wolle“,  ein  Pergament  in  der  Hand,  das  sie  notfalls  jedem 
der  späteren  Landesherren  präsentieren  konnte. 

Grundsätzliche  Schwierigkeiten  von  dieser  Seite  aus  scheint  es  jedoch  nicht 
mehr  gegeben  zu  haben.  Dafür  sprechen  vielfache  Erlasse  der  Bischöfe,  die 
den  geschaffenen  Status  anerkannten,  präzisierten,  erläuterten  und  gelegent¬ 
lich  verschärften.  Dem  Rat  und  der  Bürgerschaft  galt  es  wohl  am  wichtig¬ 
sten,  daß  mit  den  aus  der  Haltung  der  Zeit  verlästerten  Angehörigen  des 
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jüdischen  Volkes  zugleich  auch  lästige  Konkurrenten  in  Handel  und  Gewerbe 
ausgeschaltet,  zumindest  aber  in  beträchtlicher  Entfernung  gehalten  würden. 
Ihnen  außer  dem  Wohnsitz  audi  das  Betreten  der  Stadt  Osnabrück  völlig  zu 
verschließen,  war  nicht  opportun,  da  man  sie  im  Handel  und  besonders  dem 
Viehhandel  nicht  gut  entbehren  konnte.  Es  war  demzufolge  den  Juden  ge¬ 
stattet,  die  Märkte  der  Stadt  zu  besuchen.  Auch  wurde  ihnen  die  Durchreise 
durch  Stadt  und  Land  unter  gewissen  Bedingungen  freigegeben,  eventuell  ein 
kürzerer  Aufenthalt.  Sie  hatten  sich  bei  ihrer  Ankunft  am  Tor  zu  melden, 
Namen  und  Gewerbe  anzugeben  und  für  die  Erlaubnis,  in  einer  Herberge  zu 
übernachten,  eine  Abgabe  zu  entrichten.  Vor  dieser  Abgabe  bewahrte  sie  we¬ 
der  der  Schutzbrief  anderer  Städte  und  Ämter  noch  ein  besonderer  Auftrag, 
und  sei  es  ein  solcher  des  Landesherrn. 

Dr.  Wiener  bezieht  sich  in  seiner  „Geschichte  der  Juden  in  Osnabrück“  zum 
Verhalten  von  Bistum  und  Stadt  Osnabrück  gegenüber  jüdischen  Händlern 
auf  ein  Reskript  des  Bischofs  Ernst  August  I.  vom  20.  März  1694,  in  dem  eine 
Regelung  erfolgt  sei.  Leider  ist  das  Reskript  nicht  wörtlich  zitiert,  und  auch 
dem  Verfasser  der  vorliegenden  Geschichte  der  Osnabrücker  Juden  gelang  es 
nicht,  des  Dokumentes  habhaft  zu  werden.  Doch  sei  hier  ein  anderer  Erlaß 
wörtlich  zitiert,  den  der  um  Osnabrück  verdiente  Bischof  Ernst  August  II.  an 
Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  richtete  und  der  nach  Inhalt  und  Diktion 
dem  Erlaß  seines  Vaters,  auf  den  er  sich  andernorts  in  gleicher  Sache  aus¬ 
drücklich  bezieht,  durchaus  ähnlich  sein  dürfte.  Es  heißt  dort  wörtlich:  „Von 
Gottes  Gnaden  usw.  Unsere  Gnade  zuvor.  Ehrbare,  fürsichtige,  und  hoch¬ 
gelahrte,  liebe  Getreue.  Durch  Eure  wegen  des  denen  benachbarten  Juden  per 
resolutionem  de  10.  Dec.  1720  concedirten  freyen  Handels  mit  unverbothe- 
nen  Wahren  auf  denen  ordentlichen  Jahr-Märkten  gestern  eingebrachte  un- 
terthänigste  Vorstellung  vom  19.  dieses  wird  Euch  hiermit  in  Gnaden  mit- 
getheilt,  daß  gleichwie  der  freye  Handel  denen  vermeldeten  Juden  durch 
gedachte  resolution  vom  10.  Dec.  nicht  weiter  als  nach  Maßgebung  Unserer 
dieserhalben  außgelaßenen  General- Verordnung  vom  3.  May  1717  verstattet 
ist,  dergestalt  dass  denen  Juden  die  Errichtung  der  Buden  und  Außstehung 
mit  ihren  Wahren  oder  Außlegung  derselben  in  Buden  oder  Häußern  auff 
denen  öffentlichen  Jahr-Märkten  nach  wie  vor  verbothen  bleibet,  das  Her¬ 
umgehen  oder  Haußiren  mit  ihren  Wahren  in  Bäutein  oder  Kasten  auff 
solchen  Märkten  aber  zwar  allein  vergönnet  außer  denenselben  jedoch  gleich¬ 
falls  untersagt  ist.  Also  laßen  Wir  Unseren  sämtlichen  Beamten  und  durch 
dieselben  denen  ihnen  nachgesetzten  Vögten  und  Bedienten  durch  Circular- 
Schreiben  bedeuten,  sich  hiernach  stricte  zu  richten  und  denen  Juden  ein 
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mehres  wie  abgemacht  nicht  zu  gestatten.  Seynd  Euch  übrigens  mit  Gnaden 
wol  beygethan.  Geben  in  Unserer  Residentz-Stadt  Osnabrück,  den  22.  August 
1721.  Ernst  August.“ 

Der  Landesherr  entsprach  damit  seinem  kurz  nach  seinem  Regierungsantritt 
veröffentlichten  Concordat  mit  der  Stadt,  wo  es  unter  Punkt  15  heißt: 
„Denen  Aemtern  und  gesamten  Bürgerschaft  soll  in  ihren  Privilegien,  Ge¬ 
rechtsamen,  Nähr-  und  Handthierung  keinerlei  Eingriff,  Präjudiz  oder  Nach¬ 
teil  directe  vel  indirecte  von  Offizieren  und  Soldaten,  auch  Fremden  oder 
sonst  jemanden  zugefügt,  auch  kein  Jude  wider  des  Rates  Willen  einige 
Handlungen  in  der  Stadt  zu  treiben  zugelassen  oder  geduldet  werden.“ 

Daß  dieses  Reskript  Ernst  Augusts  II.  nicht  einfach  eine  persönliche  Konzes¬ 
sion  gegenüber  der  Stadt  und  ihren  verbrieften  Privilegien  darstellte,  sondern 
grundsätzlicher  Überzeugung  der  Landesherren  Ausdruck  gab,  geht  aus  den 
vielen  schon  im  vorhergehenden  Jahrhundert  ergangenen  Erlassen  des  bedeu¬ 
tenden  Bischofs  der  Gegenreformation,  Franz  Wilhelm  von  Wartenberg 
(1625-1661  Bischof  von  Osnabrück),  hervor,  der  hier  wie  andernorts  bewies, 
daß  er  gültige  Normen  eingehalten  wissen  wollte,  nicht  zuletzt,  da  er  nach 
dem  Schluß  des  Dreißigjährigen  Krieges  in  seinen  beiden  verbleibenden 
Bistümern  Osnabrück  und  Regensburg  -  Minden  war  an  Brandenburg,  Ver¬ 
den  an  Schweden  gefallen  -  gesetzliche  Ordnung  wiederherzustellen  suchte. 
Für  seine  Einstellung  nachstehend  als  Beispiel  der  Wortlaut  eines  solchen  an 
Bürgermeister  und  Rat  gerichteten  Erlasses:  „Dem  Hochwürdigsten  und 
Hochgebohrenen  Fürsten  und  Herrn,  Herrn  Frantz  Wilhelm,  Bischöfen  zu 
Oßnabrück,  ist  Vorkommen,  waßgestalt  Bürgermeister  und  Rath  dero  Stadt 
Oßnabrück  in  kurtz  verwürkten  Tagen  (kürzlich.  -  Der  Verf.)  in  Ihrer  Hoch¬ 
fürstlichen  Stadt  einige  Juden  nicht  allein  zu  receptiren,  sondern  Geleit  zu 
geben  undt  zu  freyen  ihrem  Gewerb  und  Handel  zu  gehen  verstatten  undt 
zwaren  mit  allerhand  verdächtigen  auß  inficyrten  Stetten  wider  Ihrer  Hoch¬ 
fürstlichen  Gnaden  Inhibition  herangebrachten  Sachen,  wodurch  gemeiner 
Stadt  und  Stift  leicht  ein  größeres  Übel  verwirkt  werden  könnte.  Dan  (da 
nun)  aber  dieße  Eingriffe  in  Ihrer  Hochfürstlichen  Gnaden  tragende  Regalia 
undt  Landesfürstliche  Hoheit,  in  denen  dergleichen  Persohnen  und  Handtie¬ 
rungen  im  gantzen  Landt  ohne  Ihrer  hochfürstlichen  Gnaden  erlaubnuß  ver¬ 
boten,  auch  wider  das  Herkommen  im  Reich  und  dieser  Stadt  [sind],  so  be¬ 
halten  Ihre  Hochfürstliche  Gnaden  eine  Strafe  von  300  Rthl.  gegen  besagten 
Bürgermeister  undt  Radt  diesetwegen  bevor;  Undt  befehlen  daneben  bey 
gleichmäßiger  Strafe  von  300  Rthl.  kraft  dieses  [Erlasses]  ernstlich,  dass  Sie 
gleich  nach  Verkündigung  dieses  vorbesagte  Juden,  welche  sich  allda  noch 
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befinden,  sambt  denen  Sachen  auß  der  Stadt  hinwegschaffen  an  Ihrer  Hoch¬ 
fürstlichen  Gnaden  Stadt-Vogt  Johann  Robert  Meckenheimb  bey  den  ge¬ 
wöhnlichen  Ohrt  liefern,  undt  dass  [sie,  wenn]  dem  also  gehorsamet  [ist], 
innerhalb  drey  Thagen  nach  dieser  Intimation  bey  Ihrer  Hochfürstlichen 
Gnaden  gebürende  Anzeig  undt  Beweiß  thun  auch  obenvermerkter  recep- 
tation  undt  dahero  verwürkten  Straff  wegen  underthenigst  Satisfaktion 
leisten,  sonst  [sie]  gewärtig  sein  [müssen],  daß  wider  sie  sambt  undt  sonders 
dieserhalb  gehörend  und,  wie  sich  in  dergleichen  gebühret,  verfahren  werden 
soll;  Darnach  [ist]  sich  zu  richten.  Urkundt  Ihrer  Hochfürstlichen  Gnaden 
hierunter  gesetzten  Hochfürstlichen  Handtzeichens  undt  aufgedrückten 
Secret  insiegels.  Geben  auf  Dero  Fürstlichen  Residentz  Iburg,  den  4.  novem- 
bris  anno  1658.  Frantz  Wilhelm.“ 

Eine  Replik  der  Stadt  Osnabrück  soll  ebenfalls  im  Wortlaut  zitiert  werden, 
um  zu  zeigen,  daß  sich  Landesfürst  und  Stadt  in  der  Sache  eigentlich  einig 
waren.  Sie  lautet:  „. . .  Obgleich  nun  wir  und  unsere  Vorfahren  an  den  Juden 
und  ihrem  Handel  wenig  Beliebnuß  getragen,  daß  man  sich  ihrer  aller  Zeit 
Gottlob  entfreyt  gehalten,  auch  alß  ohnlängst  verwürkter  Zeit  einige  allhir 
betroffen,  selbige  alßbald  vorbeschieden  und  mit  ernstlichem  Verweiß  ihres 
angemaßten  ohnliebsamen  Einschleichens  außgeschaffet,  nachgehends  zwar 
bey  letztem  Marckt  sich  andere  eingefunden,  aber  dafür  gehalten,  daß  bey 
gewohnten  Marckttagen  ihnen  gleich  anderen  sonst  ohnvergleiteten  Personen 
den  freyen  Zutritt  nicht  eben  gar  zu  verbieten,  woher  jedoch  weder  damahl 
noch  folgends  ihnen  ein  Gewerb  außdrücklich  verstauet,  und  von  Nieman¬ 
dem  Bericht  oder  Klage  über  sie  einkommen  und  die  Beschaffenheit  ihres 
eigentlichen  Enthalts  und  Thuns  nicht  kundt,  viel  minderer  die  Außschaffung 
gesonnen  worden:  also  wir  unterthänigst  nicht  bergen  (verhehlen),  daß  auf 
das  Erhalten  gnädigsten  rescriptes  fleißigst  nachfragen,  lauth  protokollari¬ 
schen  Einschlußes,  angestellet  und  alß  berichtet  werden  wollen,  ob  solten  sich 
die  Juden  außer  dieser  dero  Stadt  innerhalb  der  Landwehr  befinden,  ange¬ 
sichts  einiger  Schützen  von  unseren  Bürgern  hinauszugehen  befehligt  und 
von  ihnen,  Beyseins  obengenannten  Vogtes  [des  Bischofs]  und  seiner  bey- 
gehabten  Leuthe,  die  Juden  gesucht,  aber  nich  gefunden,  heute  aber  unns 
angezeigt  worden,  daß  ihrer  sieben  für  eenig  Tagen  bey  einem  unserer  Bürger 
nahmens  Johann  Haverkampf  zur  Herberge  eingekehret  und  sich  für  Tuch- 
trager,  welche  ins  Niederland  zu  reisen  vorhabend  wehren  (wären)  und  auch 
einen  frerischen  Führer  (Führer  aus  Freren?)  anwarteten  außgegeben,  nun 
aber  gestern  endlich  von  ihnen,  dass  Sie  Juden,  erfahren  hatten,  welche  wir 
darauf  angesichts  in  persönlichen  Arrest  und  Verwahrsamb  haben  ziehen,  die 
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Bewandtnuss  den  Herren  Räthen  [des  Bischofs]  eröffnen  und  diesen  Mittag 
selbige  [Juden]  sambt  ihren  Sachen,  so  viel  befindlich,  durch  bestallte  Schüt¬ 
zen  an  die  Grentze  der  Landwehr  bey  dem  Nahnischen  Thurm  auspringen 
lassen . . .“ 

Daß  es  dem  Bischof  auch  mit  seiner  Strafandrohung  ernst  gewesen  war,  geht 
aus  seinem  Antwortbescheid  hervor.  In  ihm  stellt  er  fest,  daß  er  es  auf  Grund 
der  Erklärungen  diesmal  noch  dahingestellt  sein  lassen  wolle,  aber  nunmehr 
befehle,  daß  „inskünftig  man  einige  Juden  in  unsere  Stadt  nicht  einlaßen, 
noch  weniger  beherbergen  oder  receptiren,  am  wenigsten  aber  zu  einigem 
commercio,  wenns  gleich  im  freyen  Markt  ist,  verstatten  solle,  sie  seien  denn 
von  Uns  vergleitet  oder  in  unserem  Abwesen  von  Euch  mit  solchem  Geleit¬ 
brief  versehen“.  Widrigenfalls  müßte  der  Bürgermeister  oder  sein  Amtsnach¬ 
folger  mit  einer  Bestrafung  rechnen.  „Undt  wir  wollen,  dass  Ihr  hierauf 
fleißig  achtet.“ 

Im  übrigen  gab  es  in  diesen  wie  in  anderen  Fällen,  wenn  gegen  Juden  wegen 
eines  Verstoßes  gegen  die  Osnabrücker  Bestimmungen  vorgegangen  wurde, 
eine  Flut  von  Schreiben,  Anfragen  und  Mahnungen  des  Bischofs  an  Bürger¬ 
meister  und  Rat,  an  die  Kanzlei  des  Bischofs  in  der  Stadt  und  die  bischöfli¬ 
chen  Beamten,  Gegenschreiben  der  Stadt,  der  Kanzlei,  der  Vernehmungs¬ 
beamten,  nicht  zuletzt  Vorstellungen  und  Bitten  der  zumeist  in  Iburg  inhaf¬ 
tierten  Juden,  ihrer  Rechtsvertreter  und  Angehörigen,  so  daß  sich  der  Papier¬ 
krieg  über  Monate  dahinzog,  wobei  sich  wiederholt  auch  die  Vertreter  frem¬ 
der  Städte  und  Staaten  einschalteten.  Zwischendurch  wurden  den  Akten  Ab¬ 
schriften  des  Erlasses  von  1424  bzw.  1431  beigefügt,  in  denen  der  Bischof 
Johann  III.  der  Stadt  versprach,  sie  in  Zukunft  mit  Juden  unbeladen  zu  las¬ 
sen.  Fragebogen  mit  über  40  Fragen  für  die  Vernehmung  wurden  entworfen, 
ausgefüllt  zurückgereicht  und  gelegentlich  ergänzt,  zumal  man  bei  den  Ver¬ 
nehmungen  die  Helfer  und  Förderer  der  Juden  zu  erfahren  suchte.  Aus  den 
Urkunden  wird  ersichtlich,  daß  das  Einschreiten  oft  durch  Anzeigen  der  durch 
das  Auftreten  jüdischer  Händler  sich  betroffen  fühlenden  Handwerksämter 
veranlaßt  wurde,  wie  des  Knochenhaueramtes  bei  Fleischverkauf,  des  Kra¬ 
meramtes  und  des  Schneideramtes  bei  An-  oder  Verkauf  von  alten  Kleidern, 
Tuchen  usw. 

Daß  in  größeren  Staatsverbänden  mit  weiterem  Gesichtskreis  die  starre  Hal¬ 
tung  Osnabrücks  nicht  mehr  angetroffen  wurde,  läßt  sich  am  Fall  der  beiden 
inhaftierten  Juden  Marcus  Spanier  und  Salomon  Reinbach  aus  Bielefeld 
erkennen.  Bielefeld  gehörte  bereits  dem  Kurfürstentum  Brandenburg  an,  und 
so  konnte  der  Vertreter  der  Juden  in  einer  Petition  darauf  hinweisen,  daß 
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beide  seit  30  Jahren  mit  ihren  Angehörigen  in  Bielefeld  ansässig  seien.  Inter¬ 
essant  ist  auch,  daß  die  in  den  Schriften  des  Bischofs  Franz  Wilhelm  und  der 
Stadt  Osnabrück  nur  Marcus  und  Salomon  genannten  Juden  in  Bielefeld 
bereits  Marcus  Spanier  und  Salomon  Reinbach  genannt  wurden,  also  so  etwas 
wie  Hausnamen  hatten.  Die  Petition  beinhaltete  neben  der  Bitte  um  Ent¬ 
schuldigung  und  Haftentlassung  eine  klar  gehaltene  juristische  Darlegung,  in 
der  betont  wurde,  daß  die  beiden  Juden  von  den  Osnabrücker  Bestimmungen 
nichts  gewußt  und  sich  an  die  Regelung  im  Reich  gehalten  hätten,  nach  der 
den  Juden  auf  den  freien  Märkten  der  Handel  gestattet  sei.  In  dem  Bei¬ 
schreiben  der  Ehefrauen  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  sie  von  Kurfürst¬ 
lichen  Gnaden  zu  Brandenburg  „in  gnädigen  Schutz  genommen  und  dadurch 
zu  dero  Leuthen  gemacht“  seien. 

Wenn  der  Große  Kurfürst  von  Brandenburg  ein  Beispiel  größerer  Toleranz 
gab,  so  brachte  doch  die  Zeit  des  fürstlichen  Absolutismus,  die  bis  zur  Großen 
Französischen  Revolution  reichte,  den  Juden  keine  grundlegende  Besserung. 
Viele  Fürsten  verharrten  in  der  Ablehnung  der  Juden  und  taten  auf  diesem 
Gebiet  ihren  Städten  ganz  gern  den  Willen. 

Es  hieße  den  Fehler  der  Verallgemeinerung,  der  sich  noch  in  unserer  Genera¬ 
tion  so  verhängnisvoll  ausgewirkt  hat,  in  dieser  Darstellung  wiederholen, 
wenn  man  nur  religiösen  Fanatismus  und  Aberglauben,  getarnten  Konkur¬ 
renzneid,  Habsucht  und  Gewalttätigkeit  auf  seiten  der  Landes-  und  Stadt¬ 
behörden  Osnabrücks  sowie  der  Bevölkerung  sehen  zu  können  glaubt.  Die 
Zeiten  waren  schlecht,  die  großen  Kriege  verelendeten  das  Land,  Handel  und 
Gewerbe  lagen  darnieder,  und  die  Herzen  waren  verhärtet.  Dazu  bedrohten 
immer  wieder  von  Osten  her  Seuchen  das  Land,  so  daß  eine  ganze  Reihe  von 
Verordnungen  sich  mit  Vorbeugungsmaßnahmen  befaßte,  bei  denen  die  Ein- 
und  Durchreise  östlicher  Händler  eine  ebenso  bedeutende  Rolle  spielte  wie 
die  Einfuhr  fremder  Waren.  Die  diesbezüglichen  Edikte  unterscheiden  sich 
nicht,  ob  sie  von  einem  evangelischen  oder  einem  katholischen  Landesherrn 
kamen. 

Da  durch  das  Fehlen  einer  tatkräftigen  zentralen  Ordnungsmacht  das  Vagie- 
ren  von  Bärenhäutern,  Marodeuren  und  anderem  Gesindel  begünstigt  wurde, 
konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß  in  den  vielen  kleinen  Staaten  jeder  Land¬ 
fahrende  verdächtig  schien  und  kein  Unterschied  nach  Gewerbe,  Religion 
oder  Abstammung  gemacht  wurde.  Die  Juden  mußte  das  besonders  hart 
treffen,  da  sie  durch  kanonisches  Recht  indirekt  zum  Geldgeschäft  und  Han¬ 
del  gedrängt,  durch  strenge  Zunftordnung  außerhalb  des  Handwerks  gestellt, 
durch  allgemeines  Vorurteil  von  jedem  Grunderwerb  ausgeschlossen,  in  Osna- 
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brück  und  im  Hochstift  Osnabrück  tatsächlich  nur  als  durchreisende  Händler 
tätig  sein  konnten  und  somit  fast  in  Bausch  und  Bogen  dem  verdächtigen 
Gesindel  zugerechnet  wurden.  Bis  zu  welchem  Maße  das  der  Fall  war,  mögen 
einige  Beispiele  erhärten. 

Am  4.  Dezember  1720  erließ  Ernst  August  II.  eine  „Verordnung  wegen 
Abhaltung  der  Zigeuner,  fremden  Bettler,  Betteljuden  und  anderer  derglei¬ 
chen  Landstreicher“.  Es  werden  darin  in  erster  Linie  die  Zigeuner  als  „gott¬ 
loses,  abergläubisches,  diebisches,  tückisches  und  mörderisches  Gesindel“  ange¬ 
sprochen.  Anschließend  heißt  es  dann  -  nun  weiter  ausgreifend  -  als  strenge 
Anordnung:  „So  werden  allen  fremden  Bettlern,  Betteljuden,  Landstreichern, 
Vagabunden,  Zigeunern  und  dergleichen  raub-  und  liederlichem  Gesindel  in 
dieses  Unser  Fürstentum  und  Hochstift  zu  kommen  oder  sich  darin  aufzuhal¬ 
ten,  gäntzlich  und  bey  schwerer  empfindlicher  Leibes-  auch  wohl  nach  Befin¬ 
den  Lebens-Straffe,  wie  auch  allen  und  jeden  Unterthanen,  selbige  zu  beher¬ 
bergen  oder  in  ihre  Häuser  aufzunehmen  und  ihnen  einigen  Vorschub  zu 
thuen,  hiermit  ernstlich  verbotten.  Gestalt  dan  Unsere  Beambte,  Gogreven, 
Richter  und  übrigen  Bedienten  nochmals  angewiesen  werden,  dass  sie,  wan 
künftig  einige  von  diesem  Gesindel  sich  wieder  finden  lassen  solten,  solche 
sofort  zu  gefänglicher  Haft  ziehen,  allenfalls,  da  es  nöthig,  die  benachbarten 
Aembter  zu  Hülffe  nehmen,  welche  ihnen  darunter  unverweilt  zu  assistiren.“ 
Es  folgten  dann  Anordnungen  über  Zwangsmaßnahmen,  besonders  bei  tät¬ 
lichem  Widerstand,  wobei  auch  die  Schießerlaubnis  erteilt  wurde. 

Was  alles  unter  dem  verdächtigen  landfahrenden  Volk  zu  verstehen  sei,  geht 
noch  eingehender  aus  einem  Erlaß  von  Georg  III.,  Kurfürst  von  Hannover 
und  König  von  Großbritannien  und  Irland,  hervor,  der  zunächst  für  den 
letzten  Landesherrn  im  Osnabrücker  Fürstbistum,  den  noch  minderjährigen 
Bischof  Friedrich  von  York,  die  Regentschaft  führte.  Seine  Verordnung  vom 
3.  Juli  1765  bezweckt  zur  „Abhaltung  der  Vagabunden  das  Hausiren  aus¬ 
wärtiger  Personen  außer  den  Jahrmärkten  völlig  abzustellen“,  nennt  die 
„allenthalben  herumstreifenden  Vagabunden  Diebe  und  Räuber“  und  be¬ 
gründet  das,  „inmassen  die  Erfahrung  lehrt,  dass  solche  verdächtigen  Land¬ 
streicher  unter  dem  Vorwand  bey  sich  führender  Pass-  und  ordentlicher  er¬ 
laubter  Nahrungs-Art  als  Krämer  mit  Ellen-  und  kurtzen  Waren,  Porcellain, 
Glas,  irdenem  und  steinernem  Geschirr,  Reis-,  Mehl-  und  Gewürtz-Handel, 
als  Blech-  und  Kupferschmiede,  Zinngiesser,  Korbmacher,  Kesselflicker,  Sche¬ 
renschleifer,  Bruchschneider,  Operateure,  Taschenspieler,  Gauckler,  Spiel-  und 
Bergleute,  etc.  sich  Wochen  und  Monate  lang  in  den  Städten,  Flecken,  Wieg- 
bolden  und  Gemeinden  aufhalten  und  unter  sich  schon  bey  Thage  durch  das 
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Hausiren  die  Gelegenheit  für  nächtliche  Diebereyen  und  Gewalttätigkeiten 
auskundschaften“.  Diese  Verordnung,  2  Jahre  nach  dem  Siebenjährigen  Krieg 
erlassen,  ist  trotz  ihrer  primitiv  anmutenden  Totalität  ein  Zeitdokument,  das 
auf  die  Notstände  im  Fürstentum  Osnabrück  hinweist,  zugleich  aber  dar¬ 
stellt,  wie  sehr  gerade  die  auf  den  Handel  verwiesenen  Juden  bei  solcher 
Gleichstellung  mit  herumstreifenden  Vagabunden,  Taschenspielern,  Gauk¬ 
lern,  Dieben  und  Räubern  in  ihrer  Existenz  bedrängt  waren. 

Daß  zwischen  handeltreibenden  Juden  und  Landstreichern  kein  grund¬ 
sätzlicher  Unterschied  gemacht  wurde,  beweist  auch  eine  an  und  für  sich 
durchaus  verständige  und  landesväterliche  Verordnung  Ernst  Augusts  II.  vom 
28.  Dezember  1720  „zur  Abwendung  der  in  Polen  grassierenden  Menschen- 
Seuche“.  Diese  Verordnung  enthält  Vorbeugungsmaßnahmen  nach  dem 
Stande  der  damaligen  medizinischen  Erkenntnisse  und  bemüht  sich,  das  Ein¬ 
schleppen  der  Seuche  zu  verhüten.  Sie  bestimmt  u.  a.:  „Daß  aus  gantz  Polen 
überall  keine  gemeinen  Leute,  insonderheyt  aber  keine  Bärenzieher  noch 
einige  daher  kommenden  Juden  weder  mit  noch  ohne  Pass  in  und  durch  dieses 
Hoch-Stifft  gelassen,  sondern,  da  sich  deren  einige  heimlich  eingeschlichen 
und  darin  ertappt,  unvermeidlich  am  Leib  und  Leben  gestrafft  werden  sol¬ 
len.“  Es  folgen  Absätze,  wer  als  reputierlich  gelte,  welche  Vorbedingungen 
bei  Einreisen  und  Einführen  von  Waren  grundsätzlich  gelten  sollten  usw. 
Dann  heißt  es  wörtlich:  „Endlich  wiederholen  Wir  Unsere  wegen  der  umb- 
laufenden  Bettler,  Zigeuner,  Landstreicher  und  Betteljuden  jüngsthin  unter 
dem  4.  dieses  Monats  erlassenen  Verordnungen  und  Befehle,  dass  an  denen 
bereits  gesetzten  Zigeunerpfählen  oder,  falls  solche  nicht  mehr  vorhanden, 
des  Behufs  zu  setzenden  neuen  Pfählen  ein  Blech  mit  dieser  Aufschrift  ange¬ 
schlagen  werde:  Fremde  Bettler,  Zigeuner,  Landstreicher  und  Betteljuden 
sollen  dieses  Land  bei  unausbleyblicher  Leibes-  und  Lebens-Straffe  meiden.“ 
Die  Einstellung  den  Juden  gegenüber  änderte  sich  auch  unter  dem  Wittels¬ 
bacher  Bischof  Clemens  August,  Erzbischof  und  Kurfürst  zu  Köln,  Bischof 
von  Paderborn,  Münster,  Hildesheim  und  Osnabrück,  nicht.  In  Verordnung 
und  Concordat  mit  der  Stadt  vom  30.  September  1730  wurde  vielmehr  zu¬ 
sätzlich  betont,  daß  die  Juden  nicht  als  wehrwürdig  erachtet  seien.  Es  steht 
dort  unter  Punkt  2  geschrieben:  „Die  Anzahl  der  in  unserem  Eydt  und  Pflicht 
stehenden  und  anzunehmenden  Mannschaften  sollen  nun  und  inskünftig  mit 
Einschluß  ihrer  Ober-Offiziers-  und  Stabs-Persohnen  sich  nicht  über  400 
Mann  unverläumdeter  und  unverdächtiger  Persohnen  erstrecken  und  dabey 
so  viel  immer  möglich  und  sich  thuen  lassen  will,  nicht  über  48  Weyber  seyn, 
noch  auch  Zigeuner  oder  Juden  unter  selbigen  angenommen  oder  geduldet 
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werden.“  -  Georg  III.  bestätigte  als  Regent  für  seinen  minderjährigen  Sohn, 
Friedrich  von  York,  am  14.  September  1764  diese  Verordnung  fast  wörtlich 
In  dem  gleichen  Schriftstück  wurden  die  eingehenden  Kontrollmaßnahmen, 
die  bei  nächtlicher  Öffnung  eines  Stadttores  vorgesehen  waren,  begründet, 
„damit  auch  der  Stadt  zum  Nachteil  keine  fremden  Bettler,  Juden,  Vagabun¬ 
den  und  andere  verdächtige  Persohnen  sich  einschleichen  mögen“. 

Wie  sehr  es  der  Stadt  ihrerseits  auf  die  Wahrung  ihrer  Privilegien  auch  ge¬ 
genüber  dem  Landesherrn  ankam,  belegt  aktenmäßig  sehr  genau  der  Fall 
des  „churcölnischen  Agenten  und  Flofjubeliers“  Elias  von  Metz.  Als  Hof¬ 
bankier  des  prachtliebenden  geistlichen  Grandseigneurs  Clemens  August 
hatte  sich  Elias  von  Metz  anscheinend  vorgestellt,  er  brauche  in  Osnabrück 
die  für  die  Juden  angesetzte  Aufenthaltsabgabe  nicht  zu  entrichten.  Die  Stadt 
jedoch  bestand  auf  der  Abgabe  von  einem  halben  Gulden  pro  Nacht  und 
Person  und  ließ  kurzerhand  unter  Berufung  auf  ihr  altes  Recht  der  Tochter 
in  Abwesenheit  des  Vaters  eine  Perlenkette  im  Werte  von  150  Talern  pfän¬ 
den.  Elias  von  Metz  berichtete  in  einer  Beschwerde  darüber  wörtlich:  „Von 
den  Stadtdienern  wurde  meiner  Tochter  eine  Schnur  Perlen  von  150  Thalern 
in  meiner  Abwesenheit,  als  ich  eben  zu  des  Herrn  Thumpropstes  Hochwür¬ 
dige  Gnaden  herausgewesen,  abgedrungen,  ich  auch  um  deswillen  heute  zum 
Rathaus  citiret  werden  soll,  ungeachtet  dass  die  Sache  annoch  sub  decisione 
superioris  judicis  aut  ipsius  Serenißimi  gehöret  (der  Entscheidung  eines  über¬ 
geordneten  Gerichtes  oder  gar  des  Landesherrn  selbst  untersteht)  auch  an  sich 
unstreitig  ist,  dass  ich  der  jurisdictioni  civitatenti  (städtischen  Gerichtsbar¬ 
keit),  dieweil  ich  in  Höchst-Churfürstlichen  Diensten  [stehe],  in  keinem  Wege 
unterwürfig  sei:  so  protestiere  und  contradire  wider  alles  solches  mehr  als 
factualiter  usw.  usw.  .  .  .“  Zum  Schluß  gab  er  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß 
„die  Regierung  oder  auch  der  Kurfürst  selbst  solche  an  keinem  [anderen]  Ort 
verübte  und  solche  in  dero  Churfürstlichen  Durchlaucht  höchste  Auctorität 
und  obere  jurisdictio  eingreifende  Tathandlung  rechtens  bald  remidiren  las¬ 
sen  werde .  .  .“  Der  Verlauf  des  Streitfalles  umfaßt  einen  ganzen  Band 
von  Eingaben  und  Gegenargumenten,  Protokollen  und  Berichten.  Die  Stadt 
verharrte  auf  ihrem  Standpunkt,  und  da  auch  Clemens  August  anscheinend 
nicht  viel  für  seinen  Finanzmann  tun  konnte  oder  wollte,  mußte  Elias  von 
Metz  nachgeben  und  das  geforderte  Geld  zahlen,  um  die  gepfändeten  Perlen 
einzulösen.  Durch  das  vielfache  Hin  und  Her  der  Schriftsätze  dauerte  die 
Angelegenheit  vom  November  1735  bis  zum  Februar  1736.  Bei  seiner  Ab¬ 
reise  wurde  dem  Hofbankier  wegen  des  Sabbats  ein  zweitägiger  Reise¬ 
aufschub  zugestanden. 
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Ein  anderes  Beispiel  gehört  bereits  in  die  Möser-Zeit  und  zeigt,  daß  sich  auch 
hier  noch  keine  Änderung  anbahnte.  Im  Jahre  1776  richtete  der  Jude  Rüben 
Moses  aus  Ellrich  ein  höfliches,  bei  Formgewandtheit  von  kaufmännischem 
Selbstbewußtsein  zeugendes  Schreiben  an  den  Rat  der  Stadt,  in  dem  er  um 
eine  Handelserlaubnis  ersuchte.  Er  betonte  zunächst,  daß  er  stets  (bei  Besu¬ 
chen  in  der  Stadt)  sein  Schutzgeld  pünktlich  entrichtet,  niemanden  übervor¬ 
teilt  und  keine  verdächtigen  Sachen  gekauft  habe.  Sein  Handel  habe  vor 
allem  den  Ankauf  getragener  Kleiderstücke  zum  Gegenstand,  die  er  bar  und 
zu  Preisen  bezahle,  wie  sie  hier  sonst  wohl  nicht  gegeben  würden.  Für  Osna¬ 
brück  sei  seine  Tätigkeit  offenbar  von  Nutzen,  da  er  Geld  in  die  Stadt 
bringe,  zudem  weder  dem  Krameramt  noch  irgendeinem  Handwerker  mit 
seinem  Handel  schade.  Er  bat  dann,  gegen  „Erlegung  eines  jährlichen  seiner 
Handlung  angemessenen  Schutzgeldes  zu  erlauben,  sich  hier  vor  und  nach, 
so  wie  seine  Geschäfte  es  erforderten,  aufhalten  zu  dürfen;  er  ist  erbötig,  mit 
Hypotheken  dafür  zu  haften,  daß  er  jedes  Mal,  wenn  ihm  verdächtige  Sachen 
zugebracht  werden  sollten,  diese  nicht  an  sich  bringe,  sondern  vielmehr  bei 
hoher  Obrigkeit  dafür  Anzeige  zu  tun  . . .“  Zum  Schluß  fügte  er,  anscheinend 
von  nicht  unbegründeter  Skepsis  über  den  Erfolg  seines  Gesuches  erfüllt, 
hinzu,  man  möge  ihm,  falls  sein  Gesuch  abschlägig  beschieden  werde,  acht 
Tage  Frist  geben,  um  ausstehende  Gelder  einzuholen  und  seine  sonstigen 
Sachen  in  Ordnung  zu  bringen.  -  Auf  dem  Gesuch  an  den  Rat  steht  auf  der 
Rückseite  die  Antwort  vermerkt:  „Supplicant  hat  sich  sofort  von  hier  zu  be¬ 
geben  und  sich  alles  Handelns  dahier  zu  enthalten.“ 

Inhalt  und  Diktion  der  Judengesetzgebung  sowie  der  diesbezüglichen  Erlasse, 
die  Art  ihrer  Anwendung  und  die  grundsätzliche  Gleichstellung  der  Juden 
mit  Vagabunden  und  schlimmeren  Landfahrenden  atmet  viel  Enge,  Aber¬ 
glauben,  Überheblichkeit  und  Egoismus.  Wenn  die  Behandlung  des  schicksal- 
geschlagenen  Volkes  sich  -  immerhin  -  innerhalb  dieser  Gesetzgebung  hielt, 
erhebt  sie  sich  noch  über  vieles,  was  das  20.  Jahrhundert  brachte.  Daß  damals 
die  landesherrlichen  Verordnungen  Vergehen  ganz  allgemein  und  nicht  nur 
bei  Juden  und  Vagabunden  bekämpften  und  daß  oft  Notstände  Vorlagen, 
die  zu  drakonischen  Maßnahmen  gegen  Gesetzesübertreter  schlechthin  führ¬ 
ten,  darf  um  der  Gerechtigkeit  willen  nicht  verschwiegen  werden. 

Clemens  August  erließ  am  26.  März  1749  ein  Edikt,  das  in  seiner  Strenge 
gegenüber  Dieben  und  Einbrechern  die  Not  der  Zeit  verriet  und  schon  bei 
einem  nicht  vorbestraften  Dieb  den  Tod  durch  den  Strang  anordnete,  wenn 
der  Wert  der  Diebesbeute  sich  auf  50  Taler  oder  mehr  beliefe,  bei  einem  oder 
mehrmals  vorbestraften  Dieb  die  Todesstrafe  auch  bei  reduzierter  bzw.  e;anz 
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unbeachtet  gelassener  Wertbemessung  der  Diebesbeute  verhängte.  Mitführen 
von  Waffen  wie  „große  Prügel,  Zaunpfähle,  Mistforken,  Beile,  Hirschfänger, 
Degen,  Säbel,  große  Messer,  Schießgewehre  usw.“  bedeutete  ebenso  wie  Ban¬ 
dendiebstahl  mit  Sicherheit  den  Tod  durch  den  Strang.  Dem  Hehler  drohten 
schwere  Geld-  und  Leibesstrafen  sowie  Landesverweisung.  Die  Criminalver- 
ordnung  Kaiser  Karls  V.  wurde  ausdrücklich  als  Strafprozeßgrundlage 
zitiert.  -  Georg  III.  erneuerte  20  Jahre  später  die  Verordnung. 

Beweiskraft,  daß  man  sich  gegen  tatsächliche  Mißstände  wandte  und  auch  bei 
Geldgeschäften  nicht  nur  in  den  Juden  die  Schuldigen  sah,  enthält  eine  Ver¬ 
ordnung  Georgs  III.  vom  12.  Oktober  1765,  auch  sie  zwei  Jahre  nach  Ende 
des  Siebenjährigen  Krieges:  „Demnach  wir  mißfällig  wahrnehmen  müssen, 
wasmassen  verschiedene  gewinnsüchtige  Kaufleute,  Wechsler  und  Einwohner 
die  bisherigen  Münzverordnungen  also  ausgelegt,  als  wenn  ihnen  dadurch 
erlaubt  worden  sei,  allen  und  jeden  darin  benannten  und  vorgekommenen 
Umständen  nach  auf  gewisse  Weise  in  Handel  und  Wandel  zugelassene 
Münzsorten  ungehindert  kommen  zu  lassen,  mithin  davon  einen  solchen  dem 
ganzen  Lande  höchst  nachteiligen  Mißbrauch  gemacht  haben,  dass  nunmehro 
dasselbe  mit  einer  übermässigen  Menge  allerhand  fremder  Scheide-Münzen 
sich  beladen  findet  und  daher  die  Kaufleute  und  Wechsler,  zum  Bedruck  des 
ganzen  Publici,  insonderheit  der  Armut,  Tagelöhner,  Witwen  und  Waisen 
Gelegenheit  nehmen,  unter  dem  Vorwand  des  auswärtigen  Courses  den  Preis 
des  Geldes  nach  eigenem  Gefallen  zu  setzen;  gleichwohl  aber  die  Absicht  die¬ 
ser  und  anderer  auf  die  Zeitläufte  sich  gründender  Vorkehrungen  niemals 
gewesen  ist  und  auch  nicht  seyn  kann,  dass  die  bloss  als  Scheide-Münzen  vor¬ 
erst  zugelassenen  fremden  Geldsorten  durch  auswärtige  Händler  und  Wechs¬ 
ler  mit  Fleiss  ins  Land  gezogen  werden  sollen:  so  haben  Wir  sowohl  um  dem 
ferneren  Eindringen  derselben  vorzubeugen,  als  auch  um  dem  daraus  bereits 
entstandenen  Übel  und  Bedruck  der  Untertanen  einigermassen  abzuhelfen 
und  der  schnöden  Gewinnsucht  einiger  unchristlicher  Kaufleute  und  Wechsler 
Einhalt  zu  tun,  verordnen  wir  hiermit:  dass  kein  Kaufmann,  Wechsler  oder 
anderer  Einwohner  dieses  Stiftes  sich  fernerhin  unterstehen  soll . . (es  fol¬ 
gen  sehr  genaue  und  ausführliche  Angaben  über  die  Wertbemessung  und  das 
Verhalten  gegenüber  fremden  Geldsorten  usw.).  Bezeichnend  ist,  daß  hier 
einfach  von  Wechslern,  Händlern  und  Einwohnern  gesprochen  wird,  also 
einem  Mißstande  im  eigenen  Lande  entgegengetreten  wird,  in  dem  Juden 
bekanntlich  keine  Einwohner  werden  konnten. 

Dokument  jener  Zeit  ist  auch  der  neuere  Judeneidy  der  durch  eine  „Interim- 
Gerichts-  und  Ediktalverordnung“  im  Jahre  1723  gesetzlich  festgelegt 
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wurde.  Hier  wird  vorgeschrieben,  daß  in  jedem  Fall,  wenn  einem  Juden  ein 
Eid  abgenommen  werden  soll,  bevor  er  diesen  leistet,  ein  Buch  vorgelegt  wer¬ 
den  muß,  in  dem  jene  10  Gebote  enthalten  sind,  die  Moses  auf  dem  Berge 
Sinai  gegeben  wurden.  „Dann  soll  der  Jude  folgendermassen  angeredet  wer¬ 
den:  Jude,  ich  beschwöre  dich  bei  dem  einigen,  lebendigen  und  allmächtigen 
Gott,  Schöpfer  der  Himmel  und  des  Erdreiches,  und  bei  der  Thora  und  dem 
Gesetz,  das  er  gab  seinem  Knecht  Moses  auf  dem  Berge  Sinai,  dass  du  wollest 
wahr  sagen  und  bejahen,  ob  dieses  gegenwärtige  Buch  sei  das  Buch,  darauf  ein 
Jude  einem  Christen  einen  rechten  Eid  tun  und  vollführen  möge  und  solle/ 
Hat  der  Jude  auf  solche  Beschwörung  erkannt,  dass  dieses  ein  solches  Buch 
sei,  so  möge  einer  von  den  Christen,  der  von  ihm  den  Eid  fordert  oder  an 
seiner  Stelle  der,  der  ihm  den  Eid  auferlegt,  nachfolgende  Fragen  und  Ver¬ 
mahnungen  vorlesen:  Jude,  ich  verkündige  dir  wahrhaftig,  dass  wir  Chri¬ 
sten  den  einigen,  allmächtigen  und  lebendigen  Gott  anbeten,  der  Himmel  und 
Erde  und  alle  Dinge  geschaffen  hat,  und  dass  wir  ausserdem  keinen  anderen 
Gott  haben,  ehren  noch  anbeten.  Das  sage  ich  dir  darum  und  aus  der  Ursache, 
dass  du  nicht  meinst,  dass  du  vor  Gott  wegen  eines  falschen  Eides  entschul¬ 
digt  seiest,  indem  du  meinen  und  glauben  möchtest,  dass  wir  Christen  eines 
unechten  Glaubens  wären  und  fremde  Götter  anbeteten,  was  nicht  der  Fall 
ist.  Und  dass  du  darum,  dass  die  Nesim  oder  Hauptleute  der  Kinder  Israels 
schuldig  gewesen  sind,  das  zu  halten,  was  sie  den  Männern  von  Giffan  und 
Gibea  geschworen  hatten,  die  doch  fremden  Göttern  dienten,  vielmehr  du 
schuldig  bist,  Christen  als  denen,  die  den  lebendigen  und  allmächtigen  Gott 
anbeten,  einen  wahren  und  unbetrüglichen  Eid  zu  schwören  und  zu  halten. 
Darum,  Jude,  frage  ich  dich,  ob  du  das  glaubst,  dass  einer  den  allmächtigen 
Gott  schändet  und  lästert,  wenn  er  einen  falschen  und  unwahren  Eid 
schwört?'  -  Hierauf  spreche  der  Jude:  ,Ja!‘  -  Alsdann  fahre  der  Christ  fort: 
Jude,  ich  frage  dich  ferner,  ob  du  aus  wohlbedachtem  Mut  und  ohne  Arglist 
und  Betrüglichkeit  den  einigen  lebendigen  allmächtigen  Gott  anrufen  wollest 
zu  einem  Zeugen  der  Wahrheit,  dass  du  in  der  Sache,  in  welcher  dir  ein  Eid 
auferlegt  ist,  keinerlei  Unwahrheiten,  Falschheiten  oder  Betrüglichkeiten 
reden  und  gebrauchen  wollest  in  keinerlei  Weise?'  -  Hierauf  spreche  der 
Jude:  ,Ja!‘  -  Nachdem  dies  alles  geschehen,  soll  der  Jude  seine  rechte  Hand 
bis  an  den  Knorren  in  das  vorher  genannte  Buch  legen,  und  zwar  auf  die 
Worte  der  Heiligen  Schrift  2.  Buch  Moses  XX,  7  und  hierauf,  bevor  er  den 
Eid  leistet,  dem  ihm  diesen  zuschiebenden  Christen  folgende  Worte  nach¬ 
sprechen:  , Adonai,  ewiger  und  allmächtiger  Gott,  Herr  über  alle  Melachim, 
ein  einiger  Gott  meiner  Väter,  der  du  uns  die  heilige  Thora  gegeben  hast,  ich 


52 


rufe  dich  und  deinen  heiligen  Namen,  Adonai,  und  deine  Allmacht  an,  dass 
du  mit  helfest  bestätigen  meinen  Eid,  den  ich  jetzt  tun  muss;  und  wenn  ich 
unrichtig  oder  betrüglich  schwören  werde,  so  sei  ich  beraubt  aller  Gnaden  des 
Ewigen  Gottes;  und  mir  werden  auferlegt  alle  Strafen  und  Flüche,  die  Gott 
den  verfluchten  Juden  auferlegt  hat,  und  meine  Seele  habe  auch  nicht  mehr 
Anteil  an  dem  Versprechen,  das  uns  Gott  gegeben  hat,  und  ich  soll  auch  kei¬ 
nen  Teil  haben  vom  Messias  noch  am  versprochenen  Erdreich  des  heiligen 
seeligen  Landes.  Ich  verspreche  und  bezeuge  auch  bei  dem  heiligen  Gott 
Adonai,  dass  ich  nicht  begehren,  bitten  oder  erflehen  will  eine  Erklärung, 
Auslegung,  Abnehmung  oder  Vergebung  von  irgendeinem  Juden  oder  ande¬ 
ren  Menschen,  wie  ich  mit  diesem  Eide,  den  ich  ablegen  werde,  einen  Men¬ 
schen  betrüge.  Amen!*  -  Hierauf  soll  der  Jude  schwören  und  dem  Christen 
folgenden  Eid  nachsprechen:  , Adonai,  ein  Schöpfer  der  Himmel  und  des  Erd¬ 
reiches  und  aller  Dinge,  auch  mein  und  der  Menschen,  die  hier  stehen,  ich  rufe 
dich  an  durch  deinen  heiligen  Namen  auf  diese  Zeit  zu  der  Wahrheit,  als  der 
N.  mir  zuzusprechen  hat  um  den  oder  den  Handel,  so  bin  ich  ihm  daran  und 
daran  ganz  nicht  schuldig  oder  verpflichtet  und  habe  auch  in  diesem  Handel 
keinerlei  Falschheit  oder  Unwahrheit  gebraucht,  sondern  wie  es  verlautet,  um 
Hauptsache,  Schuld  oder  sonst  was  die  Sache  ist,  also  ist  es  wahr,  ohne  alle 
Gefährde  oder  Arglist,  also  bitte  ich  auch  Adonai,  mir  zu  helfen  und  die 
Wahrheit  zu  bestätigen.  Wenn  ich  aber  nicht  recht  oder  wahr  habe  in  dieser 
Sache,  sondern  eine  Unwahrheit,  Falschheit  oder  Betrüglichkeit  darinnen 
gebraucht,  so  sei  ich  Cherem  und  verflucht  ewiglich.  Wenn  ich  auch  nicht 
recht  oder  wahr  habe  in  dieser  Sache,  dass  mich  dann  übergehe  und  verzehre 
das  Feuer,  das  zu  Sodom  und  Gomorra  überging,  und  alle  die  Flüche,  die  in 
der  Thora  geschrieben  stehen,  und  dass  mir  auch  der  wahre  Gott,  der  Laub 
und  Gras  und  alle  Dinge  geschaffen  hat,  nimmer  mehr  zu  Hilfe  noch  zustat¬ 
ten  kommen  möge  in  einigen  meinen  Sachen  und  Nöten;  wenn  ich  aber  wahr 
und  recht  habe  in  dieser  Sache,  also  helfe  mir  der  wahre  Gott  Adonai.“* 

Der  alte  Judeneid,  wie  ihn  Osnabrück  um  1300  kannte,  hat  sich  hier  nur  um 
einiges  in  der  Form  gewandelt,  atmet  jedoch  den  gleichen  Geist  gegen  alle 
Juden,  die,  als  zum  Betrug,  zur  Unwahrheit  und  Arglist  prädestiniert,  kurz 
als  Menschen  zweiter  Klasse,  grundsätzlich  kein  Vertrauen  verdienen.  Für  das 
sich  aufgeklärt  gebende  20.  Jahrhundert  stellt  es  neben  anderen  ein  Doku¬ 
ment  dar,  das  beweiskräftig  aufdeckt,  bis  zu  welcher  Hybris  sich  der  Gesetz¬ 
geber  versteigen  kann,  wenn  das  Gefühl  des  Stärkerseins  und  der  Wille  dik¬ 
tieren,  Menschen  zu  erniedrigen.  Ein  Dokument  auch,  das  man  ein  Muster¬ 
beispiel  des  Kollektivhasses  und  der  Kollektivbeschuldigung  nennen  kann, 
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die  noch  in  unserer  Zeit  zu  so  furchtbaren  Ergebnissen  geführt  haben. 
Wie  Interessenkollisionen  zu  der  allgemeinen  Abneigung  gegen  die  Juden 
auch  im  Osnabrücker  Land  beitrugen,  soll  nur  an  einigen  von  den  vielen 
derartigen  Beispielen  gezeigt  werden.  Im  Dezember  1716  gelangte  folgende 
Beschwerde  aus  dem  Flecken  Melle  an  den  Landesherrn:  „Wir  [wollen  zwar] 
ungern  Ew.  Königl.  Hoheit  mit  diesem  behelligen,  so  können  wir  doch  unter- 
thänigst  vorzutragen  nicht  umbhin,  waßgestalt  einige  Jahre  hiro  durch  den 
verstatteten  Handel  der  Juden  auf  dem  Lande  und  binnen  Melle  den  Schatz 
(Schatzung  =  Steuer)  tragenden  Unterthanen  ein  solcher  Nachteil  zugefügt, 
das  mit  der  Zeit  die  mehreren  Einwohner  binnen  Melle  wegen  entziehung  der 
Nahrung  von  den  Juden  in  solchen  stand  gesetzt  werden  dürften,  das  zum 
Schatz-Beytrag  weiter  unfähig,  dafern  nicht  durch  Ew.  Königl.  Hoheit  ge¬ 
rechteste  Intention  diesem  eingerissenen  Übel  abgeholfen  und  der  Rentmei¬ 
ster  von  Melle  nicht  angewiesen  werden  sollte,  wie  bis  dato  gethan,  zu  der 
Mellischen  auch  anderen  Unterthanen  äußersten  Schaden,  denen  Juden  keine 
geleitsbriefe  ferner  zu  erteilen,  wovon  die  anlage  nachweist,  wie  denen 
Voigten  darin  anbefohlen,  diesen  Juden  alß  Kaufmann  mit  ihren  wahren  den 
Handel  zu  treiben  frey  und  ungehindert  paßiren  zu  laßen.  Dan  (da  nun) 
aber,  gnädigster  Fürst  und  Herr,  denen  Juden  im  hiesigen  Hochstift  die  freye 
Handlung  noch  niemalen  zugestanden  worden,  durch  des  Herrn  Rentmei¬ 
sters  unternehmen  aber  diese  höchstschädlichen  Handelsleute  ins  Land  zu 
bringen  anscheint,  da  doch  in  Capitulatio  perpetua  §  29  versehen  (vorgese¬ 
hen)  tertio  (drittens)  zum  Nachtheil  gegen  die  beschriebenen  Rechte  keine 
neue  Privilegien  erteilt  werden  sollen,  alß  (also)  gelanget  an  Ew.  Königl. 
Hoheit  unsere  allerunterthänigste  Bitte,  dem  Herren  Rentmeister  zu  Melle 
dergleichen  Schutzbriefe  von  Juden  und  anderen  zu  erteilen  gnädigst  zu  un¬ 
tersagen,  damit  von  nun  den  Einwohnern  des  Fleckens  Melle  zu  Abkehrung 
dieses  eingerißenen  Unrechtes  allergnädigst  zu  erlauben,  daß,  wan  derglei¬ 
chen  unzuläßige  Handelsleute  sich  binnen  Melle  antreffen  lassen  solten,  den¬ 
selben  die  wahren  üblicher  maßen  wegzunehmen,  damit  also  den  schatz¬ 
pflichtigen  Unterthanen  das  Brod  vor  dem  Munde  nicht  weggerissen  werden 
möge.  Dahin  Unterstützung  und  gnädigste  Erhörung  hoffende  Bürgermeister 
und  Raethe  des  Fleckens  Melle  und  Eydtgeschworenen  daselbst.“  -  Als  Be¬ 
weisstück  war  ein  Geleitbrief  für  einen  Juden  Salomon,  ausgestellt  am  10.  Fe¬ 
bruar  1713,  in  Kopie  beigefügt.  Der  Brief  trug  die  Unterschrift:  „Auß  hoch- 
fürstl.  Ambtsstube  J.  Fr.  Corfey.“ 

Die  bischöfliche  Behörde  reagierte  sofort  und  vermerkte:  „Wird  dem  Rent¬ 
meister  communiciret  und  anbefohlen  seine  Verantwortung,  warumb  er 
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contra  §  29  capitulat.  perpetuae  denen  Juden  und  anderen  neue  Privilegien 
verstattet,  innerhalb  8  Tagen  alhir  einzubringen,  inzwischen  aber  dergleichen 
conceßions-Ertheilungen  sich  zu  enthalten.  Decret.  im  Geheimen  Rath  Oßna- 
brück.  18.  Dec.  1716.“ 

Es  folgten  weitere  Schreiben,  darunter  als  Beweisstück  ein  anderer  Schutz¬ 
brief  aus  der  hochfürstlichen  Amtsstube  zu  Melle,  auf  dem  die  erhobene 
Gebühr  gleich  quittiert  war.  Der  Geheime  Rat  mußte  jedoch  auf  die  Antwort 
des  Rentmeisters  ziemlich  lange  warten  und  sogar  unter  Strafandrohung  die 
Anfrage  wiederholen,  ehe  dieser  mit  einem  Schreiben  überkam.  Er  habe,  so 
entschuldigte  er  seine  verspätete  Antwort  zunächst,  den  Brief  des  Geheimen 
Rates  vom  18.  Dezember  1716  erst  am  5.  Januar  1717  erhalten,  sei  aber 
damals  mit  dem  Verfertigen  seiner  Amtsrechnung  und  verschiedenen  Crimi- 
nal-Verhören  zu  sehr  in  Anspruch  genommen  gewesen.  Zur  Sache  selbst  be¬ 
merkte  er:  „Nicht  erst  bei  meiner  Zeit,  sondern  bereits  vor  undenklichen 
Jahren  haben  Juden  in  hiesigem  Ambte  und  Hochstift  auf  dem  Lande  gehan¬ 
delt.  Dahero  nicht  neuerlich  von  einigen  Jahren  sondern  wie  es  vor  meiner 
Zeit  gewesen,  nur  denen  alhier  allermeist  in  der  Nachbarschaft  in  der  Graf¬ 
schaft  Ravensberg  begleiteten  und  wohnenden  Juden  hereinzukommen  auch 
verstattet,  gleich  dan  auch  (wie  denn  auch)  unsere  Unterthanen  in  der  Graf¬ 
schaft  Ravensberg  an  die  dortigen  Beambten  1  Thaler  zahlen  und  dafür  ein 
Jahr  zu  handeln  verstattet  wird.  Also  es  auch  von  uraltersher  hierselbst  gehal¬ 
ten  worden  und  auch  ja  toto  die  (jeden  Tag)  denen  Handelsleuten  von  einem 
Lande  in  das  andere  zu  handeln  frey  gestanden  ist.  Dan  kein  Frembder  außer 
den  Jahrmärkten  binnen  Melle  handelt,  die  Juden  auch  nuren  mehrenteils 
mit  Waren,  so  hiesige  Kaufleute  nicht  haben,  handeln  . . .  und  sich  nur  von 
den  Adtlichen  Häusern  und  bey  Bedienten  anmelden,  sodan  auch  gar  kein 
Monopolium  im  hiesigen  Hochstift  verstattet,  wodurch  der  schatztragende 
(steuerpflichtige)  Landtmann  und  andere  zu  schuldigem  Beytrag  des  publici 
und  sonst  erst  am  meisten  unfähig  gemacht  würden,  die  benachbarten  Herr¬ 
schaften  auch  bald  durch  Repressalien  den  freyen  Handel  abschaffen  dürften 
und  durch  solches  Monopolium  den  hiesigen  Unterthanen  keine  geringe  Last 
und  Beschwerde  über  den  Hals  gezogen  würde,  so  habe  ein  solches  alles . . . 
unterthänigst  accedieren  sollen  . . -  Ernst  August  II.  hielt  auf  Grund  die¬ 
ser  Darstellung  die  Angelegenheit  für  wichtig  genug,  über  sie  ein  Gutachten 
der  Landstände  anfertigen  zu  lassen. 

Von  der  Gegenseite  liegt  ein  Schreiben  der  „sämbtlichen  an  den  Oßnabrücki- 
schen  Grentzen  wohnenden  Königlich  Preußischen  Schutzjuden“  vor,  das  vom 
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16.  August  1719  datiert  ist  und  folgendermaßen  lautet:  „Ew.  Königliche 
Hoheit  wollen  Ihnen  von  unß  sämbtlichen  an  denen  Osnabrücker  Grentzen 
wohnenden  preußischen  Schutzjuden  unterthänigst  vortragen  lassen,  was- 
gestalt  wir  in  Erfahrung  gekommen,  ob  solte  an  die  sämbtlichen  Beamten  in 
Dero  Hochstift  Oßnabrück  ein  Befehel  ergangen  seyn,  hinfüro  auf  dem 
platten  Lande  keine  auswärtigen  Juden  weder  im  noch  außer  denen  Jahr¬ 
märkten  um  einigen  Handel  und  Wandel  zu  gestalten,  noch  ihnen  in  Dero 
Bistum  ein  Geleit  zu  geben.  Wenn  nun  wir  und  unsere  Vorfahren  in  Dero 
Hochstift  jederzeit  auf  dem  platten  Lande  unsern  Handel  getrieben  und 
dagegen  ein  gewißes  Geleitgeld  denen  Beamten  davor  bezahlet  haben,  welche 
Handlung  unß  dan  auch  so  wol  von  Ew.  Königlichen  Hoheit  Hochseeligem 
Herrn  Vatter,  Glorwürdigsten  Andenkens,  als  auch  von  des  letztverstorbe¬ 
nen  Hochw.  Bischöfen  Durchlaucht  (Karl  von  Lothringen,  1698-1715)  gnä¬ 
digst  concediret  und  nur  dabey  verordnet  worden,  daß  wir  in  denen  Jahr¬ 
märkten  keine  öffentlichen  Buden  aufschlagen  dürften,  sondern  mit  unseren 
Waaren  nur  in  denen  Häusern  auf  Tischen  und  Bänken  ausstehen  sollten, 
wir  auch  mit  einem  geringen  Profit  uns  begnügen  laßsen  und  uns  übrigens  also 
aufführen,  dass  niemand  sich  über  uns  mit  Fug  beschweren  kann,  sondern  die 
Beambten  aus  Dero  Hochstift  uns  vielmehr  unseres  Verhaltens  halber  ein 
gutes  Zeugnis  geben  werden,  wir  aber,  wan  dieser  Befehl  zur  Execution 
gebracht  werden  sollte,  an  unserer  Nahrung  großen  Abgang  und  Schaden 
erleiden  würden,  so  werfen  wir  uns  zu  den  Füssen  Ew.  Königl.  Hoheit  unter¬ 
thänigst  nieder,  flehen  Dero  weltberühmte  Gnade  und  Güte  an  und  bitten 
unterthänigst  Ew.  Königl.  Hoheit  unß  armen  Leuten  gleichfalls  die  hohe 
Gnade  zu  erzeigen  und  unß  zu  concidieren  geruhen  zu  wollen,  daß  wir  nach 
wie  vor  gegen  Erhebung  des  gewohnten  Geleitgeldes  unseren  Handel  und 
Wandel  in  Dero  Hochstift  treiben  dürfen  . . 

Bittschriften  der  Art,  dem  Handel  der  Juden  erc£gegewzutreten,  waren  im 
Hochstift  Osnabrück  keine  Seltenheit.  Fast  zur  gleichen  Zeit  wie  die 
Petition  aus  Melle  ging  eine  andere  aus  dem  Dorfe  Lahr  (Laer)  ein,  in  der 
darüber  Klage  geführt  wird,  daß  „ein  Zudrang  einiger  Juden  auß  der  Stadt 
Warendorff  im  Stift  Münster,  auch  auß  Verßmoldt  ins  hiesige  Territorium 
eingeschlichen  und  mit  allerley  Wahren  . . .  ihre  Handlung  getrieben,  so  gahr 
mit  Kuhhäuten  und  anderen  Fellen  unß  geringen  Kauf-  und  Handtwerks- 
leuthen,  so  mohnatlich  Ew.  Königl.  Hoheit  den  schuldigen  Mohnatschatz  ent¬ 
richten  müßen,  einen  nicht  geringen  Abtrag  und  Schaden  thun  .  .  .“  Unter¬ 
schrieben  für  „sämbtliche  schatzpflichtige  Unterthanen  Kauff-  und  Handt- 
werksleuthe  des  Dorfes  Lahr“. 
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Eine  ähnlich  lautende  Bittschrift  aus  Dissen  beklagte  sich  über  jüdische  Händ¬ 
ler,  die  aus  der  Grafschaft  Tecklenburg,  aus  Lienen,  ferner  aus  Versmold  und 
Borgholzhausen  einwanderten. 

Es  bleibt  die  Feststellung,  daß  Stadt  und  Hochstift  Osnabrück  seit  etwa  1431 
bis  zur  Französischen  Revolution  frei  von  jüdischen  Einwohnern  blieben,  daß 
aber  an  den  Grenzen  außerhalb  Osnabrücks  relativ  viele  Juden  wohnten,  die 
als  Durchreisende  im  Handel  des  Bistums  tätig  waren.  Man  hat  ihnen  wohl, 
wie  beispielsweise  dem  Juden  Levi  Baruch  aus  Westerkappeln,  den  Aufent¬ 
halt  in  der  Stadt  wiederholt  gestattet,  aber  kein  Gewohnheitsrecht  daraus 
werden  lassen.  Die  abschlägigen  Antworten  bei  Sondergesuchen  waren  und 
blieben  die  Regel,  wie  die  im  Staatsarchiv  liegenden  Urkunden  ausweisen. 
Wenn  sich  Formulierungen  und  Stil  auch  zeitgemäß  wandelten,  so  blieb  doch 
die  grundsätzliche  Haltung  von  Fürstbistum  und  Stadt  Osnabrück  bis  in  die 
Zeiten  der  Französischen  Revolution  und  der  napoleonischen  Kriege  gegen¬ 
über  den  Juden  ablehnend. 

Die  Emanzipation  des  Judentums  in  unserem  Raum  begann  erst  mit  dem 
19.  Jahrhundert. 
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DAS  JAHRHUNDERT  DER  JUDEN-EMANZIPATION 


Der  Beginn  des  Emanzipationsprozesses  der  Juden  im  Raum  Osnabrück  fällt 
mit  dem  Ende  des  Hochstiftes  und  der  privilegierten  Stadtherrlichkeit  zusam¬ 
men.  Waren  diese  auch  bereits  im  18.  Jahrhundert  fast  zur  politischen  Be¬ 
deutungslosigkeit  herabgesunken,  so  waren  sie  doch  stark  genug  geblieben,  der 
Abwehrstellung  gegen  die  Juden  als  Mitbürger  oder  auch  nur  als  gleich¬ 
berechtigte  Handelspartner  Nachdruck  zu  verleihen.  Die  Emanzipation  des 
Judentums  in  Osnabrück  kam  nicht  aus  innerer  Entwicklung,  sondern  erhielt 
den  entscheidenden  Anstoß  von  außen  her.  Sie  wurde  durch  die  großen 
geschichtlichen  Umwälzungen  getragen.  Die  Menschenrechte,  zuerst  beim 
nordamerikanischen  Unabhängigkeitskrieg  verkündet,  von  dort  nach  Frank¬ 
reich  übernommen,  als  Leitwort  der  1789  entbrennenden  Großen  Französi¬ 
schen  Revolution  vorangetragen  und  mit  den  Revolutionsarmeen  über  die 
Grenzen  gebracht,  wuchsen  über  die  beklemmenden  Eindrücke  der  Schrek- 
kensherrschaft  von  Konvent,  Guillotine  und  Kriegsgreuel  hinaus  und  wirk¬ 
ten  bestimmend  am  Weltbild  der  abendländischen  Menschheit. 

Osnabrück  kam  mit  der  neuen  Ära  im  Jahre  1795  in  Berührung,  als  sich  im 
Verfolg  eines  Neutralitätsvertrages  zwischen  Frankreich  und  Preußen  eine 
preußische  Heeresabteilung  in  Stadt  und  Land  Osnabrück  einquartierte.  Wie 
damals  üblich,  gab  es  bei  den  Truppen  Kriegslieferanten,  die  im  wesentlichen 
den  Auftrag  hatten,  die  Versorgung  der  Formationen  zu  sichern.  Diese  Agen¬ 
ten  verstanden  es,  mit  ihrem  Auftrag  zumeist  einträgliche  Nebengeschäfte  zu 
verbinden,  so  daß  sie  sich  allgemein  nicht  des  besten  Rufes  erfreuten.  Als 
unter  ihnen  ein  vom  preußischen  Hauptquartier  beauftragter  Jude  auf¬ 
tauchte  und  seine  offiziellen  Geschäfte  mit  dem  Verkauf  von  Textilien  ver¬ 
band,  schritt  der  Rat  der  Stadt  im  Vertrauen  auf  die  alten  Privilegien  ein 
und  ließ  bei  dem  Agenten  pfänden.  Man  mußte  jedoch  schnell  erkennen,  daß 
Kriegsbrauch  und  Macht  nicht  vor  geschriebenen  Vorrechten  haltmachen.  Als 
Feldmarschall  von  Möllendorf  diesbezügliche  Ordre  gab,  wurden  die  Pfand¬ 
stücke  wieder  herausgegeben.  Im  weiteren  Verlauf  der  Kriegshandlungen 
sollte  es  die  Stadt  noch  mehrfach  erleben,  daß  mit  den  militärischen  Forma¬ 
tionen  fremde  Händler  und  Aufkäufer  von  Lebensmitteln  und  Futter,  dar¬ 
unter  auch  der  eine  oder  andere  Jude,  nach  Osnabrück  kamen. 

Eine  grundsätzliche  Lehre  zog  man  aus  den  Zeitzeichen  und  der  Entwicklung 
nicht.  Als  der  Friede  von  Luneville  im  Jahre  1801  wieder  gefestigte  Verhält- 
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nisse  heraufzuführen  schien,  begann  man  von  neuem,  wo  man  vor  wenigen 
Jahren  notgedrungen  aufgehört  hatte,  und  suchte  die  alten  Verhältnisse  zu 
restaurieren.  Eine  Verordnung  aus  dem  Jahre  1802  ging  sogar  über  die  Ver¬ 
ordnungen  früherer  Zeiten  hinaus.  Wieder  mußte  jeder  Jude,  der  die  Stadt 
betreten  wollte,  zunächst  bei  der  Wache  seine  Meldung  abgeben,  sich  zum 
Rathaus  führen  lassen  und  sich  dort  einer  Vernehmung  unterziehen,  die  vor 
allem  nach  den  Gründen  seines  Aufenthaltes  forschte.  Schien  der  Aufenthalt 
auf  Verkaufs-  oder  Finanzgeschäfte  zu  zielen,  so  mußte  der  Jude  unverzüg¬ 
lich  wieder  aus  der  Stadt  herausgeführt  werden.  Für  einen  mehrstündigen 
Aufenthalt  gab  es  einen  Quartierzettel,  auf  dem  die  Aufenthaltsfrist  und  der 
Meldetermin  beim  Abschied  verzeichnet  standen.  Verkäufe  waren  nicht, 
Ankäufe  bedingt  gestattet.  Die  nächtliche  Beherbergung  eines  Juden  bedurfte 
besonderer  behördlicher  Genehmigung.  Dem  Herbergsvater,  der  diese  Bestim¬ 
mung  nicht  beachtete,  drohte  eine  Geldstrafe  von  5  Talern,  dem  Juden  im 
Übertretungsfall  eine  Geld-  und  Freiheitsstrafe. 

Da  der  Landesherr,  Bischof  Friedrich  von  York,  sich  zu  dieser  Zeit  nicht 
mehr  in  Osnabrück  sehen  ließ,  konnte  die  Stadt  verhältnismäßig  selbstherr¬ 
lich  schalten  und  walten.  Aber  das  Rad  der  Geschichte  ließ  sich  nicht  zurück¬ 
drehen,  und  mit  der  Stadtherrlichkeit  war  es  kurz  darauf  endgültig  vorbei. 
Der  Reichsdeputationshauptschluß  von  1803  setzte  das  Siegel  unter  die  Säku¬ 
larisation  auch  des  Hochstiftes  Osnabrück,  das  bereits  im  November  1802  die 
neuen  Besitzverhältnisse  mit  der  Übergabe  der  politischen  Macht  im  gesamten 
Bistum  an  das  Kurfürstentum  Hannover  anerkennen  mußte.  Die  erste  Reak¬ 
tion  war  allerdings,  daß  die  Vorsteher  des  Krameramtes  und  die  Gildemeister 
des  Handwerks  eine  Petition  an  den  Rat  richteten,  die  auf  die  von  jüdischen 
Händlern  drohenden  Gefahren  für  die  Osnabrücker  Wirtschaft  hinwies  und 
unter  Heraufbeschwörung  trübster  Zukunftsaussichten  eine  Wiederherstel¬ 
lung  der  alten  Verhältnisse,  das  heißt  des  grundsätzlichen  Judenverbotes  und 
der  bisherigen  Verordnungen  für  gelegentliche  Besuche,  erbat. 

Die  Eingeber  der  Petition  hatten  übersehen,  daß  das  Stück  Geschichte,  in  dem 
Stadt  und  Land  Osnabrück:  sich  selbst  Gesetze  geben  konnten  und  in  dem  die 
Verordnungen  des  bischöflichen  Landesherrn  oder  der  Stadt  Osnabrück  Ge¬ 
setzeskraft  hatten,  endgültig  vorbei  war.  Gesetze  würden  jetzt  und  in  Zu¬ 
kunft  von  einer  Zentrale  ausgehen,  die  nicht  in  Osnabrück-Stadt  oder  -Land 
lag,  und  es  würde  schon  ein  erstrebenswertes  Ziel  sein,  daß  nur  ein  Teil  der 
Verwaltungsaufgaben  von  Städten,  Gemeinden  und  Kreisen  in  Selbstverant¬ 
wortung  erledigt  werden  könnte. 
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Die  Geschichte  der  Juden  in  Osnabrück  stellte  von  diesem  Augenblick  an 
kein  nach  dem  Willen  der  Stadt  gestaltetes  Geschehen  dar,  sondern  wurde  in 
übergeordneten  Gremien  bestimmt  und  im  engeren  Raum  zur  Durchführung 
gebracht.  Stadt  und  Hochstift  Osnabrück  wandelten  sich  in  der  Einstellung 
zum  Judentum  vom  Subjekt  zum  Objekt.  Wir  haben  damit  im  nachfolgenden 
im  wesentlichen  von  Auswirkungen  zu  berichten,  die  an  speziellem  Interesse 
einbüßen,  da  hinter  ihnen  nicht  der  eigene  Wille  Osnabrücks  als  allein  ent¬ 
scheidender  Faktor  stand.  Zu  der  Entwicklung  in  dem  nun  das  ehemalige 
Hochstift  Osnabrück  mitumfassenden  Großraum  kann  dabei  auf  das  aus¬ 
gezeichnete  Werk  „Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  dem  ehemaligen 
Königreich  und  der  jetzigen  Provinz  Hannover“  von  Dr.  jur.  Abraham  Löb 
(erschienen  im  Verlag  J.  Kauffmann,  Frankfurt/M.,  1908)  verwiesen  werden. 
Bis  man  in  Osnabrück  den  entscheidenden  Wandel  begriff,  mußte  schon  des¬ 
halb  einige  Zeit  vergehen,  weil  der  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  der  Stadt 
und  dem  ehemaligen  Hochstift  einen  ununterbrochenen  Wechsel  der  politi¬ 
schen  Verhältnisse  brachte.  Bald  nach  der  Säkularisation  des  Hochstiftes 
Osnabrück  erklärte  die  Krone  England,  verbunden  mit  dem  Kurhut  Hanno¬ 
ver,  Frankreich  wieder  den  Krieg,  der  zu  dieser  Zeit  für  Großbritannien  im 
wesentlichen  ein  Seekrieg  war,  auf  dem  Kontinent  allerdings  auf  dem  Rücken 
der  hannoverschen  Erblande  ausgetragen  wurde.  Das  von  Napoleon  straff 
zentralisierte,  vom  Kaiser  im  Kriege  genial  geführte  Frankreich  war  bereits 
im  Frühjahr  1803  Herr  des  Osnabrücker  Landes.  Die  Franzosen  wurden  im 
Februar  1806  durch  die  Preußen  abgelöst,  nachdem  sich  Friedrich  Wil¬ 
helm  III.  Hannover  als  Ersatz  für  frühere  preußische  Besitzungen  am  Rhein 
hatte  schenken  lassen.  Aber  mit  dem  preußischen  Zusammenbruch  im  gleichen 
Jahre  war  auch  dieses  Zwischenspiel  zu  Ende.  Im  Zuge  der  Kriegshandlungen 
gehörte  Osnabrück  im  Spätherbst  1806  zu  den  „pays  conquis“  und  wurde 
nach  dem  Frieden  von  Tilsit  am  9.  Juli  1807  dem  neuen  Königreich  West¬ 
falen  zugeschlagen,  das  Napoleon  als  Satellitenstaat  Frankreichs  für  seinen 
Bruder  Jerome  (Hieronymus)  schuf.  Da  1810  Napoleons  Bruder  Ludwig  als 
König  von  Holland  zurücktrat,  kam  im  Zuge  der  Angliederung  der  gesamten 
Niederlande  Osnabrück  zum  französischen  Imperium,  dem  nun  auch  ganz 
Nordwestdeutschland  mit  einer  von  Wesel  über  Münster  -  Minden  nach 
Lübeck  verlaufenden  Grenzlinie  zugeschlagen  wurde.  Erst  mit  der  Nieder¬ 
lage  Napoleons  und  dem  beginnenden  Zusammenbruch  seines  Imperiums 
endete  die  Fremdherrschaft  im  Herbst  1813. 

Für  das  Judentum  war  das  französisch-westfälische  Zwischenspiel  der  Osna¬ 
brücker  Geschichte  von  größter  Bedeutung.  Waren  auch  die  Kriegssitten  der 
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Franzosen  nicht  besser  als  die  von  Besatzungstruppen  jener  Zeit  schlechthin, 
so  brachte  doch  die  neue  Verwaltung  schon  zur  westfälischen  Zeit  viele 
„wohltätige  Einrichtungen“  mit,  wie  Dr.  Hoffmeyer  in  seiner  Chronik  bestä¬ 
tigt.  Diese  Einrichtungen  lagen  vor  allem  auf  dem  Felde  der  Hygienevor- 
schriften,  der  Armenpflege,  der  Schule,  der  Erziehungs-  und  der  Rechtspflege. 
Den  Juden  wurde  die  wohltätigste  Einrichtung  zuteil  -  die  Freiheit.  Frank¬ 
reich,  das  während  der  Revolutionsjahre  die  Menschenrechte  ausgerufen 
hatte,  konnte  diese  auch  zur  Zeit  des  Imperiums  nicht  preisgeben.  Die  Gleich¬ 
stellung  der  Juden  mit  den  Christen  war  damit  eine  Selbstverständlichkeit. 
Noch  suchte  der  Rat  der  Stadt  Osnabrück  die  alten  Privilegien  zu  retten,  als 
die  „Westfälische  Konstitution“  vom  27.  Januar  1808  mit  der  Betonung  der 
Menschenrechte  die  Gleichstellung  der  Juden  zum  Gesetz  erhob.  Auf  eine 
behördliche  Anfrage  über  Anzahl  und  Stellung  der  Juden  in  Osnabrück  gab 
er  eine  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  fuhr  wörtlich  fort: 
„Die  Stadt  konnte  während  der  Usurpation  nicht  verhüten,  daß  mehrere 
Juden  hier  ihren  Aufenthalt  nahmen,  Häuser  kauften  und  mieteten.  Wir 
wollen  sie  auch  vorläufig,  solange  sie  keinen  Anlaß  dazu  geben,  nicht  ver¬ 
treiben;  es  scheint  aber  billig,  daß  sie  bis  zu  einer  endgültigen  Regelung  der 
Verhältnisse  der  Juden  an  die  Kämmereikasse  ein  Bestimmtes  zahlen.  Denn 
wenn  ein  Christ  Handel  und  Gewerbe  treiben  will,  so  muß  er  die  Mitglied¬ 
schaft  der  Gilde  oder  Zunft  durch  Erlegung  einer  bedeutenden  Summe  erkau¬ 
fen,  kann  dann  aber  nur  ein  bestimmtes  Gewerbe  treiben.  Die  Juden  können 
ja  in  die  Gilde  nicht  aufgenommen  werden,  haben  also  gar  keine  Abgabe  zu 
leisten,  handeln  auch  mit  allem  Möglichen.  Wir  bitten,  daß  die,  welche  mit 
Tuch  handeln,  jährlich  30  Thaler,  die  Schlachter,  Trödler  usw.  jährlich  5  Tha- 
ler  zahlen.“ 

Gegen  den  Hausierhandel  machte  der  Rat  besondere  Vorbehalte  geltend  und 
bat  um  ein  generelles  Verbot  des  Feilbietens  der  Packenträger  in  den  Häu¬ 
sern.  Falls  man  das  Ansässigwerden  der  Juden  gestatten  wolle,  so  sollten  sie 
ein  Sittenzeugnis  beibringen  und  zuverlässige  Bürgen  stellen,  daß  die  Neu¬ 
bürger  nicht  binnen  10  Jahren  bereits  der  öffentlichen  Armenpflege  zur  Last 
fielen.  Vernünftig  war  der  Vorschlag,  mit  der  Ablegung  des  Bürgereides  die 
Annahme  eines  festen  Familiennamens  zu  verbinden,  womit  eine  genauere 
Kontrolle  der  Bürgerschaft  gewährleistet  war,  allerdings  auch  -  was  kaum 
beabsichtigt  sein  mochte  -  die  schnellere  Einschmelzung  der  Juden  in  die 
Gemeinschaft  vorbereitet  wurde. 

Im  ganzen  konnte  man  die  Bitten  und  Vorschläge  nur  als  Rückzugsgefechte 
ansehen,  die  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  keine  große  Bedeutung  hat- 
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ten.  Das  Königreich  Westfalen,  ein  Verfassungsstaat,  wie  man  ihn  in  Deutsch¬ 
land  noch  nicht  kannte,  hatte  als  Gesetzesgrundlage  sofort  den  Code  Napo¬ 
leon  eingeführt,  in  dem  neben  allen  Standesvorrechten  auch  Leibeigenschaft 
und  Zunftzwang  aufgehoben  wurden,  womit  einige  der  wesentlichsten  Hin¬ 
dernisse  der  Judenemanzipation  fielen.  Da  zudem  in  Frankreich  am  13.  No¬ 
vember  1791  grundsätzlich  die  Gleichstellung  der  Juden  zum  Gesetz  erhoben 
worden  war,  so  war  es  kaum  anders  denkbar,  als  daß  nun  am  27. 1. 1808  auch 
die  Westfälische  Konstitution  diesen  Rechtsgrundsatz  aufnahm.  Daß  der 
herzoglich-braunschweigische  Kammeragent  und  Gründer  der  nach  ihm 
benannten  Schule  in  Seesen,  der  Jude  Jacobson,  dem  leichtlebigen  König 
Jerome  (König  Lustick)  ein  Darlehen  von  2  Millionen  Franken  besorgte,  hat 
nach  Ansicht  Dr.  Hoffmeyers  zu  dieser  Entscheidung  beigetragen,  doch 
scheint  das  im  Grundsatz  nicht  gerade  wahrscheinlich.  Der  Beschleunigung 
mag  es  aber  gedient  haben. 

Der  nach  der  Angliederung  des  Hochstiftes  an  Frankreich  in  Osnabrück 
residierende  Präfekt  des  Weser-Departements,  dem  die  vier  Distrikte  Osna¬ 
brück,  Minden,  Bielefeld  und  Rinteln  unterstanden,  machte  wohl  deswegen 
dem  Rat  zunächst  keine  großen  Schwierigkeiten,  weil  er  glaubte,  in  einem 
neugeschaffenen  Staat  die  Bürger  mit  kleinen  Zugeständnissen  besser  an  die 
neuen  Verhältnisse  zu  gewöhnen.  Immerhin  wurde  als  erster  Jude  in  Osna¬ 
brück  der  aus  dem  Würzburger  Lande  stammende  Nathan  Beer  zum  Bürger¬ 
eide  zugelassen,  nachdem  der  Schneidermeister  Huxol  für  ihn  die  Bürgschaft 
übernommen  hatte.  Nathan  Beer  hatte  drei  Jahre  lang  in  Lengerich,  dann 
drei  weitere  Jahre  in  Osnabrück  Lieferungs-  und  Wechselgeschäfte  betrieben, 
bei  denen  er  sich  einen  geachteten  Namen  geschaffen  hatte.  Er  nahm  nach 
abgelegtem  Bürgereid  den  Namen  Blumenfeld  an  und  erwarb  1810  mit 
Erlaubnis  des  Rates  das  Haus  Hasestraße  38,  in  dem  ein  geachtetes  Bank¬ 
geschäft  entstand  und  bis  in  das  20.  Jahrhundert  wirkte. 

Mehrere  andere  Juden,  die  kein  genügendes  Sittenzeugnis  beigebracht  hatten, 
vielleicht  auch  keine  Bürgen  stellen  konnten,  wurden  zum  Bürgereid  nicht 
zugelassen.  Simon  Norden  freilich  stellte  eine  Summe  von  100  Pistolen,  die 
dem  Rat  als  genügend  zuverlässige  Bürgen  erschienen.  Im  übrigen  wurde  der 
Bürgereid  dadurch  entwertet,  daß  die  Bürger  das  Bürgerrecht  nicht  mehr  zu 
erwerben  brauchten. 

Der  Einbruch  in  den  Wall  der  gegen  die  Juden  gerichteten  Gesetze  und  Ver¬ 
ordnungen  hatte  auf  jeden  Fall  begonnen.  Im  Jahre  1809  wohnten  bereits 
mehrere  Juden  in  Osnabrück:  Blumenfeld,  Norden,  Weingarten,  Heilbrun, 
Rosenfeld,  Goldberg,  Löwenbach,  Taibes,  Rintels.  Als  Osnabrück  aus  dem 
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Verband  des  Königreiches  Westfalen  gelöst  und  dem  französischen  Kaiser¬ 
reich  einverleibt  wurde,  vermehrte  sich  die  Zahl  weiter,  so  daß  1810  in  Osna¬ 
brück  8  jüdische  Familien  wohnten,  die  zusammen  25  Personen  zählten.  Ein 
Jude,  der  eine  Christin  geheiratet  hatte  und  in  der  Katharinenkirche  getraut 
wurde,  ließ  seine  Kinder  evangelisch  taufen. 

Der  Sturz  Napoleons  und  der  Zusammenbruch  seiner  Herrschaft  schienen  zu¬ 
nächst  eine  völlige  Restauration  herbeiführen  zu  wollen.  Aber  die  neuen 
Ideen  konnten  nicht  mehr  weggewischt  werden.  Sie  wirkten  weiter  und  trie¬ 
ben  die  Entwicklung  der  Judenemanzipation  hier  langsamer,  dort  schneller 
vorwärts.  In  Preußen  war  bereits  am  11.  März  1812  durch  ein  Edikt  die 
Gleichberechtigung  der  Juden  erklärt  worden,  doch  stand  sie  im  Zuge  der 
Reaktion  nach  den  Freiheitskriegen  mehr  oder  weniger  auf  dem  Papier.  Alte 
Vorurteile  gab  es  überall.  Immerhin  war  das  Neue  stark  genug,  Eingang  in 
die  Gedankenwelt  des  Deutschen  Bundes  zu  finden.  Im  Artikel  XVI  hieß  es: 
„Die  Bundesverfassung  wird  in  Beratung  ziehen,  wie  auf  eine  möglichst 
übereinstimmende  Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner  des  jüdi¬ 
schen  Glaubens  in  Deutschland  zu  bewirken  sei  und  wie  insonderheit  densel¬ 
ben  der  Genuß  der  bürgerlichen  Rechte  gegen  Übernahme  der  bürgerlichen 
Pflichten  in  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden  kann;  jedoch 
werden  den  Bekennern  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben  von  den  ein¬ 
zelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten.“ 

Der  letzte  Satz  dieses  freundlich  klingenden  Artikels  enthielt  eine  für  die 
Juden  überaus  unangenehme  Formulierung.  Statt  des  ursprünglich  gedach¬ 
ten  Wortlautes,  nach  dem  den  jüdischen  Bürgern  die  in  den  einzelnen  Bun¬ 
desstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten  bleiben  sollten,  hieß  es  jetzt 
die  von  den  Bundesstaaten  eingeräumten  Rechte.  Danach  konnten  die  Juden 
überall  da,  wo  die  eingeräumten  Rechte  während  der  Fremdherrschaft  zum 
Zuge  gekommen  waren,  ihre  Rechte  wieder  verlieren.  In  Hannover  konnten 
in  den  Landdrosteien  Erlasse  erscheinen,  nach  denen  hinsichtlich  der  Haltung 
von  Knechten  und  Gehilfen  bei  vergleiteten  (unter  Schutz  gestellten)  Juden 
bestimmt  wurde,  daß,  wenn  eine  solche  Haltung  überhaupt  verstattet  werde, 
folgende  Einschränkungen  einzutreten  hätten:  „1.  Bei  fabrikmäßigen  Gewer¬ 
ben  sind  höchstens  2  Gehilfen  gestattet,  2.  für  Schlachter  und  Händler  im 
Laden  höchstens  1  Gehilfe,  3.  bei  denen,  die  sich  auf  das  gewohnte  Schächten, 
auf  Aufkäuferei  usw.  beschränken,  ist  weder  ein  Gehilfe  noch  ein  Knecht 
zugelassen.  Die  Gehilfen  dürfen  kein  selbständiges  Gewerbe  betreiben.  Die 
Aufnahme  von  nichtvergleiteten  Juden  ist  nur  mit  ausdrücklicher  Geneh¬ 
migung  möglich.“ 
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Der  erste  und  lange  Zeit  einzige  Fortschritt  im  Königreich  Hannover  war  die 
durch  ein  Kammer- Ausschreiben  vom  10.  Februar  1814  verfügte  Aufhebung 
des  Leibzolles.  Andere  Verfügungen  verwiesen  die  Juden  in  die  engen  Gren¬ 
zen  der  alten  Gesetze  zurück.  In  Osnabrück  kam  man  mit  der  Verfügung 
von  der  Aufhebung  des  Leibzolles  erst  im  April  1814  heraus.  Sogar  der 
Judeneid  von  1713  wurde  beibehalten,  wenn  auch  bei  der  Anrede  des  zu 
vereidigenden  Juden  statt  des  „Du“  jetzt  „Ihr“  und  „Euch“  gesagt  wurde. 

Als  die  dafür  eingesetzte  hannoversche  Regierungskommission  den  Rat 
der  Stadt  aufforderte,  einen  ausführlichen  Bericht  über  die  in  der  Stadt  an¬ 
sässigen  Juden,  ihre  Namen,  Beschäftigung,  Vermögens-  und  Kultusverhält¬ 
nisse  zu  erstatten,  bezog  dieser  sich  zuerst  noch  einmal  auf  die  alten  ge¬ 
schichtlichen  Privilegien  der  Stadt  und  führte  auch  die  während  der  Fremd¬ 
herrschaft  erhobene  Abgabe  von  30  bzw.  5  Talern  an.  Diese  Abgabe  wurde 
daraufhin  von  der  Regierung  wieder  für  rechtens  erklärt. 

Allgemein  hatten  die  Juden  in  der  Zeit  der  Restauration  keinen  leichten 
Stand,  nicht  zuletzt  in  einer  Stadt  wie  Osnabrück,  die  Jahrhunderte  hindurch 
ihre  strenge  Verschlossenheit  gewahrt  und  als  gesetzlich  verankert  angesehen 
hatte.  Als  durch  eine  Verfügung  vom  12.  Mai  1817  die  Ämter  und  Gilden 
wieder  ins  Leben  gerufen  wurden,  kam  es  gleichzeitig  zu  folgender  bezeich¬ 
nender  Bestimmung:  „In  Ansehung  der  Einwohner  jüdischer  Religion  hat  es 
bei  den  denselben  erteilten  einstweiligen  Konzessionen  auf  Handel-  und  Ge- 
werbetreibung  vorerst  sein  Bewenden.“  Wenn  diese  Verfügung  auch  eine  Be¬ 
stätigung  der  Tatsache  bedeutete,  daß  die  Juden  „Einwohner“  waren,  so  ließ 
sich  andererseits  nicht  verkennen,  daß  sie  grundsätzlich  -  auch  jetzt  noch  - 
von  den  Gilden  und  Zünften  ausgeschlossen  seien. 

Die  praktische  Auswirkung  muß  allerdings  den  Erwartungen  nicht  ganz  ent¬ 
sprochen  haben;  denn  das  Krameramt,  das  sich  am  meisten  betroffen  fühlte, 
beschwerte  sich  1821,  daß  die  Christen,  wenn  sie  in  die  Gilde  auf  genommen 
werden  wollten,  400  Taler  zu  erlegen  hätten  und  nur  mit  der  Ware  einer 
Gilde  handeln  dürften,  während  die  Juden  sowohl  mit  den  Waren  des  Kra¬ 
meramtes  als  auch  der  Tuchhändler  ihren  Handel  trieben.  Gerechterweise 
müßten  die  Juden  also  einen  Betrag  von  etwa  4  Prozent  in  die  Kasse  des 
Krameramtes  abführen.  -  Die  Eingabe  des  Krameramtes  fand  jedoch  keine 
Gegenliebe  beim  Rat  der  Stadt,  der  die  jüdische  Abgabe  auch  weiterhin  bei 
der  Kämmereikasse  vereinnahmen  ließ. 

Das  Krameramt  blieb  für  die  nächsten  Jahre  der  heftigste  Gegner  der  jüdi¬ 
schen  Emanzipation.  Es  spürte  die  Konkurrenz  der  jetzt  ansässigen,  dabei 
agilen  und  nicht  durch  so  viele  Vorschriften  eingeengten  jüdischen  Händler 
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am  stärksten.  Der  Rat  der  Stadt  stand  zumeist  auf  seiten  der  Ämter  und 
Gilden  und  unterstützte  daher  auch  das  im  Jahre  1826  erfolgende  Gesuch 
des  Krameramtes,  die  Juden  vom  Tuchhandel  auszuschließen.  Als  über¬ 
geordnete  Behörde  entschied  jedoch  die  Landdrostei,  die  nach  der  Hinzu¬ 
nahme  der  Emslandkreise  und  -  1824  -  auch  der  verpfändeten  Grafschaft 
Bentheim  dem  Präsidium  des  heutigen  Regierungsbezirks  entsprach,  daß  die 
Juden  nur  die  Waren  eines  Amtes  führen  dürften,  wie  es  auch  bei  christlichen 
Kaufleuten  der  Fall  war.  Die  jährliche  Abgabe  der  jüdischen  Händler  wurde 
als  Gegenleistung  von  30  auf  20  Taler  gemindert. 

Am  18.  August  1828  erfolgte  von  Hannover  aus  ein  Erlaß  über  die  Annahme 
fester  Familiennamen  bei  den  Israeliten.  „Demnach  ist  vom  Königlichen  Kabi- 
nettsministerio  beliebt  worden,  in  Erwägung  des  mehrfachen  Nutzens,  den 
die  Annahme  bleibender  Familiennamen  bei  den  Israeliten  sowohl  für  diese 
selbst  als  auch  für  die  christlichen  Einwohner  gewähren  muß,  allgemein  zu 
verfügen,  daß  sämtlichen  israelitischen  Familienhäuptern  oder  einzelnen  In¬ 
dividuen,  denen  der  Aufenthalt  im  Königreich  gestattet  ist,  für  sich  und  ihre 
Nachkommen  die  Annahme  eines  solchen  unveränderlichen  Familiennamens 
zur  Pflicht  gemacht  wird  .  . .“  Im  Gebiet  der  Landdrostei  Osnabrück  ergab 
das  eine  offizielle  Namensliste  für  117  jüdische  Familien.  Die  geschichtliche 
Entwicklung  des  Judenproblems  im  Raum  des  Hochstiftes  Osnabrück  wurde 
dabei  noch  einmal  deutlich,  da  in  diesem  Raum  nur  rund  20  solcher  Namen 
vermerkt  standen,  während  die  neugewonnenen  verwaltungsmäßig  der 
Landdrostei  Osnabrück  zugeschlagenen  Gebiete  des  Emslandes  und  der  Graf¬ 
schaft  Bentheim  über  90  solcher  Namen  aufwiesen.  Nur  6  in  der  Gesamtzahl 
der  Namen  gehörten  zur  Stadt  Osnabrück,  und  zwar:  Moritz  Zadig  Rawiz, 
Nathan  Blumenfeld,  Elias  Cahen,  Simon  Norden,  Beer  Goldberg  und  Joseph 
Weingarten.  Nachdem  die  Juden  erklärt  hatten,  daß  sie  die  verzeichneten 
Namen  anzunehmen  und  beizubehalten  bereit  seien,  erklärte  die  Land¬ 
drostei:  „So  erteilen  wir  dazu  vermöge  höchsten  Auftrages  unsere  Genehmi¬ 
gung  hiermit  und  bemerken  zugleich,  daß  derjenige  von  den  hier  genannten 
Israeliten,  welcher  von  seinem  nunmehrigen  Familiennamen  abgehen  möchte, 
so  angesehen  werden  soll,  als  habe  er  dadurch  auf  das  Recht  des  bleibenden 
Aufenthaltes  im  Königreich  verzichtet.“  Für  die  Königlich  Großbritannisch- 
Hannoversche  Landdrostei  Unterzeichnete  L.  von  Bar. 

Für  ein  so  konservatives  Land  wie  das  Königreich  Hannover  bedeutete  der 
Erlaß  trotz  einiger  Formulierungen,  die  noch  das  hergebrachte  Mißtrauen 
atmeten,  einen  Beweis  dafür,  daß  die  Entwicklung  unaufhaltsam  weiterging. 
Die  Anordnung,  feste  Familiennamen  anzunehmen,  durfte  zumindest  als 
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Anerkenntnis  angesehen  werden,  daß  eine  Seßhaftwerdung  der  Juden 
akzeptiert  werde. 

Der  Regierung  in  Hannover  galt  die  Judenfrage  offiziell  ausschließlich  als 
religiöses  Problem,  in  dem  die  Vorstellungen  der  vergangenen  Jahrhunderte 
mit  ihrer  Verfemung  der  Juden,  nur  allmählich  abschwächend,  nachwirkten. 
Der  Tenor  war,  den  Juden  die  Möglichkeit  zur  Ausübung  ungehinderten 
Gottesdienstes  und  des  Schulunterrichtes  zu  verschaffen,  also  die  Synagogen- 
und  Schulverhältnisse  zu  ordnen  und  zu  kontrollieren. 

In  Osnabrück  hielt  man  starr  an  der  ablehnenden  Haltung  fest.  Als  die 
Landdrostei  1823  zu  einem  Bericht  über  die  Juden  aufforderte,  wobei  nach 
einem  Rabbiner  gefragt  wurde,  antwortete  der  Rat:  „Es  leben  hier  5  (jüdi¬ 
sche)  Familien,  nämlich  Blumenfeld,  Norden,  Goldberg,  Weingarten  und 
Cahen,  außerdem  der  Lehrer  und  Cantor  Seidner.  Alle  haben  hier  nur  einen 
prekären  Aufenthalt.  Ihren  Gottesdienst  halten  sie  in  einem  gemieteten  Hin¬ 
terzimmer  des  Tuchfeldtschen  Hauses  (Hakenstraße  16)  ab.  Alle  kirchlichen 
Handlungen,  auch  das  Schächten,  verrichtet  der  Lehrer,  der  auch  den  Reli¬ 
gionsunterricht  erteilt,  während  die  Kinder  den  übrigen  Unterricht  in  den 
christlichen  Schulen  empfangen.  In  weltlichen  Händeln  wenden  sich  die 
Juden  an  den  Magistrat,  ihre  Vorgesetzte  Obrigkeit.  Es  erscheint  auch  nicht 
nötig,  daß  sie  noch  einem  besonderen  Rabbiner  unterstellt  werden;  wir 
fürchten  sogar,  daß  die  Juden  den  christlichen  Einwohnern  schädlicher  sein 
werden,  wenn  sie  nicht  der  christlichen  Obrigkeit  unterstellt  sind,  um  so 
mehr,  da  sie  eigentlich  kein  Recht  haben,  hier  zu  bleiben.“ 

Die  geringe  Größe  der  jüdischen  Gemeinde  in  Osnabrück  war  der  Grund, 
daß  die  Lehrer  schnell  wechselten.  Salomon  Schwabe,  mit  behördlicher  Ge¬ 
nehmigung  1828  eingestellt,  schied  schon  ein  Jahr  später  aus.  Meyer  Moses 
Prinz  aus  Krotoschin  blieb  nur  bis  1832,  und  auch  sein  Nachfolger,  H.  Gold¬ 
stein,  war  nur  wenige  Jahre  tätig.  Andererseits  bemühte  sich  die  Regierung 
in  Hannover  weiter  um  die  Religions-  und  Kultusfrage.  Da  das  Landrabbi- 
nat  eine  Neuregelung  auf  diesem  Gebiet  für  notwendig  erachtete,  erging 
am  15.  April  1831  von  der  Landdrostei  Hannover  eine  Instruktion,  die  als 
Grundsatzentscheidung  angeführt  werden  soll.  Ihre  wesentlichen  Punkte 
besagten:  Der  Landrabbiner  erhält  ein  Verzeichnis  aller  in  seinem  Bezirk 
wohnenden  Schutzjuden.  Er  hat  die  Aufsicht  über  die  geistlichen  und  Schul¬ 
angelegenheiten  und  hat  für  die  Anstellung  tüchtiger  Lehrer  zu  sorgen,  auch 
die  Kinder  vom  5.  Jahre  an  zum  Schulbesuch  anzuhalten.  Er  hat  auch  die 
anzustellenden  Unterrabbiner  und  Schächter,  welche  die  Stelle  des  Lehrers 
mitversehen,  zu  prüfen.  Diese  unterstehen  seiner  Aufsicht;  von  ihm  gehen 
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die  allgemeinen  wie  auch  die  örtlichen  Synagogenanordnungen  aus.  Er  kann 
mit  einer  Strafe  bis  zu  10  Reichsthalern  belegen.  Auch  die  Zeremonien-, 
Ehe-  und  Streitigkeitssachen  gehören  zu  seinen  Kompetenzen,  ebenso  das 
Aufsichtsrecht  über  alle  Stiftungen  zum  Besten  der  jüdischen  Schulen,  der 
Gelehrten  und  der  Armen.  Er  hat  die  Befugnisrechte  in  Religions-  und  Kul¬ 
tusangelegenheiten.  Bei  ihm  müssen  die  Geburten  und  Trauungen  angezeigt 
werden,  damit  ein  Register  geführt  werden  kann.  -  Des  weiteren  wurden  in 
der  Instruktion  die  Besoldung  und  die  Gebühr  für  Amtshandlungen  genau 
festgelegt.  Der  Landrabbiner  hatte  seinen  Wohnsitz  in  Emden. 

Als  im  April  1831  die  Stellung  der  Juden  im  öffentlichen  Leben  von  der 
2.  Kammer  besprochen  wurde,  nahm  sich  eine  Reihe  von  Abgeordneten  der 
Juden  an  und  erklärte  die  Emanzipation  für  eine  Notwendigkeit.  Aber  die 
Zeit  war  noch  nicht  reif.  Zwar  wurde  allgemein  als  billig  erachtet,  daß  eine 
Verbesserung  der  bürgerlichen  Lage  der  Juden  eintrete,  aber  für  die  völlige 
Emanzipation  fand  sich  keine  Mehrheit.  Einer  der  sprechendsten  Beweise 
dafür,  wie  schwer  alte  Vorurteile  zu  überwinden  waren,  ist  die  Tatsache, 
daß  ein  so  gerecht  denkender  liberaler  Mann  wie  der  Osnabrücker  Bürger¬ 
meister  Dr.  Johann  Carl  Bertram  Stüve,  der  Freund  der  Armen,  Bauern¬ 
befreier  und  Verfasser  einer  vorbildlichen  Gemeindeordnung,  innerhalb  der 
Debatte  -  nach  dem  vorliegenden  Verhandlungsbericht  -  folgendes  aus¬ 
führte:  Er  könne  sich  nicht  überzeugen,  daß  die  sittliche  Verderbtheit  des 
jüdischen  Volkes  von  den  Unterdrückungen,  die  es  erfahren  habe,  allein  her¬ 
rühre.  Schon  vor  der  Zerstörung  Jerusalems  seien  die  Juden  von  berühmten 
römischen  Schriftstellern  als  Gegenstand  des  Spottes  und  der  Verachtung 
bezeichnet  worden,  wie  denn  namentlich  Tacitus  sie  eine  „gens  impurissima“ 
nenne.  Die  von  jeher  bemerkte  Richtung  dieser  Nation  auf  Vereinigung  von 
Geldmitteln  bedürfe  eines  Gegengewichtes,  und  solange  man  den  Juden  nicht 
zwinge,  gleich  dem  Christen  zu  arbeiten  und  im  Schweiße  seines  Angesichtes 
sein  Brot  zu  essen,  möchte  eine  Emanzipation  desselben  höchst  gefährlich 
sein.  Sollte  man  ihnen  den  Erwerb  von  Grundstücken  gestatten,  so  müßte 
man  riskieren,  daß  sie  in  den  Provinzen,  wo  der  Landwirt  besonders  ver¬ 
schuldet  sei,  den  größten  Teil  des  Grundeigentums  an  sich  brächten.  So  sei  es 
namentlich  im  Hessen-Darmstädtischen  in  der  Gegend  des  Odenwaldes  ge¬ 
gangen.  Sollten  die  Juden  emanzipiert  werden,  so  müßten  wir  uns  gleich¬ 
zeitig  Garantien  gegen  den  Mißbrauch  verschaffen,  und  namentlich  mit  den 
inneren  Garantien  sehe  es  noch  sehr  schlecht  aus.  Bekanntlich  halte  der  Jude, 
der  seinen  religiösen  Satzungen  anhänge,  Nichtjuden  für  unrein,  was  zu  Ab¬ 
sonderungen  und  Gewissensbeschönigungen  führe.  Ein  Jude  dürfe  einen  an- 
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deren  Juden  nicht  vor  einem  christlichen  Richter  verklagen.  Der  Ehebruch 
zwischen  einem  Juden  und  einem  Christen  werde  für  weniger  verbrecherisch 
gehalten  als  der  Ehebruch  zwischen  Juden.  Beim  Eide  finde  eine  reservatio 
mentalis  statt.  Bevor  diese  und  mehrere  andere  Irrtümer  ihres  Talmud  und 
ihrer  Rabbiner  nicht  reformiert  seien,  könne  man  nicht  viel  Gutes  von  ihnen 
erhoffen.  Die  gebildeten  [Juden]  möchten  diese  Irrtümer  wohl  als  solche  er¬ 
kennen,  hätten  sich  aber  in  einzelnen  größeren  Städten  zu  einem  leeren  und 
hohlen  Deismus  verirrt,  welcher  dem  Staate  noch  weniger  Garantien  gewähre 
als  die  positive  Religion  der  ungebildeten  Juden.  -  Dr.  jur.  Abraham  Löb, 
der  in  seinen  „Rechtsverhältnissen  der  Juden  .  . .“  den  Abgeordneten  Stüve 
deswegen  bitter-ironisch  kommentiert,  fügt  hinzu:  Man  wird  danach  unge¬ 
fähr  ermessen  können,  in  welchem  Sinne  die  leitenden  Kreise  die  Angelegen¬ 
heiten  der  Juden  behandelten. 

Die  Zeit  ging  weiter.  Das  neue  Staatsgrundgesetz  vom  26.  September  1836 
versprach  im  Paragraphen  30  eine  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  Ju¬ 
den.  Am  8.  Juni  1836  hatten  die  Stände  den  Entwurf  der  Regierung  erhal¬ 
ten,  in  dessen  Einleitung  anerkannt  wurde,  daß  die  Rechtszustände  der 
Juden  den  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der  Zeit  nicht  mehr  entsprächen 
und  daß  eine  Verbesserung  notwendig  sei.  Hier  wurde  eingehend  dargestellt, 
welchen  Beschränkungen  die  Juden  unterworfen  seien  und  wie  sehr  ihre 
Rechte  im  Staat  dadurch  gemindert  seien,  daß  sie  nur  Schutzgenossen  seien, 
daß  sie  in  der  Verheiratung  beschränkt  und  von  der  Ausübung  politischer 
Rechte  und  öffentlicher  Ämter  ausgeschlossen  würden,  daß  ihnen  der  Erwerb 
von  Grundeigentum  (abgesehen  von  Sondergenehmigungen)  verwehrt  sei, 
daß  sie  kein  Bürgerrecht  erwerben,  auch  nicht  Mitglied  der  Zünfte  werden 
könnten,  womit  sie  zu  den  wichtigsten  Gewerben  keinen  Zugang  hätten.  - 
Der  Regierungsentwurf  verkündete  demzufolge  die  Gleichstellung  der  Juden 
mit  den  Christen  in  Rechten  und  Pflichten,  ließ  aber  eine  Reihe  von  Vor¬ 
behalten  bestehen.  Vorgesehen  war:  1.  Alle  Beschränkungen,  die  bei  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  keinen  inneren  Grund  mehr  haben,  sind  auf¬ 
zuheben.  -  2.  Die  Juden  sind  den  Christen  näherzustellen  in  allen  Bezie¬ 
hungen,  in  denen  es  ohne  Nachteil  für  das  Ganze  geschehen  kann.  -  3.  Die 
Juden  sind  möglichst  vom  sogenannten  Schacher  zu  entfernen  und  zur  Arbeit 
anzuhalten.  -  4.  Für  ihre  sittliche,  religiöse  und  intellektuelle  Ausbildung  ist 
zu  sorgen.  -  Daß  die  Juden  nach  diesem  Verordnungsentwurf  vom  Mili¬ 
tärdienst  befreit  waren,  war  ebenfalls  ein  Vorbehalt.  -  Das  Edikt  enthielt 
ferner  eine  ganze  Reihe  genauer  Feststellungen  von  Befugnissen  im  Unter¬ 
richtswesen,  Schulbesuch  jüdischer  Kinder  auf  christlichen  Schulen,  im  Ar- 
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menwesen,  Gerichtswesen,  Privatrecht,  mit  denen  frühere  Bestimmungen  auf¬ 
gehoben  wurden.  Für  jene  Juden,  die  Nothandel  trieben  (Hausierer),  wur¬ 
den  die  alten  Bestimmungen  vollinhaltlich  aufrechterhalten.  Beim  Aufgebot, 
bei  der  Trauung,  bei  der  Präsentation  und  Protestation  von  Wechseln  am 
Sabbat  und  anderen  jüdischen  Feiertagen  sollten  jedoch  die  neuen  Bestim¬ 
mungen  in  Kraft  treten,  damit  „nicht  in  die  religiöse  Freiheit  der  Juden  ein¬ 
gegriffen  werde“.  Das  Eheverbot  zwischen  Juden  und  Christen  blieb  beste¬ 
hen,  der  Grunderwerb  wurde  freigegeben,  „falls  sich  kein  Nachteil  für  das 
Gemeinwohl  daraus  ergebe“.  Das  Schutzgeld  fiel;  die  Bestimmungen  über  die 
ausländischen  Juden  sollten  aber  im  wesentlichen  Geltung  behalten,  weil  „eine 
Vermehrung  der  Juden  durch  ausländische  Juden  nicht  wünschenswert  sei 
und  weil  auch  die  inländischen  Juden  noch  lange  genug  einen  fremdartigen 
Bestandteil  im  Staate  bildeten“. 

Dieser  Regierungsentwurf  erfuhr  trotz  seiner  dehnbaren  Formulierungen 
und  seiner  vielseitigen  Deutungsmöglichkeiten  durch  die  Stände  noch  weitere 
Einschränkungen.  Bezeichnend  für  die  Einstellung  war  der  Zusatz:  „Bei  der 
Ausübung  politischer  Rechte  in  der  Gemeinde  steht  den  Juden  ein  Stimmrecht 
nicht  zu.“  Der  Regierungsentwurf  hatte  nur  bestimmt,  daß  den  Juden  an  den 
Angelegenheiten  des  christlichen  Schul-  und  Armenwesens  ein  Stimmrecht 
nicht  zustehe. 

Das  Gesetz  von  1842  hob  schließlich  das  sogenannte  Schutzverhältnis  der 
Juden  auf,  ließ  aber  die  aus  diesem  Verhältnis  entstandenen  Abgaben  einst¬ 
weilen  bestehen.  Das  Gesetz  von  1847  besserte  die  Lage  der  Juden  weiterhin 
durch  folgende  Bestimmungen:  Die  aus  dem  Schutzverhältnis  der  Juden  ent¬ 
standenen  Leistungen  fallen  fort.  Jeder  Jude  erhält  das  Recht,  ein  Haus  und 
einen  Acker  bis  zu  IV4  Morgen  zu  erwerben.  -  Die  große  Volksbewegung 
von  1848  räumte  mit  den  letzten  Relikten  auf  und  brachte  im  Königreich 
Hannover  die  klare  und  endgültige  Entscheidung  über  die  Stellung  der 
jüdischen  Mitbürger.  Das  Landesverfassungsgesetz  vom  5.  September  1848 
besagte:  „Die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  ist  von  dem 
Religionsbekenntnis  unabhängig.“  Nur  der  Judeneid  wurde  noch  einige  Zeit 
beibehalten,  verschwand  aber  auch  1850. 

Die  Annexion  Hannovers  durch  Preußen  im  Jahre  1866  brachte  dem  Land 
die  preußische  Verfassung.  „Eine  Verbesserung“,  schrieb  Dr.  Löb,  „konnte 
die  preußische  Verfassung  in  Hannover  nicht  bringen,  da  hier  die  Gleichstel¬ 
lung  der  Juden  bereits  im  Jahre  1848  ausgesprochen  und  durchgeführt  wor¬ 
den  war.  Dagegen  machten  sich  die  Besorgnisse  unter  den  hannoverschen 
Juden  geltend,  daß  die  preußische  Regierung  die  Unterstützung  nicht  zahle, 
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die  die  hannoversche  Regierung  zur  Förderung  des  Synagogen-  und  Schul¬ 
wesens  gezahlt  hatte.“  Rudolf  von  Bennigsens  Initiative  war  es  vor  allem  zu 
danken,  daß  die  rechtliche  Grundlage  für  die  Unterstützung  des  Synagogen- 
und  Schulwesens  am  7.  März  1868  zustande  kam. 

Die  Emanzipation  der  Juden  wurde  in  Deutschland  allgemein.  Am  1.  No¬ 
vember  1867  beschloß  der  Norddeutsche  Reichstag  ein  Gesetz,  in  dessen  §  1 
Absatz  3  es  lautete:  „Keinem  Bundesangehörigen  kann  um  des  Glaubens¬ 
bekenntnisses  willen  oder  wegen  fehlender  Landes-  oder  Gemeindeangehörig¬ 
keit  der  Gewerbebetrieb  oder  der  Erwerb  von  Grundeigentum  verweigert 
werden.“  Am  6.  Mai  1868  fielen  die  noch  aufrechterhaltenen  Beschränkungen 
bei  den  Eheschließungen,  und  am  3.  Juli  1869  schließlich  wurde  im  Norddeut¬ 
schen  Reichstag  die  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  beschlossen,  eine 
gesetzliche  Bestimmung,  die  sich  auf  Bekenner  eines  jeden  Religionssystems, 
also  auch  auf  die  Juden,  bezog.  Wenigstens  das  jüdische  Getto  vor  dem  Ge¬ 
setz  war  gefallen,  wenn  auch  Vorurteile,  Unduldsamkeit  und  völkische 
Hybris  weiter  an  ungesetzlichen  Schranken  bauten.  Bis  in  unser  Jahrhundert 
erlangten  jüdische  Rechtsanwälte  das  Notariat  nicht  leicht,  und  jüdische 
Reserveoffiziere  sind  dem  Verfasser  nur  aus  der  Notzeit  des  ersten  Weltkrie¬ 
ges  bekannt. 

Im  geschichtlichen  Prozeß  der  Judenemanzipation  spielte  Osnabrück  noch 
während  des  19.  Jahrhunderts  eine  retardierende  Rolle.  Tausendjähriges 
Eigenleben  hatte  eine  gesetzlich  verankerte  Haltung  geschaffen,  die  nicht  so 
beweglich  war  wie  die  anderer  in  stärkerem  politischem  Wechsel  begriffener 
Gebiete.  Osnabrück  gewöhnte  sich  schwer  an  den  Fortschritt  der  Zeit  und 
pochte  lange  auf  alte  Privilegien.  Als  eine  Einschränkung  der  zur  Advokatur 
zugelassenen  Juden  von  der  Landdrostei  verfügt  wurde,  da  „die  Zahl  der 
jüdischen  Advokaten  sich  bedenklich  vergrößert  habe“,  fügte  der  Magistrat 
der  Mitteilung  an  die  Osnabrücker  Juden  von  sich  aus  hinzu:  „Die  Stadt 
braucht  die  Juden  hier  nicht  zu  dulden.  Wir  wollen  sie  nicht  vertreiben,  aber 
auch  nicht  gestatten,  daß  sie  hier  Grundbesitz  erwerben.“ 

Daß  die  Juden  nur  geduldet  seien,  blieb  während  der  ersten  Jahrzehnte 
nach  den  Freiheitskriegen  Leitsatz  des  Magistrats.  Zwei  bezeichnende  Bei¬ 
spiele  führt  Ludwig  Hoffmeyer  in  seiner  Chronik  an: 

Als  der  Tabaksfabrikant  Andre  den  19jährigen  Sohn  Blumenfelds  als  Teil¬ 
haber  annahm,  untersagte  ihm  dies  der  Magistrat  bei  100  Talern  Strafe. 
Blumenfeld  und  Andre  beschwerten  sich  bei  der  Landdrostei,  und  diese  trat 
für  sie  ein,  indem  sie  Magistrat  und  Bürgervorstehern  anheimgab,  noch  ein¬ 
mal  zu  überprüfen,  ob  hier  nicht  um  so  mehr  eine  Ausnahme  zu  machen  sei, 
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als  die  Andresche  Fabrik,  ein  für  die  Stadt  nicht  unwichtiges  Unternehmen, 
in  Frage  stehe.  Aber  die  Stadtverwaltung  blieb  fest.  Die  Landdrostei  legte 
die  Sache  dem  Minister  vor;  auch  Blumenfeld  und  Andre  wandten  sich 
mit  einer  Beschwerde  an  ihn.  Aber  der  Minister  entschied:  Da  der  Vater  nicht 
voller  Bürger  ist,  kann  auch  der  Sohn  nicht  die  Rechte  der  Bürgersöhne  bean¬ 
spruchen. 

Der  zweite  Fall  war  nicht  weniger  kraß:  Blumenfelds  älterer  Sohn  hatte 
sich  mit  einem  Fräulein  Rosenstein  aus  Einbeck  vermählt  und  bat  nun  um  die 
Erlaubnis,  hier  zu  wohnen.  Die  Alterleute  August  Moll,  G.  Friedrich  Meyer, 
Karl  Gosling  und  Ch.  Krone  waren  entschieden  gegen  die  Erteilung  der 
Genehmigung,  damit  „die  hier  hängen  gebliebenen  Juden“  ausstürben.  Der 
Magistrat  gewährte  zwar  die  Erlaubnis,  aber  unter  den  Bedingungen,  daß 
Blumenfeld  nicht  selbständig  werde,  aus  dieser  Erlaubnis  kein  Recht  herleite, 
sich  nie  etwas  zuschulden  kommen  lasse  und  daß  diese  Erlaubnis  den  alten 
Rechten  der  Stadt  nicht  schade.  Als  der  junge  Blumenfeld  1838  um  die  Geneh¬ 
migung  zur  Übernahme  des  väterlichen  Geschäfts  nachsuchte,  wurde  er  ab¬ 
schlägig  beschieden.  Blumenfeld  wandte  sich  mit  einer  Beschwerde  an  die 
Landdrostei;  die  Vorsteher  der  Ämter  und  Gilden  baten  in  einem  ausführ¬ 
lichen  Schreiben  den  Magistrat  und  die  Landdrostei  um  Zurückweisung  der 
Beschwerde.  Die  Landdrostei  entschied  denn  auch  in  diesem  Sinne,  auch  der 
Minister,  an  den  Blumenfeld  sich  noch  gewandt  hatte.  -  „Solche  Verhältnisse 
konnten  auf  die  Dauer  nicht  bestehen“,  fügte  Ludwig  Hoffmeyer  in  der 
ersten  Ausgabe  seiner  Chronik  diesen  Schilderungen  noch  hinzu.  Daß  der 
Zusatz  in  der  2.  Auflage  von  1935  nicht  mehr  steht,  kann  man  ihm  nicht 
anlasten. 

Wenn  andererseits  schon  mehrere  Jahre  vor  der  Gleichstellung  der  Juden 
durch  hannoversches  Gesetz  vom  Jahre  1848  der  Jude  Blumenfeld  mit  Ab¬ 
legung  des  Bürgereides  1845  erster  jüdischer  Vollbürger  der  Stadt  wurde, 
so  bedeutet  diese  Tatsache  doch,  daß  auch  Osnabrück  sich  der  allgemeinen 
Entwicklung  nicht  verschließen  konnte,  zumal  sich  die  Regierung  in  Hanno¬ 
ver  trotz  ihrer  allgemein  konservativen  Haltung  im  Zuge  der  Zeit  um  eine 
gerechte  Lösung  des  Problems  bemühte. 

Eingliederung  und  Seßhaftwerdung  der  Juden  in  Osnabrück  gingen  nach  der 
Gleichstellung  durch  das  Landesverfassungsgesetz  vom  5.  September  1848 
jahrzehntelang  nur  zögernd  vor  sich.  In  den  fünfziger  Jahren  war  die 
jüdische  Gemeinde  so  klein,  daß  der  dazu  angestellte  Lehrer  im  Jahre  1857 
nur  ein  Kind  zu  unterrichten  brauchte  und  genügend  Zeit  fand,  nebenbei  als 
Lehrer  an  der  Handelsschule  und  durch  ein  Knabenpensionat  sein  Einkom- 
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men  zu  verbessern.  Hoffmeyer  nennt  für  das  Jahr  1864  folgende  in  Osna¬ 
brück  ansässige  Familien:  Rentner  Schönbaum  (Vorsteher),  Bankier  A.  Blu¬ 
menfeld,  Sanitätsrat  Blumenfeld,  Zigarrenfabrikant  Alfred  Daniels,  Kauf¬ 
mann  David  Meyer,  Lehrer  Wolf  und  die  Putzmacherin  Frau  Cahen.  Der 
jüdischen  Gemeinde  in  Osnabrück  waren  damals  einige  unbemittelte  Juden 
aus  Ostercappeln  angeschlossen.  Bei  langsamem  Wachsen  der  Gemeinde  in 
den  sechziger  Jahren  tauchten  neue  Namen  auf,  wie  Simon,  Wittgensteiner, 
Speyer,  Heimann,  Kleeberg,  und  am  Ende  des  Jahrzehntes  hatte  es  die  Ge¬ 
meinde  auf  25  steuerzahlende  Bürger  gebracht.  Erst  bei  der  stürmischen  Ent¬ 
wicklung  der  deutschen  Wirtschaft  in  den  siebziger  Jahren  erlebte  die  jüdische 
Gemeinde  Osnabrück  ein  schnelles  Wachstum,  das  jedoch  mit  Ende  des  Jahr¬ 
zehnts  seinen  Abschluß  fand.  1880  zählte  man  in  Osnabrück  bei  einer  Ein¬ 
wohnerzahl  von  fast  33  000  bereits  394  Juden,  1885  waren  es  398  (Gesamt¬ 
einwohnerzahl  rund  36  000),  1890:  423  (40  000),  1895:  408  (45  000), 
1900:  397  (51000),  1905:  474  (60000),  1910:  399  (66000),  1925:454(90000), 
1933:  435  (95  000).  Die  Zahlen  lassen  erkennen,  daß  die  jüdische  Gemeinde 
in  Osnabrück  das  weitere  Wachstum  der  Stadt  seit  den  achtziger  Jahren 
nicht  mehr  mitmachte,  sondern  bis  zum  Beginn  des  Hitler-Regimes  fast  kon¬ 
stant  blieb. 

Bei  der  geringen  Seelenzahl  der  jüdischen  Gemeinde  Mitte  des  19.  Jahrhun¬ 
derts  -  es  gab  zu  dieser  Zeit  im  ganzen  Landdrosteibezirk  rund  120  Familien  - 
kam  es  zunächst  nicht  zu  einem  Osnabrücker  Rabbinatsbezirk.  Die  Osna- 
brücker  Synagogengemeinde  mußte  noch  durch  die  in  Ostercappeln  und 
Iburg  wohnenden  Juden  auf  gefüllt  werden;  der  Gottesdienst  fand  in  einem 
gemieteten  Zimmer  statt.  Erst  1872  war  die  Gemeinde  stark  genug,  das  Haus 
Barfüßerkloster  6/7  für  4500  Taler  zu  erwerben  und  als  Synagoge  und  Schule 
einzurichten.  Der  Bau  war  schmucklos  und  unansehnlich  und  reichte  wäh¬ 
rend  der  Wachstums jahre  der  Gemeinde  bald  nicht  mehr  aus,  zumal  der 
Raum  für  den  Gottesdienst  nur  60  Sitzplätze  enthielt.  Bemühungen  um  die 
ehemalige  Komtureikirche  (Kunterkirche)  an  der  Kommenderiestraße  schei¬ 
terten  am  Widerstand  des  Militärfiskus.  Zum  Beschluß,  eine  Synagoge  zu 
erbauen,  kam  es  im  Jahre  1904.  Am  12.  September  1905  wurde  auf  dem 
erworbenen  Gelände  an  der  Rolandstraße  unter  Teilnahme  des  Landrabbi¬ 
ners  Dr.  Löb  aus  Emden  die  Grundsteinlegung  vorgenommen;  am  13.  Sep¬ 
tember  1906  erfolgte  unter  Teilnahme  der  Städtischen  Kollegien  die  feierliche 
Bestimmungsübergabe.  „Der  imponierende  Kuppelbau  enthält  über  400  Sitz¬ 
plätze  und  bildet  eine  Zierde  unserer  Stadt“,  schrieb  Ludwig  Hoffmeyer  in 
der  ersten  Ausgabe  seiner  Chronik. 
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Die  1906  geweihte  Synagoge  an  der  Rolandstraße 


Uber  den  Bau  und  die  Einweihung  der  Synagoge  entnehmen  wir  einem 
Bericht  im  „Osnabrücker  Tageblatt“  vom  14.  9.  1906  folgenden  Auszug: 
„Eine  mächtige  grüngedeckte  Kuppel  krönt  den  ganzen  Bau.  Der  Mittelraum 
ist  für  die  Männer  bestimmt,  rechts  und  links  sowie  auf  den  Emporen  sind 
die  Plätze  für  das  weibliche  Geschlecht.  In  dem  nach  Osten  belegenen  Ausbau 
ist  das  , Allerheiligste4  untergebracht,  links  und  rechts  führen  Stufen  empor, 
vier  siebenarmige  Leuchter  erhöhen  den  feierlichen  Eindruck.  Auf  der  west¬ 
lichen  Empore  hat  die  Orgel  ihren  Platz  gefunden,  ebenso  ist  hier  genügend 
Raum  für  gesangliche  oder  instrumentale  Aufführungen  vorgesehen.  Zu  der 
Einweihungsfeier  hatten  sich  nicht  nur  die  Mitglieder  der  israelitischen  Ge¬ 
meinde,  sondern  auch  zahlreiche  Gäste  von  hier  und  auswärts,  Mitglieder 
des  Magistrats  und  Bürgervorsteherkollegiums,  Vertreter  der  evangelischen 
Geistlichkeit,  der  Kirchenvorstände  von  St.  Marien  und  St.  Katharinen  usw. 
im  Gotteshause  eingefunden.“ 

Nach  der  Schlüsselüberreichung  durch  den  Baumeister  Münchhausen  an  den 
Vorsteher  der  Gemeinde,  Bankier  Blumenfeld,  Syndikus  Reimerdes  als  Ver¬ 
treter  der  Stadt  und  schließlich  Landrabbiner  Dr.  Löb  aus  Emden,  der  die 
Aufschließung  des  Gotteshauses  vollzog,  nahm  die  kirchliche  Handlung  mit 
einem  Dankgebet,  der  Entzündung  des  Ewigen  Lichtes  sowie  dem  Ausheben 
und  Wiedereinheben  der  Thorarollen  unter  Solo-  und  Chorgesang  bei 
Orchesterbegleitung  ihren  Anfang.  Der  Festpredigt  des  Landrabbiners  ent¬ 
nehmen  wir  wiederum  im  Auszug  nach  dem  Bericht  des  Osnabrücker  Tage¬ 
blattes  folgende  Kernsätze:  „Das  Gotteshaus  solle  sein  ein  Ort,  wo  jeder 
Frieden  findet  in  Gott,  überhaupt  ein  Ort,  wo  das  Himmlische  und  Irdische 
in  ewiger  Treue  verbunden  bleiben  solle  .  .  .  ,Die  Religion4,  so  führte  der 
Redner  etwa  aus,  , zerbricht  die  Schranken,  die  zwischen  Arm  und  Reich, 
Vornehm  und  Gering  auf  gerichtet  sind.  Erhaltet  den  Frieden  und  die  Ein¬ 
tracht  zwischen  euch,  und  Gott  wird  euch  seinen  Segen  geben  .  .  .  Das  Gottes¬ 
wort  in  Israel  hat  Jahrtausende  überdauert;  haltet  fest  an  diesem  Lebens¬ 
baum,  den  ihr  in  diesem  Hause  aufs  neue  gepflanzt  habt,  haltet  fest  an 
Gottes  Wort  im  Widerstreit  der  Zeit,  damit  eurem  Leben  Halt  und  Mittel¬ 
punkt  bleibe;  und  wenn  andere  Meinungen  an  euch  herantreten,  dann  bringt 
ihnen  Achtung  und  Duldung  entgegen.  ,An  diesem  Orte  will  ich  Frieden 
geben.4  Hier  soll  die  reinste  Menschenliebe  gepredigt  werden,  die  keinen 
Unterschied  kennt,  weder  nach  Geburt  noch  Stand,  die  sich  jedem  zuwendet, 
der  im  Bilde  Gottes  geschaffen  worden  ist  und  in  Gotteskindschaft  wan¬ 
delt.  Hier  soll  die  Einheit  Gottes  und  des  Menschengeschlechtes  gelehrt 
werden . .  .44< 


73 


Gebet  und  Gesänge  beendeten  die  Feier,  für  die  Rudolf  Prenzler,  Organist 
an  St.  Katharinen  und  späterer  Kirchenmusikdirektor,  sämtliche  hebräischen 
Gesänge  für  Solo,  Chor  und  großes  Orchester  bearbeitet  hatte,  wie  überhaupt 
die  Leitung  des  musikalischen  Teils  mit  dem  städtischen  Orchester  Bielefeld 
in  seiner  Hand  lag. 

Aus  dem  Kaisertoast  von  Landrabbiner  Dr.  Löb  bei  der  Abendfeierlichkeit 
im  Weißen  Saal  des  Vereinshauses  (später  Stadthalle)  soll  folgendes  zitiert 
werden:  „Einmütig  wollen  wir  es  aussprechen,  daß  wir  nicht  nur  Juden  sind, 
sondern  auch  deutsche  Staatsbürger,  wir  wollen  unsere  Pflichten  und  Rechte 
als  deutsche  Staatsbürger  betonen.  Audi  das  Staatsleben  ist  von  Brandungen 
und  Wogen  umtobt.  Nicht  so  darf  es  sein,  daß  in  der  Strömungen  Lauf  einer 
sich  von  dem  anderen  verliert,  daß  im  Staatenleben  einer  von  dem  anderen 
zurückgestoßen  wird,  daß  die  Strömungen,  die  Wellen  den  einen  hochtragen 
und  den  anderen  verschlingen  ...  Es  gibt  verschiedene  Strömungen,  ver¬ 
schiedene  Stämme  in  Deutschland.  Diese  verschiedenen  Stämme  müssen  in 
Eintracht  und  Frieden  verbunden  sein,  und  keine  Strömung  der  Zeit  darf 
den  einen  oder  anderen  Stamm  in  das  Verderben,  in  den  Abgrund  hinunter¬ 
stoßen  .  . .  Auch  wir  sind  ein  Stamm  im  Staate,  denn  das  deutsche  Vaterland 
besteht  aus  verschiedenen  Stämmen  und  Nationalitäten.  Sind  wir  auch  aus 
abrahamitischem  Stamm,  so  wohnen  wir  doch  seit  Jahrtausenden  auf  ger¬ 
manischem  Boden  und  haben  die  gleichen  Anrechte  wie  die  anderen  Stämme. 
Aber  wenn  wir  von  der  Brandung  umtost  werden,  so  blicken  wir  auf  den 
Steuermann,  daß  er  unser  Schiff  führe  durch  die  verderbliche  Brandung  in 
den  Hafen,  der  Ruhe  und  Frieden  bringt,  daß  er  uns  schütze,  uns  sichere  vor 
Anfeindungen  und  Gefahren  und  Entwürdigungen.  Möge  seine  Majestät 
immer  ein  solcher  Steuermann  sein,  der  das  große  Reichsschiff  so  führt,  daß 
alle  in  Ruhe  und  Frieden  in  diesem  Reiche  leben  können.“ 

Das  Nebengebäude  der  Synagoge  diente  als  Gemeindehaus,  das  auch  die 
einklassige  Schule  enthielt. 

War  die  Emanzipation  der  Juden  in  ganz  Deutschland  gesetzliche  Tatsache 
geworden,  so  blieben  doch  Vorbehalte,  die  in  der  neu  aufkommenden  Ras¬ 
sentheorie  und  dem  sich  darauf  gründenden  Antisemitismus  ihren  Ausdruck 
fanden.  Trotz  der  lautstark  verkündeten  liberalen  Gesinnung  im  Wilhelmini¬ 
schen  Kaiserreich  blieben  nicht  unbedeutende  Kreise  des  Bürgertums,  der 
Beamtenschaft  und  des  Militärs  von  alten  Vorurteilen  beeinflußt.  Antisemi¬ 
tische  Organisationen  brachten  bereits  vor  der  Jahrhundertwende  Druck¬ 
schriften  und  Flugblätter  antisemitischen  Inhalts  heraus.  Eine  antisemitische 
Zeitschrift  „Der  Hammer“  untermauerte  diese  Richtung  mit  pseudowissen- 
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schaftlichen  Belegen.  Im  20.  Jahrhundert  erschien  gar  ein  antisemitischer 
Tendenzroman  „Die  Sünde  wider  das  Blut“,  der  an  Primitivität  der  kolpor¬ 
tagehaften  Fabel  alles  in  den  Schatten  stellte,  was  damals  belletristisch 
aufgezäumt  erschien.  Ganz  ausgeschaltet  waren  antisemitische  Gefühle  bei 
der  Arbeiterschaft,  die  sich  in  der  sozialen  Notlage  jener  Epoche  allem  ver¬ 
wandt  fühlen  mußte,  was  durch  Unterdrückung  und  Mißachtung  zu  leiden 
hatte.  In  Stadt  und  Land  fanden  die  antisemitische  Welle  und  ihre  Rassen¬ 
theorie  in  der  wachsenden  Arbeiterschicht  sowie  in  der  katholischen  Kirche 
-  beide  waren  in  der  Zeit  der  Sozialistengesetze  und  des  Kulturkampfes 
einander  nähergerückt  -  starken  Widerstand.  Im  ganzen  blieben  auch  der 
real  und  nüchtern  denkende  Osnabrücker  Mittelstand  sowie  die  Schicht  der 
geistigen  Arbeiter  von  den  verworrenen  Theorien  der  Rassisten  nicht  sehr 
beeindruckt. 

Eine  Verleugnung  der  Menschenwürde  und  der  Achtung  vor  dem  anderen 
hätte  zum  Humanismus,  der  die  Zielrichtung  der  humanistischen  Gymnasien 
sein  sollte,  auch  schlecht  gepaßt.  Es  darf  gesagt  werden,  daß  hier  zum  wenig¬ 
sten  klare  Fronten  geschaffen  waren.  Auf  dem  Osnabrücker  Ratsgymnasium, 
dem  alten  Pennal  des  Verfassers,  gab  es  im  ersten  Jahrzehnt  unseres  zwanzig¬ 
sten  Jahrhunderts  mehrere  Juden,  die  von  seiten  der  Lehrerschaft  wie  der 
Schüler  durchaus  gleich  geachtet  waren  .  Als  Professor  Ranisch,  der  Neu¬ 
sprachler  und  Deutschlehrer  des  Gymnasiums,  den  neben  dem  Verfasser  sitzen¬ 
den  Juden  Rudolf  Stern  -  von  den  Mitschülern  Stella  genannt  -  wegen  einer 
mehr  als  dummen  Antwort  anpfiff  und  dabei  die  Wendung  gebrauchte:  „So 
was  will  Obersekundaner  sein!  Sie  sind  wohl  meschugge,  Stern!“,  verbesserte 
er  sich  fast  augenblicklich  und  in  ersichtlicher  Verlegenheit:  „Ich  bitte  das 
Wort  meschugge  zu  entschuldigen,  Stern.  Es  sollte  kein  Affront  gegen  Ihre 
Religion  sein.“  -  Die  Klasse  war  ebenso  erstaunt  wie  Stern  selbst,  der  sofort 
sagte:  „Ich  habe  es  nie  so  auf  gef  aßt,  und  meine  Antwort  war  dämlich.“  Dem 
Verfasser  wurde  erst  durch  dieses  Erlebnis  klar,  daß  das  in  der  Klasse  viel 
gebrauchte  Wort  „meschugge“,  das  mit  dumm,  dämlich,  albern  gleichgesetzt 
wurde,  der  jüdischen  Sprache  entstamme.  -  Das  kleine  Beispiel  stehe  für 
andere. 

Die  Juden  wuchsen  im  20.  Jahrhundert  immer  mehr  in  das  Leben  der  Stadt 
Osnabrück  hinein.  Sie  schafften  sich  kulturelle  und  soziale  Vereinigungen.  Sie 
waren  in  den  allgemeinen  Organisationen  der  Wirtschaft,  der  Kultur,  des 
Sports  zu  finden;  sie  leisteten  ehrenamtliche  Arbeit  im  Dienst  der  Gesamtheit, 
erreichten  Anerkennung  und  -  viele  -  hohes  Ansehen.  Als  der  erste  Weltkrieg 
ausbrach,  waren  die  jüdischen  Gymnasiasten  Osnabrücks  unter  den  Kriegs- 
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freiwilligen  und  hatten  wie  ihre  älteren  Glaubensgenossen  in  Deutschland 
ihren  Anteil  an  dem  großen  Opfer  der  Kriegsjahre.  Ihre  Namen  sind  in 
Listen  verzeichnet  und  stehen  auf  den  Gedenktafeln. 

Der  Wandel  zur  grauenvollsten  Judenverfolgung  aller  Zeiten  begann  in  den 
Notzeiten  nach  dem  ersten  Weltkrieg  und  ist  Bestandteil  jener  Entwicklung, 
die  dem  nationalsozialistischen  Regime  den  Boden  ebnete  und  seinen  Führer 
zur  höchsten  Macht  führte,  ihn  gleichzeitig  zur  Gottesgeißel  und  zum  Völ¬ 
kervernichter,  zum  Judentöter  und  Zerstörer  des  Deutschen  Reiches  machte. 
Daß  und  wieweit  diese  Epoche  Osnabrück  erfaßte,  soll  in  einem  weiteren 
Kapitel  geschildert  werden. 
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DAS  GROSSE  STERBEN 


Die  erstaunliche  Tatsache,  daß  wenige  Jahrzehnte  nach  der  grundsätzlich 
abgeschlossenen  und  im  wesentlichen  realisierten  Emanzipation  der  Juden  in 
Deutschland  ein  Rückschlag  eintrat,  der  an  Umfang  und  Wirkung  alle  Ver¬ 
gleichsmöglichkeiten  ausschaltete,  ist  so  zeitnah,  daß  eine  ausführliche  Erklä¬ 
rung  fehlen  kann.  Es  war  das  alte  Lied,  daß  die  Not  auf  der  einen  Seite 
Liebe  und  menschliche  Hilfsbereitschaft,  auf  der  anderen  Seite  Enttäuschung, 
Wut,  Haß  und  die  Suche  nach  einem  Schuldigen  hervorrief.  So  nahm  es 
nicht  wunder,  daß  in  der  Notzeit  nach  dem  ersten  Weltkrieg  parallel  mit 
der  Dolchstoßlegende  die  nichtkompensierte  Antipathie  gegen  ein  nach  Ab¬ 
stammung,  Lebensgewohnheit,  Religion  und  Kultus  anders  strukturiertes 
Volkstum  wiedererwachte  und  bei  der  Suche  nach  dem  Schuldigen  die  Rich¬ 
tung  bestimmte.  Schändungen  von  jüdischen  Gotteshäusern  und  Grabstätten 
begannen,  Schikanen  gegen  jüdische  Mitbürger  traten  schon  vor  1933  auf. 
Osnabrück  war  ein  ziemlich  getreues  Spiegelbild  der  allgemeinen  Entwick¬ 
lung  in  Deutschland.  Obwohl  sich  die  NSDAP  früh  zum  Worte  meldete, 
bedurfte  sie  einer  langen  Anlaufzeit,  um  zu  einiger  Bedeutung  im  öffentlichen 
Leben  zu  kommen.  Sie  hatte  sogar  ein  Hemmnis  lokaler  Art  zu  überwinden, 
das  sie  beträchtlich  aufhielt.  Als  sie  glaubte,  aus  der  allgemeinen  Verelendung 
den  ersten  parteipolitischen  Erfolg  ernten  zu  können,  wurde  sie  durch  eine 
örtliche  Sonderentwicklung  darum  gebracht.  Im  Jahre  1929  erschien,  von  Dr. 
phil.  Schierbaum  gegründet,  die  Zeitung  „Der  Stadtwächter“,  als  Kampfblatt 
ihres  Gründers  und  Leiters  zunächst  auf  den  Kampf  gegen  die  Staatsmedizin 
ausgerichtet  -  Dr.  Schierbaum  war  Naturheilkundiger  -,  bald  aber  zum 
Zentralblatt  aller  politisch  Unmündigen,  aller  Mißvergnügten,  doch  auch  vie¬ 
ler  Verzweifelten  anwachsend. 

Da  der  „Stadtwächter“  mit  der  NSDAP  gemein  hatte,  daß  er  an  jeder  Auto¬ 
rität  -  wenn  es  nicht  die  eigene  war  -  Kritik  übte  und  auch  bald  antijüdi¬ 
sche  Tendenzen  aufnahm,  kam  es  zu  verschiedenen  Querverbindungen,  ob¬ 
wohl  Dr.  Schierbaum  die  Hitler-Bewegung  noch  am  12.  Mai  1929  eine 
„rechtsradikale  Partei,  über  deren  Methoden  man  geteilter  Meinung  sein 
kann“,  genannt  hatte.  Bald  sprach  man  im  „Stadtwächter“  vom  „jüdischen 
Gesindel“,  von  den  „Salvarsanjuden“,  von  „Deutschlands  Versklavung  mit 
Hilfe  der  Juden“  und  beantwortete  beispielsweise  eine  wahrscheinlich  fin¬ 
gierte  Briefkastenanfrage:  „Wie  äußern  Sie  Ihre  Auffassung  als  Antisemit  in 
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der  Frage,  wenn  der  verhaßte  Jude  zum  christlichen  Glauben  Übertritt?“,  mit 
dem  lapidaren  Satz:  „Was  sie  glauben,  ist  uns  einerlei;  in  der  Rasse  liegt  die 
Schweinerei!“ 

Vor  der  Parteiorganisation  der  NSDAP  hatte  der  „Stadtwächter“-Clan  den 
entscheidenden  Vorteil,  daß  er  ein  Presseorgan  besaß,  in  Dr.  Schierbaum 
einen  demagogisch  sprach-  und  schriftgewaltigen  Exponenten  aufwies  und 
sich  auf  eine  eng  begrenzte  Kampfstätte,  die  Stadt  Osnabrück,  konzentrieren 
konnte.  Mit  einem  solchen  Wust  von  örtlichen  Nörgeleien,  Beschimpfungen, 
Verdächtigungen,  übler  Nachrede  und  Verleumdungen  konnten  die  Natio¬ 
nalsozialisten  auf  dem  örtlichen  Sektor  noch  nicht  dienen.  So  kam  es,  daß  sich 
bei  den  Kommunalwahlen  vom  17.  November  1929  die  große  Schar  der 
Mißvergnügten  zur  ad  hoc  gegründeten  „Stadtwächter-Partei“  schlug  und 
dieser  Stimmen  für  7  Sitze  im  Rathaus  zukommen  ließ,  obwohl  auf  der 
Stadtwächter-Liste  nur  5  Namen  standen,  während  die  NSDAP  mit  nur 
einem  Bürgervorsteher  vorliebnehmen  mußte. 

In  das  „Stadtwächter“ -Organ,  das  es  bis  zu  einer  Auflage  von  20  000  brachte, 
drang  die  antijüdische  Hetze  immer  nachdrücklicher  ein,  als  der  ebenso  ver¬ 
trauensselige  wie  sprunghafte  Dr.  Schierbaum  „Redakteuren“  wie  Jursch 
und  Simoneit  die  Leitung  des  Blattes  überließ.  Artikel  gegen  die  jüdischen 
Geschäfte,  gegen  die  Juden  generell  und  Anzeigen,  die  zur  Meidung  jüdischer 
Firmen  aufriefen,  häuften  sich.  Aber  die  damit  hervorgerufene  antisemitische 
Welle  ebbte  schnell  zurück,  als  Osnabrück  erlebte  und  erfuhr,  wie  es  um  die 
lautesten  Rufer  gegen  die  Juden  bestellt  war.  Der  „Stadtwächter“ -Redakteur 
Jursch  verschwand  plötzlich,  als  von  einer  anderen  Zeitung  seinem  Vorleben 
nachgegangen  und  sein  Verfehlungsregister  (Unterschlagung,  betrügerische 
Versprechungen,  Betrug,  Schwindel  und  Bedrohung)  aufgedeckt  wurde.  Sein 
Herr  und  Meister  Dr.  Schierbaum  selbst  mußte  in  seinem  Zeitungsorgan 
bestätigen,  daß  „Jursch  den  Versuchungen  erlegen  sei  und  Verbindungen  mit 
den  Juden  angeknüpft  habe“,  und  später  eine  Erklärung  hinzufügen,  Jursch 
habe  „große  Summen  unterschlagen  und  durch  seine  Faulheit,  Leichtfertig¬ 
keit  und  Unehrlichkeit  Herrn  Dr.  Schierbaum  viele  tausend  Mark  geko¬ 
stet  . . .“  Es  wurde  um  die  antisemitische  Kampagne  vollends  still,  als  Dr. 
Schierbaum  einige  Zeit  später  nicht  abstreiten  konnte,  sein  anderer  Paladin, 
Simoneit,  habe  in  persönlichen  Verhandlungen  mit  jüdischen  Geschäftsleuten 
Osnabrücks  gegen  das  Versprechen,  seine  antisemitische  Propaganda  im 
„Stadtwächter“  für  einige  Monate  einzustellen,  einen  Geldbetrag  bis  zu 
20  000  Mark  zu  erpressen  versucht.  „Der  angebliche  Molkereifachmann  Si¬ 
moneit  hat  anscheinend  den  , Stadtwächter4  und  die  Juden  als  einen  Molkerei- 
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betrieb  betrachtet.  So  schamlos  wie  Herr  Simoneit  hat  mich  noch  niemand 
hintergangen.  Er  hat  mich  getäuscht  und  belogen  und  betrogen  nach  allen 
Windrichtungen“,  schrieb  Dr.  Schierbaum. 

Der  „Stadtwächter“  (Zeitung  wie  Partei)  verschwand  1931  nach  zweijährigem 
Spuk  rühmlos  aus  Osnabrück.  Aber  mit  der  sich  ständig  verschärfenden 
Krisenlage  und  der  damit  verbundenen  unaufhaltsam  wachsenden  Massen¬ 
arbeitslosigkeit  nahm  das  Potential  der  NSDAP  wieder  zu,  die  ja  grund¬ 
sätzlich  den  Antisemitismus  zu  einem  Hauptpunkt  ihres  Programms  gemacht 
hatte.  Nach  Hitlers  Buch  „Mein  Kampf“,  das  zur  NS-Bibel  geworden  war, 
bedeutete  das  Deutsche  Reich  der  Weimarer  Verfassung  nur  „das  jüdisch¬ 
demokratische  Reich,  das  für  die  deutsche  Nation  zum  wahren  Fluch  gewor¬ 
den  ist“  (Seite  643).  Nach  ihm  „zerstörte  der  Jude  die  rassischen  Grundlagen 
unseres  Daseins  und  vernichtete  dadurch  unser  Volk  für  immer“  (Seite  633), 
nach  ihm  war  die  jüdische  Bastardierung  die  große  Verwüstung  unseres  Vol¬ 
kes.  „Man  bedenke“,  so  ist  auf  Seite  629  von  „Mein  Kampf“  zu  lesen,  „daß 
diese  Blutvergiftung  nur  nach  Jahrhunderten  oder  überhaupt  nicht  mehr  aus 
unserem  Volkskörper  entfernt  werden  kann;  man  bedenke  weiter,  wie  die 
rassische  Zersetzung  die  letzten  arischen  Werte  unseres  deutschen  Volkes  her¬ 
unterzieht,  ja  oft  vernichtet.“  Nach  Hitler  war  der  Jude  der  Feind  an  sich, 
der  durch  den  Kapitalismus  auf  der  einen,  die  Gewerkschaften  auf  der  ande¬ 
ren  Seite  die  Führung  an  sich  riß,  „scheinbar  darauf  ausgehend,  die  Lage  des 
Arbeiters  zu  verbessern,  in  Wahrheit  die  Versklavung  und  damit  die  Ver¬ 
nichtung  aller  nichtjüdischen  Völker  beabsichtigend“  (Seite  351).  Die  Waffen 
des  Juden  aber  waren  -  immer  nach  Hitlers  „Mein  Kampf“  -  die  Presse,  die 
Lüge,  die  Rassenvermischung:  „Der  schwarzhaarige  Judenjunge  lauert  stun¬ 
denlang,  satanische  Freude  in  seinem  Gesicht,  auf  das  ahnungslose  Mädchen, 
das  er  mit  seinem  Blut  schändet  und  damit  seinem,  des  Mädchens,  Volke 
raubt“  (Seite  357). 

Diese  Thesen  wurden  in  der  wiederanschwellenden  nationalsozialistischen 
Propaganda  unaufhörlich  infiltriert  und  -  irgend  jemand  mußte  ja  die  Schuld 
an  der  allgemeinen  Not  haben  -  zunehmend  geglaubt.  Die  Reichstagswahlen 
von  1930  und  1932  bewiesen,  Landtags-  und  Kommunalwahlen  im  ganzen 
Reichsgebiet  erhärteten  es.  Dennoch  blieben  die  Auswirkungen  in  Osnabrück 
bis  Ende  1932  verhältnismäßig  gering.  Zwar  wurde  hin  und  wieder  gegen  den 
einen  oder  anderen  jüdischen  Mitbürger  eine  Sonderpolemik  betrieben,  aber 
im  ganzen  konzentrierte  sich  die  NSDAP  auf  eine  propagandistische  Massen¬ 
einwirkung,  die  mehr  auf  die  Not  der  Zeit  als  auf  die  Rassenprobleme 
zugeschnitten  war. 
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Die  jüdischen  Mitbürger  in  der  Stadt  betrieben  ihre  Geschäfte,  ihr  Handwerk, 
ihren  Beruf  ziemlich  ungestört  und  nahmen  an  Instituten  des  öffentlichen 
Lebens  teil,  ohne  aufdringlich  zu  werden.  Sie  waren  in  verschiedenen  Be¬ 
rufsvertretungen  tätig,  kümmerten  sich  um  soziale,  wirtschaftliche  und  kul¬ 
turelle  Belange  und  hatten  auch  in  der  eigenen  Gemeinde  Organisationen  ge¬ 
schaffen,  die  sich  den  allgemeinen  Bemühungen  zur  Behebung  der  Not  tat¬ 
kräftig  zugesellten.  Wohl  sah  man  bereits  braune  Uniformen  auf  den  Stra¬ 
ßen,  doch  blieben  die  jüdischen  Betriebe  im  allgemeinen  ungestört.  Nur  das 
aus  Demonstrationszügen  herausdröhnende  „Juda,  verrecke!“  wies  auf  die 
Bösartigkeit  der  Bewegung  hin,  die  ihre  Grundeinstellung  schon  am  24.  Fe¬ 
bruar  1920  im  Punkt  4  ihres  Programms  folgendermaßen  festgelegt  hatte: 
„Staatsbürger  kann  nur  sein,  wer  Volksgenosse  ist,  Volksgenosse  kann  nur 
sein,  wer  deutschen  Blutes  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession;  kein  Jude 
kann  daher  Volksgenosse  sein.“ 

Der  Umbruch  aller  Verhältnisse  kam  plötzlich,  als  mit  dem  30.  Januar  1933 
Reichspräsident  von  Hindenburg  dem  Führer  der  NSDAP  die  Bildung  des 
Reichskabinetts  übertrug  und  diese  verfassungsmäßige  Aktion  durch  Hitler 
und  seine  Scharen  vom  ersten  Augenblick  an  wider  jedes  Verfassungsrecht  als 
„Machtübernahme“  deklariert  wurde.  Von  heute  auf  morgen  starb  die 
Demokratie,  von  heute  auf  morgen  mit  ihr  die  Emanzipation  der  Juden. 
Überall  in  Deutschland  galten  die  ersten  NS- Aktionen  der  illegalen  Festigung 
und  Sicherung  der  Macht  durch  gewaltsame  Ausmerzung  der  politischen 
Opposition;  dann  aber  hatte  man  die  Hände  frei  für  die  ersten  Boykotthand¬ 
lungen  gegen  die  Juden.  Sie  entwickelten  sich  in  Osnabrück  genau  nach  den 
für  das  ganze  Reichsgebiet  erlassenen  Richtlinien  des  „Zentralkomitees  zur 
Abwehr  jüdischer  Greuel-  und  Boykottpropaganda“.  Offiziell  stand  die 
Regierung  nicht  hinter  dem  Erlaß  und  seinen  Folgehandlungen,  die  auf 
Anordnung  des  berüchtigten  Frankenführers  und  „Stürmer“-Herausgebers 
Julius  Streicher  zurückgingen,  doch  trug  sie  vor  der  Geschichte  die  volle 
Verantwortung.  Was  hätte  gegen  ihre  Zustimmung  geschehen  können?  Nach 
den  „Richtlinien“  waren  die  jüdischen  Geschäfte  mit  der  Maßgabe  festzu¬ 
stellen,  daß  nicht  die  jüdische  Religion,  sondern  die  jüdische  Rasse  entschei¬ 
dend  sei,  evangelisch  oder  katholisch  getaufte  Juden  also  ebenfalls  zum 
Judentum  zu  rechnen  seien.  Auch  wenn  der  Ehegatte  Jude  sei,  gelte  das 
Geschäft  als  jüdisch.  Die  Einheitspreisgeschäfte,  Großfilialbetriebe  und  Wa¬ 
renhäuser  in  deutscher  Hand  fielen  nicht  unter  den  Boykott,  auch  nicht  das 
amerikanische  Warenhaus  Woolworth.  Das  Verzeichnis  des  Aktionskomitees 
gehe  an  SA  und  SS.  Am  1.  April  sollten  Wachen  vor  den  jüdischen  Geschäften 
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stehen,  die  nur  zu  warnen,  aber  nicht  tätlich  vorzugehen  hätten.  Verboten 
sei  auch,  die  Geschäfte  zu  schließen.  Zur  Kenntlichmachung  sei  an  den  Ein- 
gangstüren  der  betreffenden  Geschäftshäuser  ein  Plakat  anzubringen.  Ent¬ 
lassungen  von  nichtjüdischen  Angestellten  und  Arbeitern  in  den  betreffenden 
Geschäften  dürften  nicht  vorgenommen  werden.  Auch  Kündigungen  seien 
nicht  gestattet.  Am  31.  März  seien  vorbereitende  Massenkundgebungen  und 
Demonstrationen  mit  Transparenten  „Zur  Abwehr  jüdischer  Boykotthetze“ 
durchzuführen.  Weitere  Transparente  sollten  die  Inschriften  tragen  „Boy¬ 
kottiert  alle  jüdischen  Geschäfte!“  -  „Kauft  nicht  in  jüdischen  Waren¬ 
häusern!“  -  „Geht  nicht  zu  jüdischen  Rechtsanwälten!“  -  „Meidet  jüdische 
Ärzte!“  -  „Die  Juden  sind  unser  Unglück!“ 

Die  Boykottaktion  lief  in  Osnabrück  genau  nach  dieser  Vorschrift.  Bereits  am 
31.  März  1933  besetzten  Männer  der  SA  und  der  SS  ihre  Posten  vor  den 
Türen  der  angegebenen  jüdischen  Geschäfte.  Wenn  es  auch  gemäß  der  gegebe¬ 
nen  Anordnung  nicht  zu  sehr  vielen  Tätlichkeiten  kam,  war  es  für  die  kauf¬ 
willigen  Kunden  der  Geschäfte  nicht  leicht,  an  den  im  Wege  stehenden  Män¬ 
nern  vorbei  den  Eintritt  in  den  Verkaufsraum  zu  erzwingen,  zumal  es  dabei 
wenig  freundliche  Worte  zu  hören  gab  und  Fotografen  mit  schußbereiter 
Kamera  harrten.  Am  1.  April  wurde  in  den  Osnabrücker  Tageszeitungen  der 
Aufruf  veröffentlicht,  in  dessen  Einleitungsworten  die  „jüdische  Lügen-  und 
Greuelpropaganda  im  Auslande  gegen  das  zu  neuem  Leben  erwachte  natio¬ 
nale  Deutschland“  angegriffen  und  dem  Judentum  in  der  Welt  der  Boykott 
deutscher  Waren  vorgeworfen  wurde:  „Bislang  ist  den  Juden  in  Deutschland 
noch  kein  Haar  gekrümmt,  aber  wenn  das  Judentum  den  Krieg  will,  so  soll 
es  ihn  haben  ...  Es  darf  daher  kein  deutscher  Volksgenosse  vom  Juden  kau¬ 
fen  oder  mit  ihm  Geschäfte  machen,  solange  die  gemeine  Lügenhetze  der 
Juden  im  Auslande  betrieben  wird.  Jeder  deutsche  Volksgenosse,  der  beim 
Juden  kauft,  ist  ein  Verräter  an  seinem  Volke.“ 

An  diesem  Tage  wurden  die  Posten  von  SA-  und  SS-Männern  verstärkt,  die 
Warnungen  noch  nachdrücklicher.  Die  Osnabrücker  Presse  schrieb  am  2.  April 
darüber:  „Wie  in  ganz  Deutschland  begann  gestern  morgen  um  10  Uhr  auch 
in  Osnabrück  die  Durchführung  des  Boykotts  der  jüdischen  Geschäfte,  Rechts¬ 
anwälte  und  Ärzte.  Überall  erschienen  SA-  und  SS-Leute  in  Uniform  und 
nahmen  mit  Schildern  in  der  Hand  vor  den  jüdischen  Geschäften  und  Büros 
Aufstellung.  Außerdem  wurden  in  den  Schaufenstern  entsprechende  Plakate 
angebracht.  Mehr  als  40  Geschäfte  wurden  auf  diese  Weise  in  unserer  Stadt 
boykottiert.  Ein  Teil  der  Läden  schloß  sofort  nach  der  Eröffnung  des 
Boykotts  die  Türen,  während  andere  den  Betrieb  aufrechterhielten.  Leute, 
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die  trotz  dieser  Boykottwarnung  in  diesen  Geschäften  kauften,  wurden 
photographiert  und  die  Bilder  an  der  Georgstraße  öffentlich  ausgestellt.  In 
den  Straßen  der  Innenstadt  herrschte  schon  von  den  frühen  Morgenstunden 
an  ein  ungewöhnlicher  Verkehr.  Schutzpolizei,  Hilfspolizei  und  SS-Pa- 
trouillen  durchzogen  die  Straßen,  um  bei  etwaigen  Störungen  oder  Provo¬ 
kationen  sofort  eingreifen  zu  können.  Im  Laufe  des  Vormittags  wurden 
einige  jüdische  Geschäftsinhaber,  Ärzte  und  Rechtsanwälte,  die  irgendwie  in 
den  letzten  Jahren  politisch  hervorgetreten  waren,  in  Schutzhaft  genommen, 
um  sie  vor  Einzelaktionen  zu  schützen.  Auch  der  sozialdemokratische  Rechts¬ 
anwalt  Rahardt  sowie  der  Redakteur  der  „Freien  Presse“  wurden  am  Mittag 
bzw.  Nachmittag  in  Schutzhaft  genommen.  Eine  große  Menschenmenge 
folgte  der  Abführung  dieser  beiden.  Zu  Zwischenfällen  oder  Störungen 
irgendwelcher  Art  ist  es  nicht  gekommen.“ 

Es  kann  nicht  behauptet  werden,  daß  die  ganze  Aktion  und  der  von  der 
Aktionsleitung  herausgegebene  Zeitungsbericht,  der  zur  Gewalttat  den  Hohn 
gesellte,  in  der  Öffentlichkeit  überall  Anklang  fanden.  Die  Reihe  derjenigen, 
die  trotz  der  Boykottaktion  jüdische  Geschäfte  besucht  hatten,  war  nicht  klein, 
und  auf  den  ausgehängten  Bildern  derer,  die  das  Odium  auf  sich  genommen 
hatten,  nach  Julius  Streichers  Diktion  „Verräter  am  deutschen  Volke“  zu 
sein,  sah  man  neben  Arbeitern,  Vertretern  von  Handwerk  und  Gewerbe  auch 
Angehörige  altangesehener  Stadtgeschlechter.  Vielen  gab  es  Anlaß  zum  Nach¬ 
denken,  daß  der  Kaufmann  Otto  David,  Inhaber  des  angesehenen  Geschäftes 
Samson  David  an  der  Ecke  Krahnstraße/Heger  Straße,  während  der  Boy¬ 
kott-Tage  vor  seiner  Tür  im  Schmuck  seiner  Tapferkeitsorden  und  des  Ver¬ 
wundetenabzeichens  stand,  die  er  während  des  Weltkrieges  erworben  hatte. 
Die  jüdischen  Geschäftsinhaber  und  andere  Inhaftierte  der  Aktion  entließ 
man  nach  einigen  Tagen  und  gab  ihnen  damit  eine  Gnadenfrist.  Die  Auswir¬ 
kungen  im  Ausland  waren  so  verheerend  gewesen,  daß  von  Berlin  aus  das 
Vorgehen  zurückgepfiffen  wurde.  In  Sonderfällen  wurde  die  jüdische  Abstam¬ 
mung  jedoch  schon  jetzt  zum  Verhängnis.  „Wie  wir  erfahren“,  so  stand  in 
der  Presse  zu  lesen,  „sind  Intendant  Dr.  Berend  und  Kapellmeister  Dahm 
ihrer  Tätigkeit  als  Dirigenten  enthoben.  Intendant  Dr.  Berend  führt  jedoch 
die  Geschäfte  des  Intendanten  vorläufig  weiter,  ebenso  Kapellmeister  Dahm 
diejenigen  als  Chordirektor.  Als  Kommissar  für  das  Theater  wurde  der 
Oberspielleiter  der  Oper,  Dr.  Walter  Storz,  ernannt.“  Dem  Intendanten  Dr. 
Berend  halfen  seine  Verdienste  um  das  Osnabrücker  Theater  so  wenig  wie 
seine  Bewährung  als  mit  Tapferkeitsauszeichnungen  dekorierter  Frontoffizier. 
Aus  dem  Kommissar  Dr.  Storz  wurde  in  kürzester  Zeit  der  neue  Intendant. 
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Dr.  Berend  fand  zunächst  noch  ein  künstlerisches  Betätigungsfeld  in  Münster, 
das  damals  durch  eine  Theaterunion  mit  Osnabrück  verbunden  war,  mußte 
später  aber  auch  von  dort  scheiden  und  ging  in  die  Emigration. 

Für  einige  Zeit  war  nach  dem  Abblasen  der  ersten  Boykottaktion  wenigstens 
äußerlich  Ruhe.  Daß  der  stille  Boykott  weiterging,  war  unverkennbar.  Der 
Besuch  jüdischer  Geschäftshäuser  bedeutete  bereits  für  viele  Beamte  und 
Angestellte  ein  gefährliches  Risiko.  Die  Bilderstürmerei,  wie  sie  im  Abbruch 
des  Ebert-Erzberger-Rathenau-Denkmals  am  Herrenteichswall  und  in  vielen 
Straßenumbenennungen  zum  Ausdruck  kam,  das  schmutzige  Vorgehen  mit 
völlig  unbegründeten  Verdächtigungen  gegen  mißliebige  Persönlichkeiten  der 
vergangenen  Ära  und  andere  Ereignisse  verrieten  deutlich  genug,  daß  auf 
Großmut  und  Großzügigkeit  beim  herrschenden  System  nicht  zu  rechnen  sei. 
Zugleich  bewies  die  Diktion  vieler  Zeitungsartikel,  amtlicher  Veröffentli¬ 
chungen,  grundsätzlicher  Betrachtungen  und  Bücher,  daß  der  Kampf  gegen 
„die  jüdische  Weltpest“  propagandistisch  weiterging.  Ein  Beispiel  war  das 
Vorgehen  gegen  die  Freimaurerloge.  Nachdem  man  in  Presseartikeln  und 
Vorträgen  genügend  laut  behauptet  hatte,  daß  die  Logen  während  des  Welt¬ 
krieges  Sammelbecken  der  Spionage  gewesen  seien  und  der  Vorherrschaft  des 
Judentums  in  der  Welt  gedient  hätten,  löste  sich  die  „Johannisloge  zum 
Goldenen  Rad“  auf,  in  deren  Leitung  sich  nicht  nur  eine  Reihe  hochangesehe¬ 
ner  evangelischer  Geistlicher,  sondern  auch  der  mit  hohen  Tapferkeits¬ 
auszeichnungen  als  Regimentskommandeur  aus  dem  Weltkrieg  zurückge¬ 
kehrte  Oberstudiendirektor  Dr.  Franke  betätigt  hatte. 

Eine  der  Aktionen  jener  Jahre,  die  in  ihrem  Kern  ebenfalls  antisemitische 
Züge  trug,  war  der  Kampf  um  die  evangelische  Kirche  Deutschlands.  Hier 
sollte  auf  dem  Wege  über  die  „Glaubensbewegung  Deutsche  Christen“  eine 
NSDAP-hörige  Staatskirche  aufgebaut  werden.  Der  Vortrag  von  Pastor 
Meyer-Aurich  anläßlich  der  Gründungsversammlung  der  „Deutschen  Chri¬ 
sten“  in  Osnabrück  im  Sommer  1933  enthielt  bereits  folgende  Sätze:  „Auch 
die  Ordnung  der  Rasse  müssen  wir  auf  die  Ordnung  der  Kirche  anwenden. 
Mitglieder  der  deutschen  Kirche  können  nur  Arier  sein.  Die  getauften  Juden 
sind  Christen,  das  wollen  wir  nicht  bestreiten.  Nur  wissen  wir,  daß  dieses 
Volk  unter  dem  Fluch  Gottes  steht  und  daß  es  nur  ganz  wenige  sind,  die  sich 
zu  Christus  bekennen.  Deutschland,  erwache!  Deutsche  Christen,  erwachet!“ 
Die  nationalsozialistische  Staatsführung  hatte  sich,  wie  sie  erfahren  sollte, 
mit  dem  Versuch,  die  evangelische  Kirche  in  Deutschland  durch  die  Glau¬ 
bensbewegung  Deutsche  Christen  zu  einer  nach  ihrem  Willen  gelenkten 
Staatskirche  zu  machen,  auf  einen  Weg  begeben,  der  zu  keinem  Ziel  führen 
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konnte,  wenn  anders  die  evangelische  Kirche  eine  christliche  Kirche  bleiben 
wollte.  In  Osnabrück  waren  von  Anbeginn  an  die  weitaus  meisten  Geistlichen 
Gegner  der  „Glaubensbewegung  Deutsche  Christen“  und  wurden  zu  Vor¬ 
kämpfern  der  Bekennenden  Kirche.  Obgleich  in  den  ersten  Erlassen  des 
sogenannten  geistlichen  Ministeriums  ein  präziser  Arierparagraph  vermieden 
und  eine  Abschaffung  des  Alten  Testamentes  nicht  angesprochen  wurde, 
erkannten  bald  auch  diejenigen  kirchlichen  Kreise,  die  zunächst  zu  den 
„Deutschen  Christen“  gehalten  hatten,  daß  hier  der  Versuch  gemacht  werde, 
Unvereinbares  -  das  Evangelium  und  das  antisemitische  Parteiprogramm  - 
zu  vereinen.  Bevor  das  neue  Kirchengesetz  herauskam,  erklärten  demgemäß 
weitere  Osnabrücker  Pastoren,  die  bisher  die  „Glaubensbewegung  Deutsche 
Christen“  vertreten  hatten,  man  könne  das  Alte  Testament  als  Grundlage 
des  Neuen  Bundes  nicht  abschaffen,  und  lösten  in  einer  öffentlichen  Erklärung 
ihre  Verbindung  zu  den  „Deutschen  Christen“. 

Als  das  Kirchengesetz  erschien  und  deutlich  auf  einen  Arierparagraphen  hin¬ 
wies,  wurde  die  Kluft  unüberwindlich.  Es  stand  dort  zu  lesen:  „Damit  bringt 
die  Kirche  zum  Ausdruck,  daß  sie  die  aus  den  völkischen  Lebensnotwendig¬ 
keiten  erwachsene  Studentengesetzgebung  des  Staates  auch  für  die  zukünf¬ 
tigen  Geistlichen  anerkennt.  Die  Frage  nach  der  künftigen  Wirksamkeit  von 
Nichtariern  entscheidet  sich  dann  von  selbst .  . .“  Der  Paragraph  2  des  Geset¬ 
zes  machte  auch  die  Eingehung  einer  Ehe  bei  einem  Geistlichen  von  einer 
Genehmigung  abhängig.  -  In  einer  Pfingstpredigt  bezeichnete  Pastor  Boden- 
sieck  neben  dem  „Mythos  des  20.  Jahrhunderts“  und  der  Lehre  vom  Blut  und 
Boden  auch  die  Lehre  von  der  Rasse  als  Irrlehre  und  unvereinbar  mit  dem 
christlichen  Bekenntnis. 

Starken  Widerhall  fand  eine  Erklärung  der  Bekenntnissynode  der  Evangeli¬ 
schen  Kirche  der  Altpreußischen  Union  in  den  evangelischen  Kreisen  Osna¬ 
brücks:  „Wir  sehen  unser  Volk  von  einer  tödlichen  Gefahr  bedroht.  Die 
Gefahr  besteht  in  einer  neuen  Religion.  Die  neue  Religion  ist  eine  Auflehnung 
gegen  das  erste  Gebot.  In  ihr  wird  die  rassisch-völkische  Weltanschauung 
zum  Mythos.  In  ihr  werden  Blut  und  Rasse,  Volkstum,  Ehre  und  Freiheit 
zum  Abgott . . .“ 

Das  nationalsozialistische  Regime  reagierte  auf  den  Widerstand  der  Beken¬ 
nenden  Kirche  auch  in  Osnabrück  mit  persönlichen  Verfolgungen.  Haupt¬ 
gegenstand  des  Angriffs  war  hier  Pastor  Lic.  Leo,  der  einer  Mischehe  ent¬ 
stammte  und  daher  nach  der  nationalsozialistischen  Rassenlehre  als  Nicht¬ 
arier  galt.  Pastor  Leo  hatte  sich  als  geistvoller,  kluger  Theologe  mit  dem 
Rassenproblem  und  dem  Schicksal  der  Juden  in  einer  erstaunlichen  Vor- 
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Urteilsfreiheit  auseinandergesetzt,  ohne  die  sittliche  Forderung  der  Kirche  zu 
verleugnen.  „Die  Kirche  hat  vom  Staat  ernstlich  zu  fordern,  daß  er  in  seinem 
Kampf  gegen  das  Judentum  zweierlei  respektiere:  die  Ehre  und  die  Person 
der  Juden.“  Im  übrigen  vertrat  Pastor  Leo  den  für  die  Kirche  selbstverständ¬ 
lichen  Standpunkt,  daß  die  Judenfrage  in  der  evangelischen  Kirche  eine  nur 
religiöse  Frage  sei.  „Getaufte  Juden  sind  vollgültige  Glieder  der  Gemein¬ 
schaft,  ungetaufte  Gegenstand  der  missionarischen  Liebe.“ 

Pastor  Leos  Gutachten  war  für  die  Zurückdrängung  des  Arierparagraphen 
in  der  Kirchengesetzgebung  von  weitgehender  Wirkung.  Für  ihn  selbst  be¬ 
deutete  es  den  Anlaß  zu  stärkerer  Verfolgung.  Da  er  überparochiale  Auf¬ 
gaben  vertrat  -  er  wirkte  seit  1930  segensreich  in  Osnabrück  -  und  dabei  auf 
verschiedenen  Gebieten,  wie  in  der  Gefängnisseelsorge,  in  der  geistlichen  Be¬ 
treuung  der  Provinzial-Heil-  und  -Pflegeanstalt  und  der  Provinzial-Heb- 
ammenlehranstalt,  im  staatlichen  Anstellungsverhältnis  stand,  konnte  man 
ihn  aus  diesen  Positionen  bereits  im  Jahre  1934  entfernen.  Die  Hannoversche 
Landeskirche  übertrug  ihm  darauf  die  Collaboratur  an  der  Marienkirche, 
wobei  er  vor  allem  neben  der  Krankenhausseelsorge  pfarramtliche  Aufgaben 
in  Außenbezirken  der  Stadt  übernahm. 

Trotz  der  Zustimmung,  die  Pastor  Lic.  Leo  in  den  wirklich  evangelischen 
Gemeindekreisen  fand,  verfolgte  man  ihn  weiterhin  mit  Anfeindungen,  die 
sowohl  von  der  staatlichen  Behörde  wie  von  örtlichen  Dienststellen  aus¬ 
gingen.  Im  August  1938  ließ  er  sich  auf  Bitten  des  Landeskirchenamtes,  da 
eine  ungestörte  und  nutzbringende  Arbeit  kaum  mehr  gewährleistet  war,  in 
den  Ruhestand  versetzen.  Am  10.  November  1938  wurde  er  im  Rahmen  der 
antijüdischen  Aktionen  -  „Kristallnacht“  und  Verhaftungswelle  -  in  das 
Konzentrationslager  Buchenwald  gebracht.  Während  dieser  Zeit  eröffnete 
das  Zeitungsorgan  der  SS,  „Das  Schwarze  Korps“,  einen  schmutzigen  Feldzug 
gegen  ihn,  der  mit  dem  Artikel  „Jud  Leo  vereinnahmt  Kirchensteuer“  be¬ 
gann.  Als  das  Kirchenamt  richtigstellte,  daß  der  in  den  einstweiligen  Ruhe¬ 
stand  versetzte  Geistliche  nichts  anderes  als  sein  Ruhegehalt  auf  sein  Post¬ 
scheckkonto  erhalte,  antwortete  „Das  Schwarze  Korps“  noch  gehässiger, 
konnte  aber  nicht  verhindern,  daß  sich  die  Osnabrücker  Pastoren  und  der 
Landessuperintendent  für  den  Amtsbruder  und  seine  Tochter  einsetzten.  So 
wurde  er  aus  dem  Konzentrationslager  entlassen,  durfte  auswandern  und 
ging  über  Holland  und  England  nach  Nordamerika,  wo  er  1958  als  Profes¬ 
sor  der  Theologie  starb. 

Gegenüber  der  nach  der  Machtübernahme  immer  massiver  werdenden  anti¬ 
semitischen  Hetze  des  „Stürmers“  hörte  man  in  evangelischen  Kirchen  Osna- 
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brücks  als  Abkündigung  aus  den  Wochenbriefen  des  Landesbischofs  u.  a. 
folgendes:  „In  zwei  der  letzten  Nummern  des  , Stürmers*  liegt  doch  hand¬ 
greiflich  eine  unsagbare  Verhöhnung  des  Alten  Testamentes  als  eines  Mach¬ 
werks  und  Machtinstrumentes  entarteten  Judentums  vor .  . .  Wer  in  dem 
Ringen  unseres  Volkes  mit  dem  heißen  Wunsche  steht,  daß  alle  mit  der 
Bereitschaft  zur  letzten  Hingabe  zusammenstehen,  und  wer  die  Volksgemein¬ 
schaft  als  selbstverständlichen  Ertrag  christlicher  Gesinnung  vertritt,  muß 
sich  mit  Empörung  von  dem,  was  er  hier  sieht  und  hört,  abwenden.  In  einer 
Zeit,  in  der  das  Christentum  als  die  sittliche  Grundlage  des  Volkslebens  be¬ 
zeichnet  ist  und  in  der  die  führenden  Männer  des  Staates  und  der  Kirche 
immer  wieder  zur  wirklichen  Volksgemeinschaft  aufrufen,  erfolgt  eine  hem¬ 
mungslose  Verlästerung  dessen,  was  einem  großen  Teil  unseres  Volkes  heilig 
ist.  Täuschen  wir  uns  nicht.  Kommt  es  wirklich  dazu,  daß  der  heilige  Gottes¬ 
ruf,  wie  ihn  uns  die  Bibel  Alten  und  Neuen  Testamentes  zeigt,  verachtet  und 
verlästert  wird,  dann  läßt  sich  die  Auflösung  der  sittlichen  Grundlagen  des 
Volkslebens  nicht  mehr  aufhalten  . .  .“ 

Die  Haltung  der  NSDAP  im  Gesamtbereich  ihrer  Machtsphäre  wurde  da¬ 
durch  so  wenig  geändert  wie  im  örtlich  begrenzten  Raum.  In  den  Auswir¬ 
kungen  gab  es  Differenzierungen,  die  aus  dem  mehr  oder  weniger  mensch¬ 
lichen  Verhalten  der  Amtswalter  resultierten.  Auch  im  Kampf  des  NS-Staa- 
tes  gegen  die  katholische  Kirche  schwieg  der  Antisemitismus  nicht,  wenn¬ 
gleich  er  hier  bei  der  andersgelagerten  Stoßrichtung  nicht  zur  Bekenntnis¬ 
frage  gemacht  wurde.  In  einem  Artikel  der  „Osnabrücker  Zeitung“  wurde 
unter  der  Schlagzeile  „Zum  letzten  Mal  gewarnt“  sogenanntes  amtliches 
Belastungsmaterial  gegen  den  politisierenden  Klerus  gebracht,  der  eine  „be¬ 
wußt  aggressive  Haltung  den  Behörden  gegenüber  einnehme  und,  damit  nicht 
genug,  vor  allem  auch  die  Juden  in  diese  staatsfeindlichen  Bestrebungen 
hineinzuziehen  suche“. 

Daß  die  Propheten  eines  nordisch-germanischen  Neuheidentums  in  ihrem 
Kampf  gegen  jedes  Christentum  die  Lehren  der  Rassentheoretiker  übernah¬ 
men,  war  selbstverständlich.  Bis  zu  welchen  Albernheiten  sie  sich  verstiegen, 
mögen  einige  Sätze  eines  ihrer  Pamphlete  belegen:  „Es  war  nur  natürlich, 
daß  ein  Bauernjunge,  der  nach  dem  Drachentöter  Siegurd  hieß,  sich  bald  ein 
Schwert  schmiedete  und  eine  Brunhild  suchte,  während  der  in  Sünden  emp¬ 
fangene  christliche  kleine  David  sich  eines  Tages  das  Weib  des  Potiphar 
suchte.“  Wieso  David,  der  Sohn  des  Isai,  in  Sünden  empfangen  sei,  wurde 
ebensowenig  verraten,  wie  das  geschichtliche  Novum  aufgeklärt  wurde,  daß 
David  bereits  tausend  Jahre  vor  der  Geburt  Jesu  ein  Christ  war  und  noch 
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einige  Jahrhunderte  früher  -  anscheinend  im  Persönlichkeitstausch  mit  Jo¬ 
seph,  dem  Sohne  Jakobs  -  dem  Weib  des  Potiphar  nachging,  statt,  wie  in 
der  Bibel  verzeichnet,  sich  ihren  Verführungsversuchen  zu  entziehen. 

Im  ganzen  blieben  die  Kontroversen  auf  religiösem  Boden  jedoch  Plänke¬ 
leien,  die  zwar  die  geistige  Haltung  der  Vertreter  des  Rassismus  enthüllten, 
aber  nur  in  Einzelfällen  reale  Auswirkungen  hatten.  Zur  Aktion  gegen  das 
Judentum  an  sich  kam  es  wieder  im  Sommer  1935,  als  eine  neue  und  umfas¬ 
sendere  Aktion  als  1933  gestartet  wurde.  Man  begann  schon  etwas  zu  ahnen, 
als  am  8.  Mai  1935  die  Reichsfrauenführerin  Scholtz-Klink  anläßlich  einer 
Schulungstagung  des  Deutschen  Roten  Kreuzes  in  Osnabrück  sprach  und  die 
Notwendigkeit  verkündete,  daß  auch  die  Liebestätigkeit  des  DRK  nur  von 
arischen  Menschen  ausgeübt  werden  könne.  -  Ständig  schärfer  werdende 
Zeitungsartikel  gegen  die  Juden  folgten,  und  im  August  1935  brach  der 
Sturm  los. 

In  einer  Massendemonstration  auf  dem  Platz  am  alten  Ledenhof  sprach  der 
Kreisleiter  am  20.  August  vor  25  000  bis  30  000  Volksgenossen  -  so  der 
Pressebericht  -  über  die  Judenfrage.  Er  habe,  so  führten  die  Zeitungen  aus, 
mit  den  Juden  in  Osnabrück  und  mit  den  „weißen  Juden“,  die  mit  den  Juden 
gemeinsame  Sache  machten,  scharf  abgerechnet.  Er  habe  gegeißelt,  daß  Leute 
wie  der  Kaufmann  Abeken,  Freifrau  Ostman  von  der  Leye,  die  Frau  des 
Zahnarztes  Lübke  und  andere  in  jüdischen  Geschäften  gekauft  hätten.  Er 
habe  moniert,  daß  in  arisierten  Geschäften  Juden  noch  eine  beherrschende 
Rolle  spielten  (was  in  den  nächsten  Tagen  dementiert  werden  mußte),  er 
habe  dagegen  Stellung  genommen,  daß  es  gesellschaftliche  Vereinigungen  wie 
den  „Großen  Club“  gebe,  in  denen  „Leute  wie  Abeken  und  Paul  Meyer  ihrer 
Abneigung  gegen  das  Dritte  Reich  unverhohlen  Ausdruck  geben  dürften“, 
und  er  habe  dann  gesagt:  „Wir  brauchen  keine  Juden  mehr  auf  unserem 
Viehhof  und  verlangen  deren  Entfernung  genauso,  wie  wir  es  durchgesetzt 
haben,  daß  Pastor  Leo  das  Krankenhaus  nicht  mehr  betreten  darf.  Deutsche 
Mutter,  hast  du  darüber  nachgedacht,  in  welcher  Gefahr  dein  Kind  schwebt? 
Weißt  du,  daß  täglich  Kinder  von  Juden  geschändet  werden  .  .  .?  Immer  noch 
weilen  Hunderttausende  von  Juden  in  unserem  Staat!  Immer  noch  umschlei¬ 
chen  Rassenschänder  dich  und  deine  Familie!  Und  du,  deutsche  Mutter,  stehst 
noch  immer  abseits  des  großen  Weltgeschehens?  Du  siehst  immer  noch  in  der 
Judenfrage  eine  Bedeutungslosigkeit?“  .  .  . 

Wer  die  Zeitungen  anderer  Städte  las,  konnte  leicht  erkennen,  daß  die  hier 
mit  Überzeugung  vorgetragenen  Leitsätze  und  Sentenzen  von  der  Partei¬ 
leitung  formuliert  und  in  Osnabrück  nur  mit  Lokalfarben  illustriert  waren. 
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Den  Worten  folgte  die  Aktion  auf  dem  Fuße.  An  den  noch  übriggebliebenen 
jüdischen  Geschäften  -  eine  Anzahl  Osnabrücker  Bürger  jüdischen  Glaubens 
und  jüdischer  Rasse  war  bereits  emigriert  -  wurden  die  Käufer  wieder  foto¬ 
grafiert  und  die  Bilder  an  der  Georgsbrücke  öffentlich  ausgestellt.  Schilder, 
die  zum  Boykott  der  jüdischen  Geschäfte  aufforderten,  wurden  durch  die 
Straßen  getragen  und  vor  den  betreffenden  Geschäften  aufgestellt.  Erst  am 
27.  Oktober  wurde  die  Aktion  wiederabgeblasen.  Man  mußte  nochmals  auf 
die  Wirkung  im  Ausland  Rücksicht  nehmen.  Die  Erklärung  des  Kreisleiters 
zur  Einstellung  der  Pogrommaßnahmen  begann  bezeichnenderweise:  „Die 
von  verschiedenen  Personen  und  Stellen  in  den  letzten  Wodien  durchgeführte 
Erziehungsaufgabe  an  deutschen  Volksgenossen  in  bezug  auf  Einkauf  in 
nichtdeutschen  Geschäften  hatte  durchschlagenden  Erfolg“,  und  endete  nach 
einem  Dank  an  die  Beteiligten  mit  den  Worten:  „Ich  erwarte  von  allen  deut¬ 
schen  Volksgenossen  und  Volksgenossinnen,  daß  sie  nunmehr  so  viel  Selbst¬ 
bewußtsein  aufbringen,  in  Zukunft  nur  in  deutschen  Geschäften  zu  kaufen, 
damit  dieselben  Erziehungsmittel  nicht  so  bald  wieder  angewendet  zu  werden 
brauchen.“ 

Die  Ächtung  der  Juden  im  gesamten  deutschen  Reichsgebiet  wurde  durch  das 
1935  erlassene  Reichsgesetz  „Zum  Schutz  des  deutschen  Blutes  und  der  deut¬ 
schen  Ehre“  und  das  Reichsbürgergesetz  vollendet.  Die  Wirkung  war  in 
Osnabrück  wie  überall.  Immer  mehr  Juden  ließen  die  Hoffnung  auf  eine 
Besserung  ihrer  Lage  fahren  und  gingen  ins  Ausland,  obwohl  es  schwerfiel, 
auch  nur  Bruchteile  des  Vermögens  bzw.  der  Kaufsummen  für  die  von  ihnen 
aufgegebenen  Betriebe  und  Wohnungen  mitzunehmen.  Wollte  ein  Jude  nach 
1935  sein  Geschäft  noch  verkaufen,  erhielt  er  höchstens  20  Prozent  des  realen 
Wertes,  später  10  Prozent  ausgezahlt.  Mehr  als  die  Fahrkarte  ins  Ausland 
—  wenn  diese  überhaupt  noch  -  blieb  schließlich  kaum  übrig.  Am  26.  Novem¬ 
ber  1935  wurde  gemeldet,  daß  das  größte  der  jüdischen  Geschäftshäuser  an  der 
Großen  Straße,  S.  Alsberg  und  Co.,  in  arische  Hände  übergegangen  sei.  Die 
jüdischen  Inhaber  Falk,  Katz  und  Stern  konnten  das  Geschäft  nicht  weiter¬ 
führen,  obwohl  sie  sich  als  Kaufleute  wie  als  Menschen  bei  allen  unvoreinge¬ 
nommenen  Osnabrückern  eines  sehr  guten  Rufes  erfreuten. 

Von  den  435  Juden,  die  nach  einem  aufgestellten  Gemeinderegister  1933  in 
Osnabrück  gelebt  hatten,  waren  bis  zum  Ende  des  Jahres  1935  bereits  etwa 
145  emigriert.  Bei  einer  Anzahl  von  Juden,  die  Osnabrück  verließen,  sind 
allerdings  zunächst  innerdeutsche  Reiseziele  angegeben,  doch  blieben  diese  in 
keinem  Fall  die  Endziele.  Mehrfach  steht  in  der  Rubrik  „Abgang“  neben 
anderen  ausländischen  Reisezielen  bereits  Palästina  wie  bei  Irma  und  Norbert 
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Ehrlich  sowie  dem  Ehepaar  Leo  und  Charlotte  Eibaum  mit  den  vier  Kindern 
Ida,  Nathan,  Ludwig  und  Manfred,  die  13,  12,  10  und  8  Jahre  alt  waren. 
Palästina  war  auch  das  Reiseziel  von  Elfriede  und  Liesel  Katzmann,  während 
Emilie  Katzmann  später  nachkam.  In  das  alte  Land  der  Verheißung  strebten 
ferner  das  Ehepaar  Hermann  und  Else  Redler  mit  den  Kindern  Frieda  und 
Siegfried,  die  Familie  Gustav  und  Helene  Stein  mit  Erich,  Siegfried  und 
Mirjam,  ferner  Kurt  Flatauer,  Siegfried  Levy,  Selma  Meyberg.  Nachdem  der 
Chef  des  großen  Geschäftshauses  Max  Blank  im  Oktober  1933  gestorben 
war,  ging  das  Ehepaar  Gustav  und  Ilse  Blank  mit  dem  kleinen  Sohn  Hans- 
Geert  noch  im  gleichen  Jahr  nach  Spanien,  das  Ehepaar  Arthur  und  Alice 
Blank  mit  dem  Sohn  Edgar  nach  Südafrika. 

Zunächst  flaute  die  antisemitische  Welle  wieder  ab.  Es  schien,  als  ob  sich  die 
Machthaber  mit  der  gesetzlichen  Ächtung  der  Juden  zufriedengeben  würden. 
Aber  im  letzten  Friedensjahr  des  Dritten  Reiches,  im  Herbst  1938,  wurde  die 
schwelende  Glut  wieder  zur  lodernden  Flamme.  In  jener  „Kristallnacht“,  die 
von  Goebbels  als  „spontaner  und  eruptiver  Ausbruch  der  deutschen  Bevölke¬ 
rung“  gegen  die  Ermordung  des  deutschen  Legationssekretärs  von  Rath  durch 
den  deutsch-jüdischen  Hersdiel  Grynszpan  in  Paris  deklariert  wurde.  Die 
Tat  des  jungen  Fanatikers,  der  seine  Rachegefühle  ob  der  Leiden  seiner  jüdi¬ 
schen  Volksgenossen  -  darunter  seines  wenige  Tage  vorher  deportierten 
Vaters  -  tragischerweise  an  einem  unschuldigen  Mann  abreagierte,  wurde 
von  Hitler,  Goebbels,  Göring,  Himmler,  Heydrich  und  anderen  zu  einer  der 
unwürdigsten  Aktionen  genutzt,  die  die  deutsche  Geschichte  bisher  kannte. 

In  der  Nacht  zum  10.  November  wurde  in  Osnabrück  parallel  mit 
den  in  ganz  Deutschland  vorbereiteten  und  durchgeführten  Aktionen  das 
jüdische  Gotteshaus  an  der  Rolandstraße  von  Angehörigen  nationalsoziali¬ 
stischer  Verbände  in  Brand  gesteckt.  Gleichzeitig  wurden  die  Juden  in  ihren 
Wohnungen  überfallen,  die  Räume  barbarisch  verwüstet  und  die  noch  ver¬ 
bliebenen  Geschäfte  ausgeplündert.  Daß  die  Osnabrücker  Feuerwehr  auf  die 
Forderung,  den  Brand  der  Synagoge  stärker  anzufachen,  die  Antwort  gab: 
„Wir  sind  zum  Wehren  des  Feuers  und  nicht  zum  Anstecken  da“,  daß  die  Po¬ 
lizei  mit  sichtlichem  Widerstreben  ihrer  Bewachungsaufgabe  bei  den  Brand- 
stiftungs-  und  Plünderungsaktionen  nachkam  und  daß  große  Teile  der  Be¬ 
völkerung  der  Aktion  mit  Empörung  zusahen,  vermochte  die  Wirkung  auf 
die  betroffenen  Juden  nicht  zu  mindern.  Alle  jüdischen  Männer  bis  zu  55  Jah¬ 
ren  wurden  in  den  Wohnungen  festgenommen  und  an  der  brennenden 
Synagoge  vorbei  abgeführt.  Zwei  Tage  später  verlud  man  sie  nach  Buchen¬ 
wald. 
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Am  Morgen  nach  der  „Kristallnacht“  sah  man,  wie  aus  cren  zerschlagenen 
Schaufenstern  der  jüdischen  Geschäfte  Waren  herausgereicht  und  abgefahren 
wurden.  General  Bernhard  Schwerdtfeger,  durch  seinen  jahrelangen  schrift¬ 
stellerischen  Kampf  gegen  die  Deutschland  angelastete  Alleinschuld  am  ersten 
Weltkrieg  sicherlich  ein  unverdächtiger  Zeuge,  schrieb  in  seinem  Buch  „Rätsel 
um  Deutschland“  in  ehrlicher  Empörung:  „Mit  geradezu  viehischer  Roheit 
wurde  gegen  die  jüdischen  Menschen  vorgegangen,  und  die  Polizei  sorgte 
gemeinsam  mit  der  SA  und  SS  dafür,  daß  nicht  etwa  den  von  oben  bis 
in  alle  Einzelheiten  vorbereiteten  und  befohlenen  Werken  der  Zerstörung 
irgendwie  Einhalt  geboten  wurde.  Die  deutschen  Städte  boten  damals  mitten 
im  Frieden  dort,  wo  die  Nazis  gewütet  hatten,  den  schaurigen  Anblick,  als 
hätten  im  Kriege  eine  feindliche  Beschießung  und  Plünderung  stattgefunden.“ 
Zu  Goebbels5  heuchlerischer  Erklärung  von  der  „spontanen  Aktion“  und 
Görings  niederträchtiger  Verordnung,  die  die  zu  Boden  getretenen  Juden 
deutscher  Staatsangehörigkeit  noch  mit  einer  Kontribution  von  1  Milliarde 
Reichsmark  belegte  und  ihnen  die  Beseitigung  der  in  jener  Nacht  angerich¬ 
teten  Schäden  auf  eigene  Kosten  befahl,  zu  den  Erlassen,  die  alle  Juden  nun¬ 
mehr  auch  offiziell  vom  Besuch  jeder  Kultur-  und  Unterhaltungsstätte,  jeder 
Schule  und  jedes  Institutes,  sogar  von  der  Benutzung  öffentlicher  Anlagen 
ausschlossen,  die  ihr  Eigentum  als  beschlagnahmt  erklärten  und  sie  völlig 
rechtlos  machten  -  zu  diesen  Dokumenten  der  Schande  paßte  auch  eine  Aus¬ 
lassung  der  Osnabrücker  Presse  nicht  schlecht,  die  am  10.  Februar  1939  zu 
lesen  war:  „Der  Judentempel  fällt.  Die  SA-Standarte  teilt  mit:  Das  Amts¬ 
gericht  Osnabrück  gibt  bekannt,  daß  am  2.  März  1939  der  Grundbesitz  der 
Synagogengemeinde  in  Osnabrück  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  ver¬ 
steigert  wird.“  Im  Kommentar  hieß  es:  „Uber  die  Entwicklung  der  letzten 
Jahre  zu  sprechen,  erübrigt  sich,  da  die  Ereignisse  hinreichend  bekannt  sind. 
Trotz  seiner  vielen  Unverschämtheiten  blieb  das  Judentum  in  Osnabrück 
unbehelligt,  bis  das  feige  Attentat  auf  den  deutschen  Diplomaten  von  Rath 
in  Paris  verübt  wurde.  Die  seit  langem  bestehende  Erregung  der  Bevölkerung 
machte  sich  Luft  und  traf  das  Judentum  mit  der  wohlverdienten  Strafe. 
Wenn  nun  die  Zwangsversteigerung  des  Grundstückes  durchgeführt  ist,  wird 
der  Judentempel,  die  Zentrale  der  Erringung  der  politischen,  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Machtstellung  des  Judentums,  der  Vergangenheit  angehören 
und  ein  weiterer  Schritt  auf  dem  Wege  getan  sein,  der  da  heißt:  , Deutschland 
den  Deutschen!*“ 

Mit  der  „Kristallnacht“  setzte  die  Emigration  der  Juden  aus  Deutschland 
wieder  in  verstärktem  Maße  ein,  nachdem  sie  nie  ganz  zum  Stillstand  gekom- 
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men  war.  Wie  weit  man  allerdings  nach  1938  noch  von  einer  Emigration  spre¬ 
chen  kann,  ist  eine  andere  Frage.  Die  Zahl  der  in  den  Jahren  1936  bis  1939 
von  Osnabrück  scheidenden  Juden  betrug  155.  Palästina  als  Reiseziel  wurde 
in  dieser  Periode  nur  noch  von  wenigen  angegeben,  nur  von  Justus  Cohn, 
Paul  Falk,  Emilie  Katzmann,  Ella  Meyer,  geb.  Falk.  Bei  Hugo  Aul  steht  ver¬ 
merkt  daß  er  zum  KZ  Oranienburg  gebracht  worden  sei.  Unter  den  Aus¬ 
landsreisezielen  standen  jetzt  Holland,  die  USA,  England,  Argentinien  und 
Brasilien  vornan.  Nicht  alle  Juden  haben  die  angegebenen  Ziele  jedoch 
erreicht.  Die  in  Holland  eingetroffenen  Juden  verfielen  später  dort  noch  der 
Mordaktion. 

Die  hemmungslose  V ernichtungsaktion  gegen  die  Juden  in  allen  Gebieten 
Europas,  die  in  Hitlers  Machtbereich  lagen,  begann  im  zweiten  Weltkrieg 
und  wurde  in  greulichen  Massenmorden  vollzogen.  Davon  allerdings  wußte 
ein  großer  Teil  des  deutschen  Volkes  nichts.  Das,  was  sich  unter  Vorsichts¬ 
maßnahmen  herumsprach,  erreichte  in  keinem  Fall  auch  nur  annähernd  die 
Wirklichkeit  mit  ihren  unvorstellbaren  Zahlen.  In  Osnabrück  -  wie  in  ande¬ 
ren  Städten  Deutschlands  -  konnte  die  stetige  Minderung  in  der  Zahl  der 
Juden  schon  deshalb  kaum  auffallen,  weil  es  für  diese  kein  öffentliches  Leben 
mehr  gab  und  ihre  Wohnstätte  einige  Häuser  waren,  wo  sie  entsetzlich 
zusammengepfercht  leben  mußten.  So  wurde  es  von  der  Bevölkerung,  die 
zudem  durch  den  Luftkrieg  mit  eigenen  Sorgen  belastet  war,  kaum  wahr¬ 
genommen,  daß  bis  zum  Kriegsschluß  alle  Osnabrücker  Juden  bis  auf  die 
ganz  wenigen  verschwunden  waren,  denen  das  Opfer  des  arischen  Gatten 
Rettung  brachte.  Wo  die  verschwundenen  Juden  geblieben  seien,  erfuhr  da¬ 
mals  auch  derjenige  Osnabrücker  nicht,  der  ihnen  nachfragte.  Die  Namen 
Auschwitz,  Oranienburg,  Bergen-Belsen,  Dachau,  Theresienstadt,  Riga  u.  a. 
waren  für  die  große  Mehrheit  sogar  der  nationalsozialistischen  Bevölkerung 
noch  keine  Begriffe.  Tatsächlich  wurden  außer  den  26  Juden,  die  hier  wäh¬ 
rend  des  Dritten  Reiches  verstarben,  und  den  vereinzelten  Juden,  die  in  oder 
um  Osnabrück  unter  schwersten  Drangsalen  und  Demütigungen  verblieben, 
bis  zum  Kriegsende  alle  beim  Ausbruch  des  Krieges  noch  wohnhaften  Juden 
verschleppt. 

Das  Tragen  des  Judensterns  wurde  am  1.  September  1941  Vorschrift.  Am 
1.  Oktober  1941  mußten  sich  40  noch  übriggebliebene  Osnabrücker  Juden 
mit  50  kg  Gepäck  in  der  Pottgrabenschule  melden,  von  wo  sie  in  einem 
Sammeltransport  mit  rund  1500  Juden  aus  Westfalen  nach  Riga  zunächst 
ins  Getto,  dann  ins  KZ  gebracht  wurden.  Von  hier  beim  Zurückweichen  der 
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deutschen  Front  zum  KZ  Stutthof  abtransportiert,  wurden  die  Überlebenden 
am  20.  März  1945  von  den  Russen  befreit. 

Die  Zielsetzung  der  letzten  Transporte  -  wenn  man  so  sagen  will  -  ist 
nach  der  Einwohnermeldeamtsliste  ziemlich  klar.  Hinter  den  etwa  110  Namen 
steht  zwar  noch  in  einer  Reihe  von  Fällen:  nach  Hannover,  nach  den  USA,  nach 
Berlin,  nach  Stockholm  nach  Brasilien,  nach  Shanghai,  aber  die  weitaus  größte 
Anzahl  -  ziemlich  genau  75  -  ist  mit  dem  Vermerk  versehen:  nach  Riga, 
nach  Theresienstadt,  nach  unbekannt,  Verbleib  nicht  zu  ermitteln  oder 
evakuiert.  Mit  Sicherheit  beläuft  sich  die  Zahl  der  Osnabrücker  Juden,  die 
der  sogenannten  Endlösung  Hitlers  zum  Opfer  fielen,  auf  102,  und  zwar  in 
Riga  35,  in  Auschwitz  und  Theresienstadt  27,  im  Ausland  40.  Es  ist 
unbestrittene  Tatsache,  daß  in  nicht  wenigen  Fällen  Osnabrücker  Bürger 
den  verweilenden  wie  den  scheidenden  Juden  der  Stadt  zu  helfen  suchten 
und  tatsächlich  halfen.  Eine  große  Aktion  konnte  es  nicht  werden,  da  alle 
Machtmittel  des  Staates  und  ein  immer  gnadenloserer  Wille  der  Staatsfüh¬ 
rung  und  seiner  Machtorgane  dem  entgegenstanden.  Ein  Dokument  von  ho¬ 
her  Bedeutung,  das  damals  in  den  Kreisen  der  evangelischen  Kirche,  soweit 
sie  zum  Bekenntnis  stand,  herumkam  und  tiefen  Eindruck  machte,  war  der 
Protest  des  tapferen  Landesbischofs  von  Württemberg,  D.  Wurm,  der  sich 
im  Jahre  1943  an  Hitler  selbst  wandte.  Hier  wurde  gegen  Willkürakte  prote¬ 
stiert  und  die  dringende  Bitte  ausgesprochen,  „die  verantwortliche  Leitung 
des  Reiches  wolle  der  Verfolgung  und  Vernichtung  wehren,  der  viele  Männer 
und  Frauen  im  deutschen  Machtbereich  ohne  gerichtliches  Urteil  unterworfen 
seien.  Nachdem  die  dem  deutschen  Zugriff  unterliegenden  Nichtarier  im 
größten  Umfange  beseitigt  worden  sind,  muß  auf  Grund  von  Einzelvorgän¬ 
gen  befürchtet  werden,  daß  nunmehr  auch  die  bisher  noch  verschont  geblie¬ 
benen  sogenannten  privilegierten  Nichtarier  erneut  in  Gefahr  sind,  in  gleicher 
Weise  behandelt  zu  werden.  Insbesondere  erheben  wir  eindringlichen  Wider¬ 
spruch  gegen  solche  Maßnahmen,  die  die  eheliche  Gemeinschaft  in  rechtlich 
unantastbaren  Familien  und  die  aus  diesen  Ehen  hervorgegangenen  Kinder 
bedrohen.  Diese  Absichten  stehen  ebenso  wie  die  gegen  die  anderen  Nicht¬ 
arier  ergriffenen  Vernichtungsmaßnahmen  im  schärfsten  Widerspruch  zu  dem 
Gebot  Gottes  und  verletzen  das  Fundament  alles  abendländischen  Denkens, 
das  gottgegebene  Urrecht  menschlichen  Daseins  und  menschlicher  Würde 
überhaupt . . 

Man  mag  diesen  Protest  und  andere  Erlasse  wie  die  des  Bischofs  von  Münster 
gegen  Mordaktionen  als  Zeichen  nehmen,  daß  das  Licht  der  christlichen  Liebe 
und  des  bekennenden  Mutes  nicht  ganz  erloschen  war.  Man  mag  auch  in  der 
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Hilfsbereitschaft  von  Osnabrücker  Menschen  Beweise  sehen,  daß  Menschlich¬ 
keit  nicht  erstorben  war.  Wenig  aber  war  es,  was  sie  erwirken  konnten.  Denn 
größer  war  die  Furcht  vor  der  gnadenlos  eingesetzten  Macht  des  Regimes, 
größer  die  Verblendung  durch  eine  alles  übertönende  Propaganda  und  einen 
jede  Wahrheit  verhöhnenden  Lügenfeldzug,  lähmender  die  Ausweglosigkeit 
gegenüber  dem  dämonischen  Willen  des  Machthabers,  dessen  Sendungs¬ 
bewußtsein  zur  Vergötzung  geworden  war,  die  Millionen  Menschen  bannte. 

Als  am  4.  April  britische  Truppen  in  Osnabrück  eindrangen  und  hier  die 
Hitler-Herrschaft  beseitigten,  gab  es  nur  noch  vereinzelte  Menschen  jüdischen 
Blutes  in  der  Stadt.  Einige  wenige  fanden  sich  allmählich  zu  ihnen,  und  so 
konnte  im  Sommer  1945  in  einem  dazu  eingerichteten  Raum  des  Kantor¬ 
hauses  neben  der  zerstörten  Synagoge  der  erste  Gottesdienst  einer  ganz  klei¬ 
nen  Gemeinde  mit  Gästen  aus  der  Bürgerschaft  und  der  britischen  Besat¬ 
zungstruppe  abgehalten  werden.  Daß  auch  hier  kein  Wort  des  Hasses  fiel, 
war  der  tiefste  Eindruck,  den  die  Gäste  mitnahmen.  Uber  der  Versammlung 
stand  damit  das  Wort  des  Herrn,  das  im  3.  Buch  Moses  zu  lesen  ist:  „Du 
sollst  deinen  Nächsten  lieben  wie  dich  selbst.  Und  der  Fremdling  soll  bei 
euch  wohnen  wie  ein  Einheimischer,  und  sollst  ihn  lieben  wie  dich  selbst!“ 
Nach  einer  von  jüdischer  Seite  vorgenommenen  Aufstellung  sind  von  der 
jüdischen  Gemeinde  Osnabrücks,  die  hier  für  1933  mit  etwa  500  Seelen 
angenommen  wird,  rund  350  emigriert,  nach  der  Kristallnacht  65  geflüchtet, 
40  nach  Riga  und  31  nach  Auschwitz  und  Theresienstadt  deportiert.  Von  den 
zuletzt  in  Osnabrück  zurückgebliebenen  14  Juden  starben  vier,  so  daß  beim 
Einmarsch  der  Alliierten  noch  zehn  Juden  lebten.  Von  Riga  kehrten  fünf, 
von  Auschwitz  und  Theresienstadt  vier  zurück.  Nach  dem  Zugang  von  zwei 
neugeborenen  Kindern  betrug  die  Zahl  der  im  April  1960  wieder  in  Osna¬ 
brück  ansässigen  Juden  21.  Das  ist  eine  schreckliche  Bilanz,  die  zugleich  einen 
dunklen  Fleck  auch  in  der  Geschichte  Osnabrücks  darstellt. 
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JÜDISCHE  MITBÜRGER  DER  STADT  OSNABRÜCK 


Die  Geschichte  der  Judenschaft  in  Osnabrück  war  jahrhundertelang  verhan¬ 
gen  durch  Verordnungen  und  Gesetze,  die  wie  ein  dunkler  Vorhang  den  Blick 
auf  das  persönliche  Wesen  des  Individuums  verhüllten.  Erst  die  Emanzipa¬ 
tion  ließ  die  jüdischen  Mitbürger  in  der  Stadt  Osnabrück  als  Persönlichkeiten 
erscheinen  und  gab  ihnen  die  Möglichkeit,  für  Wert  und  Wesen  ihres  Blutes 
zu  zeugen. 

Der  Verfasser  hat  von  seiner  Schulzeit  an  eine  verhältnismäßig  große  Zahl 
der  in  Osnabrück  ansässigen  Juden  gekannt  und  ist  mit  ihnen  in  seiner  jour¬ 
nalistischen  Laufbahn,  nicht  weniger  aber  als  Helfer  seines  Vaters,  der  damals 
Vorsitzender  des  Einzelhandelsausschusses  der  Industrie-  und  Handelskam¬ 
mer  sowie  Vorsitzender  des  Detaillistenvereins  (heute  Einzelhandelsverband) 
war,  zusammengekommen.  Die  früheste  Bekanntschaft  war  die  mit  Dr.  Pelz, 
der  von  Anbeginn  bis  Ende  im  elterlichen  Hause  der  Hausarzt  war  und  auch 
nach  seiner  Verbannung  der  vertraute  Helfer  blieb.  Ihm,  dem  Ehrenbürger 
Osnabrücks,  gebührt  ein  Sonderkapitel. 

Die  Erinnerungen  an  die  übrigen  Begegnungen  sind  sachlich  unbedeutender, 
doch  insofern  ähnlich,  als  sie  freundlich  waren.  Auch  in  Differenzangelegen¬ 
heiten  konnte  der  blutjunge  Zeitungsmann  das  große  Geschäftshaus  Max 
Blank  an  der  Großen  Straße  betreten,  ohne  einen  unhöflichen  Empfang  be¬ 
fürchten  zu  müssen.  Mochte  der  Juniorchef  Arthur  Blank  in  Anbetracht  der 
divergierenden  Auffassungen  von  temperierter  Höflichkeit  sein,  der  weiß¬ 
haarige  Senior  selbst  begann  fast  immer  mit  den  Worten:  „Schön,  daß  Sie  da 
sind.  Wir  müssen  die  Angelegenheit  mal  ruhig  besprechen.  Bitte,  entschuldi¬ 
gen  Sie  mich  noch  einen  Augenblick.  Fräulein  X.,  bringen  Sie  Herrn  K.  schon 
ins  Kontor.  Und  bringen  Sie  Kaffee.  Und  sorgen  Sie  auch  für  Zigarren.  Ach 
nein,  Herr  K.  raucht  ja  die  unsoliden  Zigaretten!  Bringen  Sie  also  Zigaret¬ 
ten,  Fräulein  X.!“  . . .  Die  Verhandlungen  verliefen  in  gleichem  Sinne.  Man 
hatte  seine  Standpunkte,  vertrat  sie  und  wahrte  die  diplomatische  Form,  ob 
eine  Einigung  erzielt  wurde  oder  nicht.  Es  war  ein  gütiges  Geschick,  das  den 
alten  Herrn  im  Oktober  1933  aus  dem  Leben  rief,  ehe  er  Schlimmeres  erleben 
mußte.  Seine  Söhne  wanderten  wenige  Monate  nach  dem  Tode  des  Vaters 
aus. 

Emotioneller  in  seiner  Art  erschien  Hugo  Mosbach,  zu  dem  sich  Berührungs¬ 
punkte  dadurch  ergaben,  daß  er  im  Vorstand  des  Detaillistenvereins  tätig 
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war.  Er  hatte  sein  Etagengeschäft,  ein  Spezialhaus  für  Seidenstoffe,  zu  einem 
bedeutenden  Betrieb  ausgebaut,  der  von  der  Krahnstraße  später  zur  Großen 
Straße  umzog,  und  er  hatte  eine  sichere  Hand,  Leistung  mit  wirksamer  Pro¬ 
paganda  zu  verbinden.  Zwei  Eigenschaften  erleichterten  auch  bei  Meinungs¬ 
verschiedenheiten  den  Umgang  mit  ihm  wesentlich:  sein  Sinn  für  Humor  und 
seine  Bereitschaft,  eine  schlagfertige  Antwort  anzuerkennen.  Erwähnenswert 
sein  Zurstellesein,  wenn  es  galt,  die  Interessen  seines  Berufsstandes,  das  heißt 
des  gesamten  Osnabrücker  Einzelhandels,  zu  vertreten.  Er  war  der  erste  der 
emigrierten  Juden  Osnabrücks,  der  dem  Verfasser  und  seinem  Vater  nach 
Beendigung  des  zweiten  Weltkrieges  ein  Lebenszeichen  und,  was  nicht  weni¬ 
ger  für  ihn  sprach,  ein  Paket  Rohkaffee  sowie  später  noch  andere  Dinge 
zukommen  ließ.  Er  ist  in  Südamerika  gestorben. 

Immer  liebenswürdig,  von  hohem  kulturellem  Interesse,  musikalisch  begabt 
und  ausgesprochene  Theaterliebhaber  waren  die  Familien  Heymann  und 
Hirtz,  denen  das  geachtete  Geschäft  L.  Heymann  an  der  Ecke  Markt/Hase¬ 
straße  eignete.  Bei  Gustav  Hirtz,  der  durch  die  Heirat  mit  Ida  Heymann  in 
die  Firma  gekommen  war,  kam  in  Sprache  und  Wesen  unverkennbar  rheini¬ 
sches  Naturell  zum  Ausdruck,  da  er  von  Grevenbroich  stammte.  Die  Familie 
Hirtz  ist  durch  Emigration  nach  Südamerika  gelangt  und  hat  sich  dort  eine 
neue  Lebensbasis  geschaffen.  Eine  große  Menge  neuer  Textilwaren  wie  Hem¬ 
den,  Strümpfe,  Leibwäsche,  Handtücher  usw.,  die  im  Hause  des  Verfassers 
aufbewahrt  war  und  den  Krieg  überdauert  hat,  wurde  auf  Veranlassung  der 
Familie  Hirtz  Bedürftigen  in  Osnabrück  zur  Verfügung  gestellt.  Sohn  und 
Tochter  besuchten  später  mehrfach  den  Verfasser,  und  es  war  erschütternd 
zu  erleben,  mit  wieviel  Güte  und  Verstehen  sie  sich  über  die  Vergangenheit 
erhoben  hatten,  obwohl  neben  der  eigenen  Vertreibung  aus  der  deutschen 
Heimat  die  völlige  Ausrottung  der  verwandten  Familie  Heymann  stand. 

Von  Julius  Cantor,  Wild-  und  Geflügelhandel,  wußten  nicht  einmal  alle  Os¬ 
nabrücker,  daß  er  einen  der  bedeutendsten  Osnabrücker  Betriebe  leitete,  der 
sämtliche  Wild-  und  Geflügellieferungen  für  die  großen  deutschen  Schiff¬ 
fahrtsgesellschaften  „Norddeutscher  Lloyd“,  „Hapag“  usw.  ausführte.  Er  war 
in  seiner  Lebensführung  so  einfach  geblieben  wie  irgendein  anderer  Bürger, 
bewirtete  Besucher  gern  mit  selbstgebrautem  Buckbeerschnaps,  erzählte  mit 
großer  Liebe  von  seinen  Eltern  und  -  schmunzelnd  -  von  eigenen  Anfängen 
mit  einer  Handkarre. 

Eine  Reihe  der  gutsituierten  jüdischen  Bürger  der  Stadt  ließ  bei  den  christli¬ 
chen  Festen  größere  Pakete  oder  Körbe  mit  Waren  aller  Art  im  väterlichen 
Geschäft  des  Verfassers  zusammenstellen  und  bedürftigen  Mitbürgern  jedes 
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Bekenntnisses  zustellen.  Der  Name  des  Spenders  durfte  in  keinem  Fall  dabei 
angegeben  werden. 

Es  gab  große  und  kleine  jüdische  Betriebe  in  Osnabrück;  es  gab  Ärzte  und 
Rechtsanwälte  mit  größerer  und  kleinerer  Praxis;  es  gab  tüchtige  und  weni¬ 
ger  tüchtige,  gute  und  weniger  gute  Vertreter  des  Judentums  in  Osnabrück. 
Darin  unterschieden  sie  sich  keineswegs  von  den  anderen  Osnabrückern.  Diese 
Zeilen  wollen  auch  keine  allgemeine  Laudatio  der  jüdischen  Einwohner  dar¬ 
stellen,  sondern  besagen:  Hier  lebten  Menschen  unter  Menschen,  die  durch  die 
Emanzipation  immer  mehr  in  die  Gemeinschaft  hineinwuchsen. 

Daß  es  in  der  kleinen  jüdischen  Gemeinde  Osnabrücks  Menschen  gab,  die  als 
Persönlichkeiten  über  die  Norm  der  Gesamtbürgerschaft  hinausragten,  soll 
im  nachstehenden  bezeugt  werden. 
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Geh.  Sanitätsrat  Dr.  S.  Pelz 


EHRENBÜRGER  GEHEIMER  SANITÄTSRAT 
Dr.  SIEGFRIED  PELZ 

Ein  großer  Arzt ,  ein  edler  Mensch ,  ein  Wohltäter  aller  Leidenden 


In  der  Bilderreihe  der  Ehrenbürger  Osnabrücks  hängt  ein  Gemälde  des  Ge¬ 
heimen  Sanitätsrats  Dr.  Siegfried  Pelz,  dem  die  Stadt  anläßlich  seines  80.  Ge¬ 
burtstages  am  4.  November  1928  das  Ehrenbürgerrecht  verlieh.  Für  Osna¬ 
brückes  die  den  großen  Chirurgen  und  Chefarzt  des  Osnabrücker  Kranken¬ 
hauses  während  seiner  ärztlichen  Tätigkeit  gekannt  haben,  ist  das  Bild,  das 
nach  einer  Altersfotografie  hergestellt  wurde,  ein  wenig  fremd.  Dieser  mäch¬ 
tige  Kopf  mit  der  weißen  Mähne  und  dem  wilden  Vollbart  hat  wenig  von 
dem  gepflegten  Äußeren  und  der  gesammelten  Ruhe,  von  der  Selbstverständ¬ 
lichkeit  und  Sicherheit,  die  für  den  großen  Arzt  kennzeichnend  waren.  Es  ist 
das  Bild  eines  sehr  müde  gewordenen  Mannes,  in  dessen  Antlitz  Enttäuschung 
und  Resignation  ihre  Spuren  hinterlassen  haben.  Nur  die  ihn  in  den  letzten 
Jahren  seines  Lebens  nach  dem  30.  Januar  1933  in  seinem  Asyl  an  der  Na- 
truper  Straße  besuchten,  erkennen  in  ihm  das  Bild  ihrer  Verehrung  und  fin¬ 
den  neben  den  Spuren  der  Müdigkeit,  Enttäuschung  und  Bitterkeit  den  Zug 
der  unverbrüchlichen  Güte  und  des  tiefmenschlichen  Verstehens,  der  sein  We¬ 
sen  am  stärksten  bestimmte. 

Osnabrück  ehrte  sich  selbst,  als  es  diesem  hochverdienten  Mann  das  Ehren¬ 
bürgerrecht  verlieh.  Kein  anderer  Ehrenbürger  hatte  mehr  als  Dr.  Pelz  sein 
Leben  im  Dienst  und  Opfer  für  die  Menschen  verbracht.  -  Siegfried  Pelz 
wurde  am  4.  November  1848  in  der  Provinz  Posen  geboren,  hatte  Medizin 
studiert,  den  Krieg  1870/71  im  Dienst  der  Krankenbetreuung  mitgemacht 
und  war  1873  als  Assistenzarzt  nach  Osnabrück  gekommen.  1875  verließ  er 
das  Stadtkrankenhaus  noch  einmal,  um  seine  Kenntnisse  und  Erfahrungen 
zu  erweitern,  kehrte  aber  bald  wieder  zurück  und  wurde  1887  zum  ersten 
Leiter  der  neu  zu  schaffenden  chirurgischen  Abteilung  ernannt.  Er  schuf  sie 
buchstäblich  aus  dem  Nichts,  wie  er  sich  selbst  erst  durch  unermüdlichen  Fleiß 
und  vorbehaltlose  Hingabe  zum  Chirurgen  von  hohen  Graden  bildete,  ohne 
auf  Spezialisten  als  Lehrer  zurückgreifen  zu  können.  Im  Jahre  1898  wurde 
ihm  der  Titel  eines  Sanitätsrates,  1909  der  eines  Geheimen  Sanitätsrates  ver¬ 
liehen.  Zugleich  wurde  er  Chefarzt  des  Osnabrücker  Stadtkrankenhauses. 
Den  Roten  Adlerorden  hatte  er  bereits  1907  erhalten. 
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Die  Zeit  seiner  größten  Bewährung  war  der  erste  Weltkrieg.  Bis  zur  Er¬ 
schöpfung  diente  der  begnadete  Chirurg,  dessen  Operationen  an  Hirnver¬ 
letzten  in  den  medizinischen  Wochenschriften  besprochen  wurden,  den 
Opfern  des  Krieges.  Schon  1915  wurde  er  beratender  Chirurg  für  alle  Laza¬ 
rettabteilungen  des  Regierungsbezirks  Osnabrück.  Die  Zahl  der  von  ihm  be¬ 
handelten  Verwundeten  beträgt  über  7800.  Das  Eiserne  Kreuz  am  weiß¬ 
schwarzen  Bande  war  eine  mehr  als  verdiente  Ehrung. 

Im  Jahre  1922  schied  Dr.  Siegfried  Pelz  aus  dem  Dienst  der  Stadt,  74  Jahre 
alt,  größer  noch  als  Mensch  denn  als  Arzt,  und  lebte  in  dem  Hause  an  der 
Natruper  Straße,  das  ihm  Professor  Uthoff,  Lehrer  am  Ratsgymnasium,  zur 
Verfügung  gestellt  hatte.  Fast  sein  ganzes  Einkommen  hatte  Dr.  Pelz  unbe¬ 
mittelten  Patienten  geopfert. 

Der  Ehrenbürgerbrief,  der  ihm  von  der  Stadt  überreicht  wurde,  hat  folgen¬ 
den  Wortlaut:  „Wir,  Magistrat  und  Bürgervorsteherkolleg  der  Stadt  Osna¬ 
brück,  bekunden  und  bezeugen  hierdurch,  daß  wir  unserem  Mitbürger,  Herrn 
Geheimen  Sanitätsrat  Dr.  med.  Siegfried  Pelz,  welcher  vom  Jahre  1887  bis 
zum  Jahre  1922  zunächst  als  Leiter  der  Chirurgischen  Abteilung,  später  als 
Chefarzt  seine  ärztliche  Kunst  und  seine  ganze  Arbeitskraft  in  den  Dienst 
unseres  Stadtkrankenhauses  gestellt  und  dasselbe  aus  kleinen  Anfängen  kraft¬ 
voll  weiterentwickelt  hat,  welcher,  ausgestattet  mit  allen  Eigenschaften  eines 
hervorragenden  Arztes  und  eines  edlen,  immer  hilfsbereiten,  uneigennützigen 
Menschen  unzähligen  Kranken  die  Gesundheit  wiedergab  und  insbesondere 
in  den  Kriegsjahren  1914  bis  1918  zahlreichen  im  Dienst  des  Vaterlandes 
verwundeten  Soldaten  Linderung  und  Heilung  ihrer  schweren  Verletzungen 
gebracht  hat,  aus  Anlaß  seines  80.  Geburtstages  als  Zeichen  unserer  höchsten 
Anerkennung  und  Dankbarkeit  das  Ehrenbürgerrecht  der  Stadt  Osnabrück 
durch  einstimmigen  Beschluß  verliehen  haben.  Dessen  zur  Urkunde  haben  wir 
diesen  Ehrenbürgerbrief  mit  unserer  Unterschrift  und  unter  Anhängung  un¬ 
seres  Stadtsiegels  ausgefertigt.  Osnabrück,  den  4.  November  1928.  Der  Ma¬ 
gistrat  und  das  Bürgervorsteherkollegium.  Dr.  Gaertner,  Oberbürgermeister. 
Th.  Schweigmann,  Bürgervorsteherwortführer.“ 

Wenige  Jahre  später  wurde  im  Krankenhaus  eine  Porträtbüste  von  Dr.  Pelz 
aufgestellt,  mit  der  die  Osnabrücker  Ärzteschaft  ihren  Berufskollegen  als 
großes  Vorbild  ehrte.  Dr.  Arenhövel  hielt  die  Weiherede.  Dr.  Pelz  hatte 
schriftlich  seine  Bedenken  gegen  die  Ehrung  zum  Ausdruck  gebracht  und  war 
mit  der  Begründung,  sein  Befinden  sei  nicht  das  Beste,  der  Feier  ferngeblie¬ 
ben. 
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Über  den  Ausgang  dieses  großen  Menschen  und  Arztes  warf  das  Dritte  Reich 
düstere  Schatten.  Auch  in  der  Nähe  seines  Hauses  rief  ein  straßenbreites 
Transparent  „Die  Juden  sind  unser  Unglück!“  und  suchte  einen  Mann  zu  tref¬ 
fen,  dessen  Abstammung  und  Bekenntnis  jüdisch,  dessen  Leben  aber  im  Dienst 
jener  Nächstenliebe  verbracht  worden  war,  die  auch  Christus  als  das  höch¬ 
ste  Gebot  des  mosaischen  Gesetzes  übernahm  und  verkündete.  Zum  85.  Ge¬ 
burtstag  von  Dr.  Pelz  durfte  es  der  Verfasser  dieser  Geschichte  noch  wagen  - 
es  war  am  4.  November  1933  -,  in  herzlichen  Worten  des  Jubilars  in  einem 
Zeitungsartikel  zu  gedenken.  Von  seinem  Tode  erfuhr  er  am  20.  Juli  1936 
durch  einen  Anruf  der  NSDAP,  in  dem  ein  Nachruf  auf  den  soeben  verstor¬ 
benen  „Juden  Dr.  Pelz“  untersagt  wurde.  Der  riesige  Trauerzug,  der  sich 
trotz  solcher  Maßnahmen  vom  Krankenhaus  zum  Friedhof  bewegte  und  ein 
Ehrengeleit  darstellte,  in  dem  auch  hohe  Beamte  der  Stadt  nicht  fehlten,  kam 
einer  Kundgebung  für  die  Menschlichkeit  gleich. 

An  seinem  Sarge  sprach  der  tapfere  Pastor  Bodensieck  herzliche  Worte  des 
Gedenkens  und  des  Trostes,  die  er  unter  das  Leitwort  stellte:  „Ich  will  dich 
segnen,  und  du  sollst  ein  Segen  sein.“  Er  glaubte  es,  wenn  er  sagte:  „Das 
Zeugnis  dieses  ausgedehnten  Menschenlebens,  das  von  Anfang  bis  zu  Ende  im 
echten  Sinne  des  Wortes  uneigennütziger  Dienst  am  Nächsten  war,  redet  zu 
stark  durch  sich  selbst,  als  daß  in  diesem  Fall  nicht  selbst  der  Andersdenkende 
davor  verstummen  müßte.“  Er  sprach  von  dem  liebevollen  Vater,  von  dem 
großen  Wissenschaftler  und  hervorragenden  Arzt;  er  sprach  von  seinem  se¬ 
gensreichen  Wirken  und  sprach  von  dem  Leid  seiner  letzten  Jahre,  das  er  mit 
seiner  Familie  teilte.  Und  er  sagte:  „Wie  mancher  Mann  und  manche  Frau  in 
Stadt  und  Land  hat  ihm  noch  heute  nächst  Gott  die  Wiederherstellung  der 
Gesundheit  oder  die  Erhaltung  des  Lebens  zu  danken.  Mir  ist,  als  müßten 
sich  um  den  einstigen  hochgeachteten  Chefarzt  dieses  Krankenhauses  in  dieser 
Stunde  alle  die  zum  Chor  vereinigen,  denen  der  nun  Vollendete  in  schwer¬ 
ster  Zeit  Helfer  und  Beistand  werden  durfte,  aber  auch  alle  jene,  denen  er  als 
erfahrener  Hausarzt  Jahre  und  Jahrzehnte  gedient  hat.  Mir  ist,  als  müßten 
auch  alle  Assistenten  und  Ärzte  dem  Entschlafenen  ihren  Dank  darbringen, 
denen  er  zum  Lehrer  und  Förderer  wurde  .  . .“ 

Es  war  eine  Trauerpredigt  gläubigen  Trostes  und  schlichter  Wahrhaftigkeit. 
Aber  der  „Andersdenkende“,  der  trotzdem  eine  Denunziation  beim  Konsi¬ 
storium  für  richtig  hielt,  fehlte  nicht.  Pastor  Bodensieck  nahm  die  daraus 
erwachsenen  Schwierigkeiten  mit  Mut  auf  sich,  doch  konnte  er  nicht  ver¬ 
hindern,  daß  die  Tragödie  ihren  Fortgang  nahm.  Anna  Pelz,  die  Tochter  des 
Entschlafenen,  die  ihrem  Vater  nicht  von  der  Seite  gewichen  war  und  ihn  bis 
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zuletzt  mit  rührender  Fürsorge  umhegt  hatte,  durfte  im  Hause  an  der  Na- 
truper  Straße  nicht  bleiben,  zog  zur  Friedrichstraße,  wurde  dort  abgeholt 
und  in  ein  Haus  an  der  Dielingerstraße  gebracht,  wo  nur  Juden  wohnten, 
und  schließlich  um  Weihnachten  1941  nach  Riga  abtransportiert.  Pastor 
Bodensieck  konnte  sie  noch  einmal  am  Bahnhof  sehen.  Vom  Konzentrations¬ 
lager  Riga  kehrte  Anna  Pelz  nicht  zurück;  sie  wurde  eines  der  ungezählten 
Opfer  jenes  Systems,  das  sich  in  seiner  Selbstvergötzung  über  alle  mensch¬ 
lichen  und  göttlichen  Gesetze  hinwegsetzte. 

Die  andere  Tochter  des  Geheimen  Sanitätsrates  Dr.  Pelz,  Frau  Clara  Witte, 
Gattin  des  in  Osnabrück  beheimatet  gewesenen  bedeutenden  Malers  Professor 
Witte,  selbst  eine  Malerin,  die  ihrem  Manne  nicht  nachstand,  mußte  das 
Martyrium  auf  sich  nehmen,  daß  man  ihr  selbst  jede  künstlerische  Betätigung 
verbot  und  auch  ihren  Gatten  wegen  seiner  Ehe  mit  der  Tochter  eines  Juden 
aus  der  Reichskulturkammer  als  Maler  und  Bildhauer  ausschied  und  ihm 
Mal-  und  Lehrverbot  auferlegte. 

Die  Büste  des  Geheimen  Sanitätsrates  Dr.  Pelz,  des  langjährigen  Chefarztes 
des  Osnabrücker  Krankenhauses,  Wohltäters  und  Wissenschaftlers,  Ehren¬ 
bürgers  der  Stadt  Osnabrück,  verschwand  eines  Tages  aus  dem  Krankenhaus 
und  konnte  nicht  wieder  aufgefunden  werden.  Heute  ehrt  eine  Tafel  im 
Krankenhaus  sein  Wirken. 
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CLARA  WITTE,  KONGENIALE  GATTIN  PROFESSOR  WITTES 
Eigenständige  Malerin  aus  impressionistischem  Erlebnis-  und  Formgefühl 


Clara  Witte,  die  wir  bereits  in  unserer  Abhandlung  über  ihren  Vater,  den 
Geheimen  Sanitätsrat  Dr.  Pelz,  erwähnten,  wurde  am  26.  Mai  1886  in  Os¬ 
nabrück  geboren.  Über  ihren  Werdegang  und  ihre  künstlerische  Bedeutung 
stellte  uns  Museumsdirektor  Dr.  Borchers  die  nachstehenden  Zeilen  zur  Ver¬ 
fügung: 

„Clara  Pelz  besuchte  die  Künstlerkolonie  Worpswede,  die  Akademien  Karls¬ 
ruhe,  Berlin  und  München.  Sie  war  eine  Schülerin  von  Professor  Weißgerber, 
der  ihr  Talent  hoch  einschätzte  und  ihr  riet,  keine  Ehe  einzugehen,  nur  als 
Künstlerin  zu  leben.  Studienreisen  führten  sie  nach  Holland  und  Frankreich 
(Paris),  wo  sie  mit  den  damaligen  Malerschulen  und  Stilströmungen  bekannt 
gemacht  wurde.  Sie  vermählte  sich  mit  dem  in  Schlüsselburg  geborenen,  in 
Osnabrück  beheimatet  gewesenen  Professor  Kurt  Witte,  der  nicht  nur  ein 
bedeutender  Maler,  sondern  auch  künstlerischer  Erzieher  war  und  es  bis  zum 
Direktor  der  Akademie  in  Kassel  brachte. 

Wie  so  viele  jüdische  Künstler,  traf  auch  sie  der  Bannstrahl  des  national¬ 
sozialistischen  Regimes,  der  (wie  wir  bereits  berichteten)  auch  auf  ihren  Gat¬ 
ten  ausgedehnt  wurde.  Clara  Witte  durfte  nicht  mehr  malen  und  künstlerisch 
tätig  sein.  Es  ist  daher  schwer,  ein  gerechtes  Urteil  über  sie  als  Künstler¬ 
persönlichkeit  abzugeben,  da  nur  wenige  Arbeiten  aus  einer  Epoche  erhalten 
sind.  Ihr  war  ja  jede  künstlerische  Betätigung  untersagt.  Wir  wissen  nur,  daß 
ein  Bild  der  Malerin,  „Das  stille  Haus“,  im  Jahre  1912  von  der  Berliner 
Sezession  zur  Ausstellung  angenommen  wurde,  daß  ferner  Märchenbilder 
für  ein  Kasseler  Waisenhaus  von  ihr  geschaffen  wurden,  die  aber  leider  der 
Krieg  zerstörte. 

In  Privatbesitz  befinden  sich  Stillebenbilder,  die  im  Sinne  eines  Cezanne 
gemalt  sind.  Clara  Witte  machte  immer  wieder  Versuche,  Blumen,  Früchte, 
Vasen,  Tischtücher  neu  zu  arrangieren  und  zu  malen,  um  so  zu  neuen  Raum¬ 
und  Farbwerten  zu  gelangen.  Hinter  diesen  Kompositionen  steht  ein  kühl 
und  klug  abwägender  Intellekt. 

Das  Theater,  das  Ballett  haben  sie  ebenfalls  angezogen.  So  existieren  einige 
Bilder  von  Ballettänzerinnen.  Wie  bei  James  Ensor  wird  eine  gewisse  Vor- 
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liebe  für  das  Spukhafte,  Unwirkliche  in  ihren  Maskendarstellungen  und 
Maskenstilleben  offenbar. 

Sie  malte  impressionistisch  mit  kühnen  und  schmissig  hingeworfenen  Pinsel¬ 
strichen,  wie  wir  es  auf  dem  noch  erhaltenen  Bilde  „Sandkuhle  bei  Melle“ 
feststellen  können.  Die  Palette  wird  später  gelichtet  im  Sinne  des  französi¬ 
schen  Impressionismus.  Beispiele  dafür  sind  „Das  stille  Haus“  und  „Mädchen 
mit  Katze  auf  der  Veranda“.  Aktdarstellungen  zeigen  deutliche  Beziehungen 
zu  Cezanne.  Leider  sind  diese  nur  in  Fotos  erhalten. 

Später  verfestigten  sich  Farben  und  Formen.  Ins  Auge  fallend  ist,  was  ihre 
Maltechnik  angeht,  die  Vorliebe  für  Temperafarben,  die  eine  gewisse  Zart¬ 
heit  und  Frische  ihren  Bildern  geben. 

Clara  Witte  überlebte  zwar  den  Nationalsozialismus,  starb  aber,  innerlich 
gebrochen  durch  das  ihr  zugefügte  Unrecht  und  die  Verfolgung,  am  18.  April 
1956  in  Hannover  und  wurde  in  Osnabrück  begraben.“ 

Ihr  Gatte,  Professor  Kurt  Witte,  folgte  ihr  im  Jahre  1959  im  Tode.  Er  hatte 
zu  seiner  Frau  gehalten,  sich  selbst  damit  schwerste  Jahre  des  Verbots  von 
künstlerischem  Schaffen  und  akademischem  Lehren  auferlegt.  Ächtung  und 
Beschimpfung  von  Claras  Vater,  ihre  völlige  Ausschaltung  aus  jeder  künst¬ 
lerischen  Betätigung,  die  Ermordung  ihrer  Schwester  Anna  Pelz  im  Konzen¬ 
trationslager  Riga,  schließlich  die  Ausschaltung  der  Tochter  von  Beruf  und 
Ehe  konnte  auch  er  nicht  verhindern.  Für  Clara  Witte  kam  die  Erlösung 
vom  NS-Terror  zu  spät.  Ihre  empfindsame,  stolze  Seele  war  zerbrochen,  ehe 
sie  in  den  ewigen  Frieden  einging. 
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Clara  Witte-Pelz ,  Junge  Frau  mit  Katze 


FELIX  NUSSBAUM,  MALER  UND  GRAPHIKER 
Eigenwilliger  Avantgardist  von  Format  und  Maß 


Felix  Nußbaum  war  einer  der  jungen  Künstlergeneration  in  Osnabrück,  die 
entschlossen  neue  Wege  ging.  Erste  Bekanntschaft  mit  ihm  in  der  Heimatstadt 
vermittelte  wohl  der  Inhaber  des  damals  über  Osnabrück  hinaus  bekannten 
jüdischen  Antiquitätengeschäftes  Meyer  in  der  Heger  Straße,  wo  sich  heute 
das  Antiquitätengeschäft  F.  Metten  befindet. 

Felix  Nußbaum  war  wenig  über  20  Jahre  alt,  als  er  in  Osnabrück  bekannt  zu 
werden  begann.  Im  Kreise  der  Neuerer  jener  Jahre,  der  sich  um  Wilhelm 
Renfordt,  Gustav  Redeker  und  Heinrich  Assmann  gruppiert  hatte,  wurde  er 
der  revolutionärste  und  eigenwilligste.  Die  15  Jahre,  die  zwischen  ihm  und 
den  älteren  Künstlerkollegen  lagen,  waren  in  jenen  Jahren  schnellen  Wandels 
ein  bedeutender  Zwischenraum.  Sein  Weltbild  und  Formgefühl  waren  bereits 
weiter  fortgeschritten:  Heinrich  Assmann  mochte  ihm  noch  am  nächsten 
stehen. 

Uber  ihn  schrieb  Museumsdirektor  Dr.  Borchers:  „Wohl  die  eigenwilligste 
Persönlichkeit  ist  der  in  Osnabrück  geborene  Felix  Nußbaum,  dessen  Bilder 
von  einer  starken  Beeinflussung  durch  van  Gogh  zeugen.  Nußbaum  ist  an¬ 
schmiegsam  und  klug,  überlegt  in  seiner  Arbeit,  nicht  zu  exentrisch,  wenn  er 
auch  zu  den  Avantgardisten  gehört.  Der  Expressionismus  hat  ihm  neue  For¬ 
men-  und  Farbwerte  vermittelt.  Dynamik  und  Spannungsreichtum  sind  zwei¬ 
fellos  Kennzeichen  seiner  Bilder.  Die  Pinselstriche  sind  kurz,  fast  zeichnerisch 
akzentuiert  aufgetragen.  Das  Farblineament  wird  somit  zum  graphischen 
Gerüst  des  Bildgefüges  und  das  Geschehen  innerhalb  des  Bildrahmens  von 
innen  her  bewegt  und  dramatisiert.  Eigenwillig  und  kühn  in  der  Konzep¬ 
tion  ist  sein  Bild  mit  der  Darstellung  der  ,Grüßauer  Prozession*.  Im  Vorder¬ 
grund  die  dunklen  Gestalten  der  Mönche,  vom  Rüchen  her  gesehen,  schräg 
in  das  Bild  hineinstoßend  das  Gewimmel  der  Männer  und  Frauen,  der  Wall¬ 
fahrer  mit  ihrer  Fahne  unter  einem  dämonisch  bewegten,  in  vielen  Kreisen 
ausstrahlenden  Sonnenhimmel,  der  alles  in  seinen  Bann  saugt. 

Wie  ganz  anders  wirkt  das  Bild  der  ,Xantener  Mühle*.  Hier  ist  eine  Beruhi¬ 
gung  der  Fläche  eingetreten.  Der  Maler  löste  sich  von  dem  Vorbild  van  Gogh. 
Mit  sparsamen  Linien  und  zart  geformt,  erhebt  sich  der  weiße  Bau  der  Rund¬ 
mühle  vor  dem  Himmel.  Ein  kleines  Bildformat,  das  aber  in  der  sparsamen 
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Anordnung  der  Mittel,  in  der  flächenhaften  Betonung  der  Farbwerte  einer 
gewissen  Größe  nicht  ermangelt.“ 

Auch  Felix  Nußbaum  wurde  ein  Opfer  des  NS-Regimes.  Geboren  als  Sohn 
des  Kaufmanns  Philipp  Nußbaum  und  seiner  Ehefrau  Rahel  van  Dyk  am 
11.  Dezember  1904  zu  Osnabrück,  fühlte  er  sich  früh  zum  künstlerischen 
Schaffen  hingezogen  und  berufen.  Er  fand  verständnisvolle  Förderung  in 
seinem  Elternhaus.  Zunächst  besuchte  er  die  Kunstgewerbeschule  in  Hamburg 
und  lernte  bei  Adolf  Behnke,  studierte  darauf  an  der  Akademie  Berlin  und 
wurde  Schüler  von  Meid  und  Plontke.  Als  Dreiundzwanzigjähriger  konnte 
er  bereits  in  der  Galerie  Casper  ausstellen,  1929  bei  Wertheim.  Auch  in  seiner 
Heimatstadt  Osnabrück  war  man  auf  ihn  aufmerksam  geworden. 

Reifung  und  Vollendung  Felix  Nußbaums  wurden  durch  das  NS-Regime  vor¬ 
zeitig  abgebrochen.  Felix  Nußbaum  war  gerade  28  Jahre  alt,  als  mit  der 
Machtergreifung  Hitlers  das  Ende  seines  künstlerischen  Schaffens  in  Deutsch¬ 
land  kam.  Er  verließ  Deutschland  und  fand  in  Belgien  ein  Asyl.  Dort  wurde 
er  bei  der  Besetzung  im  zweiten  Weltkrieg  von  der  Gestapo  ergriffen  und  in 
ein  Vernichtungslager  geschleppt. 
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Felix  Nußbaum ,  Rummelplatz 


EMIL  GOTTSCHALK,  BANKDIREKTOR 
Bedeutender  Finanz-  und  Wirtschaftsfachmann 


Emil  Gottschalk  kam  in  einer  Zeit  der  schwersten  Finanznöte  nach  Osna¬ 
brück.  Er  wurde  am  1.  Juni  1891  im  Sauerland  geboren,  hatte  das  Bankfach 
zu  seinem  Beruf  erwählt  und  erwarb  sich  schnell  den  Namen  eines  weitsich¬ 
tigen,  klugen  und  verantwortungsbewußten  Finanzmannes.  So  wurde  er  be¬ 
reits  in  sehr  jungen  Jahren  Direktor  bei  der  Dresdner  Bank  in  Gießen,  wo 
er  Gelegenheit  erhielt,  an  der  Universität  Vorlesungen  über  Wirtschafts-, 
Finanz-  und  Bankrecht  zu  halten.  Seine  wissenschaftliche  Tätigkeit,  die  ihm 
neben  der  schnellen  Verwurzelung  in  Gießen  viel  bedeutete,  veranlaßte  ihn, 
das  Angebot  der  Zentralleitung  abzulehnen,  die  Düsseldorfer  Filiale  der 
Dresdner  Bank  verantwortlich  zu  leiten. 

Die  schweren  Finanznöte  zu  Beginn  der  dreißiger  Jahre  wirkten  sich  in  aller 
Welt  auf  das  Bankgewerbe  katastrophal  aus.  Am  „Schwarzen  Tag“  von 
Wallstreet,  dem  16.  Juni  1930,  traten  innerhalb  von  wenigen  Stunden  an  der 
Börse  Verluste  von  über  4  Milliarden  Dollar  oder  rund  20  Milliarden 
Reichsmark  ein.  Zusammenbrüche  von  Konzernen,  Industriewerken,  Han¬ 
delsfirmen  und  Bankhäusern  gab  es  in  aller  Welt.  Die  allgemeine  Depression 
schlug  sich  im  besonders  anfälligen  deutschen  Wirtschaftsleben  mit  elementa¬ 
rer  Wucht  nieder.  In  Osnabrück  wurde  das  Wirtschaftsgewitter  unmittelbar 
augenfällig,  als  am  12.  Juni  1931  die  Danat-Bank  (Darmstädter  und  Na¬ 
tionalbank)  ihre  Schalter  schloß. 

Schon  zu  Beginn  der  Krisenzeit,  die  auch  auf  die  Dresdner  Bank  Auswirkun¬ 
gen  hatte,  wurde  Emil  Gottschalk  am  1.  Oktober  1929  als  Direktor  zur  Osna- 
brücker  Filiale  berufen.  Zusammen  mit  Bankdirektor  Woldering  gelang  es 
ihm,  in  einer  äußersten  Anstrengung  durch  kluge  Maßnahmen  neue  Verbin¬ 
dungen,  Sicherungen,  Aktivierungen  zu  schaffen,  die  teilweise  bis  heute 
wirksam  geblieben  sind.  Dauernde  Verbindungen  mit  den  großen  Textil¬ 
industrien  in  Osnabrück  und  Nordhorn  sollen  als  Beispiel  erwähnt  werden. 
Nicht  nur  der  für  die  Bank  wie  für  die  gesamte  Wirtschaft  bedeutsame 
Erfolg,  sondern  auch  ein  treuer  Freundeskreis,  der  sich  in  guten  wie  in  bösen 
Tagen  bewähren  sollte,  ließen  Osnabrück  und  das  Osnabrücker  Land  zu  sei¬ 
ner  Wahlheimat  werden,  die  er  mit  großer  Liebe  umschloß.  Als  mit  dem 
Jahre  1933  die  Maßnahmen  gegen  die  jüdischen  Mitbürger  begannen  und 
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ständig  schärfer  wurden,  rieten  ihm  die  Freunde,  rechtzeitig  Abschied  zu 
nehmen.  Liebe  zum  deutschen  Land  und  zur  deutschen  Kultur,  denen  er  sich 
eng  verbunden  fühlte,  ließen  ihn  jedoch  immer  wieder  zögern,  hielten  in 
ihm  die  Hoffnung  aufrecht,  bleiben  und  wirken  zu  können. 

Die  „Kristallnacht“  vom  November  1938  zerstörte  die  letzte  Hoffnung. 
Freunde,  die  ihm  Asyl  gewährt  hatten,  halfen  ihm,  trotz  der  bereits 
sehr  großen  Schwierigkeiten  im  Frühjahr  1939  die  Ausreise  zu  bewerkstel¬ 
ligen,  die  ihn  über  die  Schweiz  und  England  in  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  führte.  Viele  seiner  nächsten  Verwandten  -  er  selbst  war  nicht 
verheiratet  -  fanden  in  Hitlers  Endlösung  einen  gewaltsamen  Tod. 

Emil  Gottschalk  bewies  auch  jenseits  des  Ozeans  seine  Kapazität  als  Unter¬ 
nehmer  und  Wirtschaftsführer  durch  die  Gründung  einer  Fabrik.  Geblieben 
ist  ihm  seine  besondere  Vorliebe  für  akademisch-wissenschaftliche  Arbeit, 
die  ihn  mit  vielen  der  aus  Deutschland  ausgewiesenen  Wissenschaftler  zu¬ 
sammenbrachte.  Sein  heutiger  Wohnsitz  ist  die  Universitätsstadt  Berkeley  in 
Kalifornien,  längere  Aufenthalte  pflegt  er  in  Hilversum  (Holland)  zu 
nehmen. 

Trotz  der  Schatten,  die  über  der  Geschichte  des  Judentums  in  Deutschland 
und  nicht  zuletzt  seiner  eigenen  Familie  liegen,  hat  sich  Emil  Gottschalk  seine 
Liebe  zu  Deutschland  bewahrt.  Er  hat  nicht  vergessen,  daß  auch  in  der  Zeit 
der  Verfolgung  treue  Freunde  in  Osnabrück  zu  ihm  standen.  So  kehrt  er 
gern  einmal  auch  hier  wieder  ein,  wie  er  sich,  der  bereits  78  Jahre  alt  ist,  nicht 
nur  eine  bewunderswerte  geistige  Frische,  sondern  auch  ein  gütiges  Herz 
bewahrt  hat,  das  ihn  befähigt,  über  die  Erinnerung  an  die  Schreckensjahre 
hinauszuwachsen. 
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Restaurator  und  Museumsdirektor  Otto  Meyer 


OTTO  MEYER,  EIN  DIENER  DER  KUNST 
Antiquitäten-  und  Kunsthändler ,  später  Konservator  und  Dozent 


Otto  Meyer,  der  am  9.  Oktober  1968  sein  75.  Lebensjahr  vollendet  hätte, 
ist  sehr  vielen  alten  Osnabrückern  noch  bekannt.  Sein  vom  Vater  übernom¬ 
menes  Kunst-  und  Antiquitätengeschäft  an  der  Heger  Straße  24  erfreute 
sich  schon  zu  Beginn  des  Jahrhunderts  eines  Rufes,  der  weit  über  Osnabrück 
hinausging.  Otto  Meyer  wußte  diesen  Ruf  nicht  nur  zu  mehren,  sondern  ent¬ 
faltete  auch  eine  für  das  Osnabrücker  Kulturleben  der  zwanziger  Jahre 
außerordentlich  befruchtende  und  fördernde  Tätigkeit  als  Aussteller  junger 
Künstler,  die  zum  Teil  heute  weltbekannt  sind,  damals  aber  noch  hart  um 
Anerkennung  ringen  mußten.  Hier  sollen  nur  die  Namen  Nolde,  Kokoschka, 
Klee,  Kandinski,  Grosz  und  Dix  genannt  werden.  Auch  der  junge  Felix 
Nußbaum  fand  durch  Otto  Meyer  Förderung  und  Hilfe. 

Die  Tätigkeit  Otto  Meyers  als  Kunsthändler  von  Sachverstand  und  unter¬ 
nehmendem  Geist  trat  dahinter  nicht  zurück.  Dem  Osnabrücker  Betrieb,  der 
Hauptsitz  der  Firma  blieb,  wurden  Filialen  in  Berlin  und  Amsterdam  ange¬ 
gliedert.  Das  nationalsozialistische  Regime  machte  allen  unternehmerischen 
wie  kulturfördernden  Bestrebungen  ein  Ende.  Otto  Meyer  mußte  sich  ins 
Ausland  retten  und  ging  1937  nach  Holland.  Durch  einen  glücklichen  Zufall 
ist  er,  wie  er  selbst  berichtete,  dort  dem  Tode  entronnen  und  konnte  mit 
einer  Schwester  überleben. 

Die  Zeit  nach  dem  zweiten  Weltkrieg  verschaffte  ihm  wieder  die  Möglichkeit 
einer  umfassenden  Tätigkeit  auf  dem  Gebiet  der  Kunstförderung.  Er  wurde 
Hauptkonservator  am  Amsterdamer  „Stedelijk  Museum“  und  wirkte  zugleich 
als  Dozent  an  der  Amsterdamer  Kunstgewerbeschule.  Entscheidend  betätigte 
sich  Otto  Meyer  am  Aufbau  der  beiden  kunstgewerblichen  Museen  „Willet 
Holthuyzen“  und  „Fodor“.  Der  Amsterdamer  Magistrat  beauftragte  ihn 
1947  mit  der  Leitung  eines  neueröffneten  „Jüdischen  Museums“,  das  nicht 
nur  kostbare  Kunstwerke  jüdischer  Meister  und  Ritualgegenstände  ent¬ 
hält,  sondern  auch  wegen  seines  Standortes  einen  Platz  in  der  Kunstgeschichte 
beanspruchen  darf.  Gemeinsam  mit  dem  „Historischen  Museum“  befindet  es 
sich  nämlich  in  der  sogenannten  „Waag“  (Waage),  in  der  Rembrandt,  der 
größte  Meister  niederländischen  Blutes,  sein  berühmtes  Werk  „Die  Anatomie 
des  Dr.  Tulp“  schuf  und  in  dem  er  auf  dem  Hausboden  ein  achtlos  aufgeroll- 
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tes  Bild  hinterließ.  Es  war  die  von  den  Zeitgenossen  mißverstandene  und 
abgelehnte  „Nachtwache“  (richtiger  „Schützenzug“),  die  heute  mit  Recht  als 
eines  der  größten  Kunstwerke  der  Malerei  in  aller  Welt  gilt.  Während  gerau¬ 
mer  Zeit  leitete  Otto  Meyer  als  statthaltender  Direktor  das  gesamte  Städti¬ 
sche  Museum  Amsterdams. 

Von  Otto  Meyer  kam  auch  die  Initiative  zur  Gründung  einer  Gesellschaft 
der  „Freunde  der  niederländischen  Keramik“.  Diese  Vereinigung  gründete 
eine  ausgezeichnet  ausgestattete  Monatszeitschrift  zur  Förderung  und  Pflege 
der  keramischen  Kunst,  die  einen  Stab  sachverständiger  Kritiker  und  aner¬ 
kannter  Künstler  zur  Mitarbeit  heranzuziehen  verstand  und  von  Sandberg 
und  Meyer  redigiert  wurde. 

So  wurde  dem  Osnabrücker  Otto  Meyer  nach  seiner  Vertreibung  aus 
Deutschland  die  Stadt  Amsterdam  zu  einer  zweiten  Heimat,  die  ihm  nach 
dem  Zusammenbruch  der  nationalsozialistischen  Gewaltherrschaft  auch  die 
verdiente  Anerkennung  nicht  vorenthielt.  Die  Kunststadt  erkannte  in  ihm 
den  umfassenden  Kenner  auf  allen  Gebieten  der  Kunst  und  bot  ihm  das 
angemessene  Wirkungsfeld.  Als  er  dann  aus  gesundheitlichen  Rücksichten 
allmählich  von  seinen  Ämtern  zurücktrat,  wurden  ihm  viele  Ehrungen  zuteil. 
Die  bedeutendste  war  die  Verleihung  der  Silbernen  Museumsmedaille  der 
Stadt  Amsterdam,  die  ihm  der  Kulturdezernent  im  Rahmen  eines  Festaktes 
überreichte.  Sein  Nachfolger  in  der  Leitung  des  jüdischen  Museums  sagte 
von  ihm:  „Er  hatte  ein  untrügliches  Gefühl  für  die  Qualität  von  Kunst¬ 
werken,  ebenso  aber  auch  für  die  Qualität  von  Menschen.“  Als  er  im  Alter 
von  70  Jahren  starb,  galten  ihm  ehrende  Nachrufe  der  holländischen  Zei¬ 
tungen. 

Den  Osnabrückern,  die  ihn  kannten,  steht  das  Bild  Otto  Meyers  noch  lebhaft 
vor  Augen,  eines  wuchtigen  Mannes  mittlerer  Größe  mit  einer  tiefen  Stimme, 
dichtem,  früh  ergrauendem  Haar  und  einem  Blick,  in  dem  sich  Verstand, 
Kritik  und  Unternehmungsgeist  mit  menschlicher  Aufgeschlossenheit  und 
freundlicher  Konzilianz  paarten. 
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NACHWORT 


Die  Geschichte  der  Juden  in  Osnabrück  ist  ein  relativ  kleines  Kapitel  in  der 
dramatischen  Geschichte  des  Weltjudentums.  Gerade  dadurch  aber  schien  die 
Möglichkeit  gegeben,  anhand  von  Urkunden,  Erlassen  und  Berichten  detail¬ 
liert  zu  arbeiten  und  ein  zwar  kleines,  aber  scharf  umrissenes  Bild  zu  ent¬ 
werfen,  das  Fakten  und  Hintergründe  so  deutlich  aufzeichnet  wie  ein  Kup¬ 
ferstich  en  miniature. 

Aus  der  Zeit  der  Verfolgung  im  Dritten  Reich  war  es  mir  leider  nicht  mög¬ 
lich,  Osnabrücker  Verfügungen,  Erlasse  und  Befehle  gegen  die  einzelnen 
Juden  der  Stadt  zu  erhalten,  so  daß  ich  mich  auf  die  Berichte  der  gegenwär¬ 
tigen  jüdischen  Gemeinde,  auf  Presseberichte  und  nicht  zuletzt  auf  meine 
eigenen  Kenntnisse  und  Erinnerungen  verlassen  mußte.  Die  dabei  geübte 
Vorsicht  mag  Umfang  und  Plastik  der  Darstellung  an  diesem  Punkt  beein¬ 
trächtigen,  soll  aber  der  Wahrhaftigkeit  und  Richtigkeit  zugute  kommen. 
Anhaltspunkte  für  die  mittelalterliche  Geschichte  fand  ich  vor  allem  in  Her¬ 
mann  Rotherts  „Geschichte  der  Stadt  Osnabrück  im  Mittelalter“  sowie  in 
Dr.  Ludwig  Hoffmeyers  „Chronik  der  Stadt  Osnabrück“.  Stüves  „Geschichte 
des  Hochstiftes  Osnabrück“  brachte  weitere  verwertbare  Hinweise.  Viel 
Brauchbares  enthielten  verschiedene  Bände  der  Mitteilungen  des  Historischen 
Vereins.  Hinsichtlich  der  letzten  Epoche  konnte  ich  Wesentliches  meiner  eige¬ 
nen  Darstellung  der  Stadt  Osnabrück  in  der  Zeit  von  1933  bis  1945  ent¬ 
nehmen. 

Bedeutende  Förderung  erfuhr  ich  durch  die  liebenswürdige  Beratung  und 
Hilfe  im  Staatsarchiv  zu  Osnabrück,  wo  man  mir  auch  bei  den  Abschriften 
der  im  Urkundenbuch  nicht  enthaltenen  Urkunden  sowie  bei  der  Übersetzung 
der  lateinischen  und  niederdeutschen  Texte,  wenn  schwierige  Begriffsbestim¬ 
mungen  auftraten,  bereitwillig  zur  Hand  ging.  Durch  das  Museum  der 
Stadt  Osnabrück  wurden  mir  wertvolle  Hinweise  gegeben;  Museumsdirek¬ 
tor  Dr.  Borchers  ermächtigte  mich,  auf  seine  Wertung  der  künstlerischen  Per¬ 
sönlichkeit  von  Frau  Clara  Witte  und  von  Felix  Nußbaum  zurückzugreifen. 
Allen  Helfern  gilt  mein  herzlicher  Dank. 

Wenn  in  dieser  Geschichte  der  Juden  in  Osnabrück  neben  den  Übersetzungen 
der  alten  Urkunden  und  Erlasse  auch  die  Originaltexte  gebracht  sind,  so 
sollte  das  der  Beweiskraft  dienen  und  dem  Bild  jener  Zeiten  Farbe  und 
Leben  geben. 
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Die  mir  zur  Verfügung  stehende  verhältnismäßig  kurze  Zeit  ermöglichte  kein 
in  allem  ausgewogenes  Werk,  doch  hoffe  ich,  mit  dem  Buch  das  Schicksal 
der  Juden  in  unserem  begrenzten  Raum  wahrhaftig  geschildert  zu  haben. 
Dazu  gehörte,  daß  auch  die  das  Schicksal  der  Juden  so  schwer  belastenden 
Vorurteile  mit  dem  Streben  nach  gerechter  Wertung  geschildert  wurden.  Daß 
gegenseitiges  Verstehen  nur  auf  Erkennen  gründet,  gilt  für  den  kleinsten  wie 
für  den  größten  Raum.  Der  Verfasser 
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